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Gemeinderath ſich befindlicher Brunnen und über den langſamen Gang der Ver⸗ 
| | 95 vollſtändigung der Hochquellen⸗Waſſerleitung dortſelbſt verwies. 
1 Ich habe die Ehre, diesfalls folgendes zu bemerken: 
Sitzungen des Gemeinderathes. ITnm XI. Bezirke, und zwar in der ehemaligen Gemeinde 
Dienstag, den 12. Februar 1895, 5 Uhr nachmittags. Simmering befinden ſich bereits in nachfolgenden Gaſſen Rohr— 
Freitag, den 15. Februar 1895, 5 Uhr nachmittags. ſtränge der Hochquellenleitung, und zwar: 


Simmeringer Hauptſtraße rechts von Nr. 2 bis 152, und 
von da an bis zum Ende auf der linken Seite, 

Blumen- jetzt Molitorgaſſe, 

Hirſchen- jetzt Hauffgaſſe bis Nr. 19, 

Pfeifergaſſe bis Marktplatz, 

Marktplatz jetzt Enkplatz, 

Geiſelbergſtraße bis zum Viaducte der Aſpangbahn, 

Felber⸗ jetzt Krauſegaſſe, von der Hauptſtraße bis zur Dorfgaſſe, 

Dorfgaſſe, von der Krauſegaſſe bis zur Schule Meichelſtraße, 

Braunhubergaſſe, von der Hauptſtraße bis zur Loryſtraße. 
Ungeachtet alſo der weitaus größere Theil der ehemaligen 
Vorortegemeinde Simmering mit dem Rohrſtrange der Hoch— 
quellenleitung verſehen und ſomit für eine verhältnismäßig große 


Hlenographiſcher Bericht 
über die öffentliche Sitzung des Gemeinderathes der k. k. 
Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien vom 5. Februar 
1895 unter dem Vorſitze des Bürgermeiſters 
Dr. Raimund Grübl und des Bice-Bürgermeiftere 
Joſef Matzenauer. 


Vürgermeiſter Dr. Grübl: Die Verſammlung iſt beſchluſs— 
fähig, die Sitzung eröffnet. 

1. Herr Gem.⸗Rath Dehm entſchuldigt ſein Ausbleiben von 
der heutigen Gemeinderaths⸗Sitzung wegen Theilnahme an einer 
Sitzung des Bauausſchuſſes im Landtage. Herr Gem.⸗Rath Dr. 
Lerch entſchuldigt ſein Ausbleiben von der heutigen Sitzung 
wegen Unwohlſeins. 

2. Herr Gem.⸗Rath Weitmann hat um einen vier— 
wöchentlichen Urlaub bis Ende Februar erſucht. Dieſer Urlaub 
wurde ertheilt. 

3. Eine Deputation der ſtädtiſchen Beamten hat mich erſucht, 
dem löblichen Gemeinderathe den Dank der ſtädt. Beamtenſchaft 
für die vom Gemeinderathe genehmigte Anderung der Penſions⸗ 
vorſchrift für die Gemeindebeamten und Diener, reſpective für 
deren Witwen und Waiſen zu übermitteln. 

4. Herr Gem.⸗Rath Seidler hat in der letzten Sitzung 
interpelliert, indem er auf das Verſiegen mehrerer in Simmering 


Anzahl von circa 160 Häuſern die Möglichkeit, das Hochquellen⸗ 
waſſer einzuleiten, geboten iſt, haben doch nur 47 Waſſerbezugs⸗ 
Anmeldungen im Jahre 1894 ſtattgefunden, eine Anzahl, die mit 
Bezug auf das im Bezirke befindliche Rohrnetz als eine ſehr 
geringe bezeichnet werden mufs. übrigens iſt durch die in der 
Hauptſtraße, Dorfgaſſe, Hauffgaſſe, Geiſelberggaſſe und Braunhuber⸗ 
gaſſe aufgeſtellten öffentlichen Auslaufbrunnen der Hochquellen⸗ 
leitung, zuſammen 13 Stück, dem dringendſten Bedürfniſſe ent⸗ 
ſprochen. 

Das Project für den Ausbau des Rohrnetzes im ganzen 
XI. Bezirke wird noch im Laufe dieſes Monates zur Genehmigung 
vorgelegt werden, und können die bezüglichen Arbeiten noch im 
laufenden Jahre vollendet ſein. 

Ich bitte, dies zur Kenntnis zu nehmen. 

Ich erſuche um Mittheilung des Einlaufes 
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Schriftführer Gem.-Rath Dr. Zimmermann (liest): 

5. Interpellation der Gem.-Näthe Schlögl, Brauneiß 
und Röhrl: 

Die drei unterzeichneten Gemeinderäthe des XIV. Bezirkes Rudolfsheim 
erlauben ſich an den hochgeehrten Herrn Bürgermeiſter die Interpellation 
zu richten, 

wie es kommt, dass einem Hausbeſitzer des Hauſes XIV. Be⸗ 
zirk, Meidlingergaſſe Or. Nr. 7, auf feinem Zinsſteuer⸗Anlage⸗ 


bogen Waſſergebüren vorgeſchrieben wurden, wo er ſelbſt in ſein 


Haus weder Waſſer einleiten ließ, noch um ſelbe Einleitung 
anſuchte. 

Über dieſen Fall wurde am 4. Februar in der General— 
verſammlung des Hausherrenvereines vom XIV. Bezirke debattiert 
und die Gefertigten mit dieſer Interpellation betraut. 

Bürgermeifter: Ich werde über dieſen Gegenſtand Er— 
hebungen pflegen. 


Schriftführer Gem.-Rath Dr. Zimmermann (liest): 


6. Interpellation des Gem.-Nathes Dr. Tueger 


und Genoſſen: 


Unter Bezugnahme auf den von dem Herrn Bürgermeiſter über den 
Stand der Gasfrage erſtatteten Bericht ſtellen wir folgende Anfrage: 


Iſt das Geſuch um Ertheilung des Bau- und Betriebs— 
conſenſes für die eigenen ſtädtiſchen Gaswerke bereits bei dem 
Wiener Magiſtrate überreicht worden? 

Wenn ja, an welchem Tage? 

Wenn nein, worin beſtehen die Hinderniſſe, und wann wird 
es überreicht? s 

Bürgermeiſter: Ich habe die Ehre, darauf folgendes zu 
erwidern: Die Vorlage des Projectes über die Erbauung der 
ſtädtiſchen Gaswerke auf den ſtädtiſchen und Bürgerſpitalsgründen 
im XI. Bezirke nächſt der Stadtbahntrace behufs Erwirkung des 
Bau⸗ und Betriebsconſenſes wurde zur Magiſtratszahl 17818 vom 
29. Jänner 1895 beim Magiftrat3-Departement IX eingebracht 
und iſt die commiſſionelle Verhandlung mit Edict vom 31. Jänner 
1895 auf den 23. Februar 1895 anberaumt worden. (Bravo! 
links.) 


Schriftführer Gem.-Rath Dr. Zimmermann (liest): 


7. Interpellation des Gem.-Nathes Värtt: 

Nachdem ſchon zu wiederholtenmalen ſeitens der Wiedener Bezirks— 
vertretung die Anbringung einer transparenten Uhr an der Eliſabethkirche am 
Karolinenplatze als ein dringendes Bedürfnis für den öffentlichen Verkehr 
beantragt und urgiert wurde, diesbezügliche Eingaben auch an den Stadtrath 
gemacht worden ſind und die Anbringung einer transparenten Uhr an der ob— 
bezeichneten Kirche thatſächlich eine Nothwendigkeit iſt, indem die Frequenz 
nach dem Südbahnhofe von der Alleegaſſe aus eine ziemlich bedeutende iſt, ſo 
ſehen ſich die Unterzeichneten veranlaſst, au den Herrn Bürgermeiſter die 
Anfrage zu richten: 

1. Was iſt der Grund, dajs dem berechtigten Wunſche der 
Wiedener Bezirksvertretung behufs Anbringung einer transparenten 
Uhr an der Eliſabethkirche bis heute nicht entſprochen wurde, und 

2. Iſt der Herr Bürgermeiſter geneigt, dahin zu wirken, dafs 
dieſe Uhr recht bald zur Anbringung gelange? 

Bürgermeifter: Ich werde über den Gegenſtand Erhebungen 


pflegen und die Erledigung urgieren. 

Schriftführer Gem.-Nath Dr. Zimmermann (liest): 

S8. Interpellation des Gem.-Nathes Dürbek: 

Am 4. d. M. fand im Bureau des Herrn Magiſtratsrathes Linsbauer 
eine Offertverhandlung über neun Stück Aufſpritzwägen ſtatt. 

Da zu dieſer Offertverhandlung die Genoſſenſchaft der Huf- und Wagen- 
ſchmiede keine Verſtändigung erhielt, bei einer früheren Offertverhandlung die 
Genoſſenſchaft zu ſpät verſtändigt wurde, ſo erlaubt ſich der ergebenſt Gefertigte 
über Anſuchen der Genoſſenſchaft an den hochverehrten Herrn Bürgermeiſter 
die Anfrage zu ſtellen, 


Amtsblatt der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien. — Nr. 12, 8. Februar 1895. 


PAP ANINTITITNINTINIINNA — . . Y r INXX XN INN ANN nn ER x 
8 X 


NTS I — I E A — 


weshalb die Genoſſenſchaft der Huf- und Wagenſchmiede zur 
Offertverhandlung für den 4. d. M. keine Verſtändigung erhielt? 

Zugleich erlaubt ſich derſelbe die Bitte zu ſtelleu, 

bei wieder ſtattfindender Offertverhandlung die erwähnte Ge— 
noſſenſchaft, wenn es ſich überhaupt um Gegenſtände handelt, 
wozu in erſter Linie die Huf- und Wagenſchmiede befähigt ſind, 


rechtzeitig zu verſtändigen. 


Bürgermeifler : Ich werde über dieſen Gegenſtand Erhebungen 
pflegen. 


Schriftführer Gem.-Nath Dr. Zimmermann (liest): 
9. Interpellation des Gem.-Nathes Steiner: 


Das hohe k. k. Miniſterium des Innern hat dem Reecurſe der Eheleute 
Anton und Anna Kirliuger in Nufsdorf gegen die Verweigerung der Bau— 
bewilligung ſeitens der Commune, reſpective ſeitens der Baudeputation Folge 
gegeben und mit Decret vom 6. November 1894, Min.⸗Z. 27163, Bau⸗ 
deput.⸗Z. 172, das Anſuchen der Gemeinde um Siſtierung des miniſteriellen 
Erkenntniſſes bis zur Entſcheidung der von der Gemeinde eingebrachten Be— 
ſchwerde au den hohen k. k. Verwaltungsgerichtshof mit dem Beiſatze ab- 
gewieſen, daſs den genannten Bauwerbern der Bauconſens unverzüglich zu 
ertheilen ſei. 

Der Magiſtrat hat eutgegen dem Geſetze, nach welchem die rechtskräftige 
Entſcheidung der Baubehörde dritter Inſtanz in Vollzug zu ſetzen iſt, bisher 
die Baubewilligung nicht hinausgegeben und weigert ſich ſonach in ganz rechts⸗ 
widriger Weiſe, den Auftrag des Miniſteriums durchzuführen. 

Ich ſtelle daher unter Hinweis auf den Umſtand, dafs den genannten 
Bauwerbern bisher ſchon viele Koſten erwachſen find und dafs denſelben durch 
das Vorgehen des Magiſtrates als Baubehörde ein bedeutender Vermögens⸗ 
nachtheil zugefügt wurde, die Anfrage: 


Iſt der Herr Bürgermeiſter geneigt zu veranlaſſen, daſs der 
Magiſtrat als Baubehörde erſter Inſtanz den Auftrag des hohen 
k. k. Miniſteriums des Innern nunmehr ungeſäumt befolgt und 
den Eheleuten Kirlinger den Bauconſens hinausgibt? 

Bürgermeifter: Ich werde mir die Acten vorlegen laſſen 
und eventuell das erforderliche veranlaſſen. 


Schriftführer Gem. Rath Dr. Zimmermann (liest): 
10. Interpellation des Gem.-Nathes Vranneiß: 


Ich habe vor langer Zeit einen Antrag wegen Aufhebung der Über— 
brückungsgebüren, welche laut eines Landesgeſetzes von den Hausbeſitzern jen- 
ſeits der Weſtbahn (auf der Schmelz) zwiſchen der Pouthongaſſe und der 
Rudolfſtraße im XIV. Bezirke eingehoben werden, eingebracht. 

Es iſt zwar ſeit dieſer Zeit vom löblichen Gemeinderathe der Beſchluſs 
gefaſst worden, dafs die Gebür für jene Bauten, welche vom 1. Jänner 1894 
an ausgeführt werden, nicht mehr vorgeſchrieben wird, jedoch hat der Ge— 
meinderath noch keinen Beſchluſs gefasst, dafs das Landesgeſetz aufgehoben wird. 

In der letzten Sitzung des n.⸗ö. Landtages hat der Herr Abgeordnete 
Schneider den Antrag auf Aufhebung dieſes Landesgeſetzes geſtellt, und der⸗ 
ſelbe theilte mir mit, das auch der Stadtrath und der Gemeinderath hierüber 
zu beſchließen haben. 


Ich ſtelle daher an den hochgeehrten Herrn Bürgermeiſter die ergebeue 
Aufrage: 


Wäre der Herr Bürgermeiſter nicht geneigt, dieſen meinen 
Antrag baldigſt zur geſchäftsordnungsmäßigen Behandlung zu bringen? 

Bürgermeiſter: Der löbliche Gemeinderath hat beſchloſſen, 
daßs dieſe Überbrückungsgebür vom 1. Jänner 1894 an nicht mehr 
einzuheben iſt und dieſer Beſchluſs iſt auch in Ausführung be 
griffen, beziehungsweiſe iſt ſeit 1. Jänner 1894 eine derartige 
Gebür nicht mehr zur Vorſchreibung gelangt. 

Derzeit handelt es ſich nur um mehr Rückſtände bis zum 31. De⸗ 
cember 1893, welche, wenn ich mich recht erinnere, bis zu einem 
Betrage von circa 3000 fl. aushaften. Die Schuldner haben ſich 
an mich gewendet wegen Stundung, beziehungsweiſe Ertheilung 
von Friſten; die diesfällige Verhandlung wegen Erledigung des 
Anſuchens iſt im Zuge. Ich glaube nicht, dass es nothwendig iſt, 
diesfalls ein Anſuchen an den Landtag zu richten, weil ja gegen 
die Ausführung des Gemeinderaths-Beſchluſſes ein Hindernis nicht 
obwaltet. 
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Schriftführer Gem.-Rath Dr. Zimmermann (liest) : 

11. Interpellation des Gem.-Nathes Brauneiß: 

Ich habe im vorigen Jahre einen Antrag auf Vergrößerung, vefpective 
Arrondierung des Baumgartener Friedhofes eiugebracht. Es wurden ſeit dieſer 
Zeit mehrere Commiſſionen am obigen Friedhofe vorgenommen und haben ſich 
alle behördlichen Organe für die Vergrößerung ausgeſprochen. 

Ein weiterer Umſtand iſt auch noch in Betracht zu ziehen, dafs der Platz 
der vorjährigen Erweiterung kaum für das heurige Jahr ausreichen dürfte. 


In Anbetracht deſſen erlaube ich mir an den hochgeehrten Herrn Bürger— 
meiſter die ergebene Anfrage: 


Wann wird dieſer mein Antrag zur Erledigung gelangen? 


Vürgermeiſter: Der Gegenſtand war bereits im Stadtrathe 
in Verhandlung. Die Verhandlung wurde vertagt wegen weiterer 
nothwendiger Erhebungen über den Gegenſtand. Ich werde die 
Angelegenheit urgieren. 

Schriftführer Gem.-Rath Dr. Zimmermann (liest): 

12. Antrag des Gem. Nathes Dr. Steger und Ge— 
noſſen: 


In Anbetracht der großen Dringlichkeit einer endgiltigen Löſung der 
Gasfrage, ſowie in Erwägung, dafs die Erbauung neuer ſtädtiſcher Gaswerke 
und die Legung eines neuen Rohrnetzes im Intereſſe der Stadt und ihrer 
Bewohner gelegen ſind, ſtellen wir folgenden Antrag: 


Der Gemeinderath der Stadt Wien beſchließe: 

1. Es find von Seite der Gemeinde Wien keinerlei Ver— 
handlungen mit der engliſchen Gasgeſellſchaft wegen Ablöſung 
ihrer Gaswerke und des Rohrnetzes zu pflegen; 

2. mit dem Bau eigener ſtädtiſcher Gaswerke und mit der 
Legung des Rohrnetzes iſt ohne Aufſchub zu beginnen. 

Mürgermeiſter: Wird dem Stadtrathe zur geſchäftsordnungs⸗ 
mäßigen Behandlung zugewieſen. 

Schriftführer Gem.⸗Nath Dr. Zimmermann (liest): 

13. Antrag des Gem.-Nathes Dr. Huber und Genoſſen: 

Der Gemeinderath beſchließe, es ſei eine Petition an den 
Landtag und Reichsrath dahingehend zu richten, dafs bezüglich 
der Beſetzung der Lehrer- und Schulleiterſtellen der Volks- und 


Bürgerſchulen das Präſentationsrecht derjenigen, welche dieſe 


Schulen erhalten — insbeſondere das diesbezügliche Präſentations⸗ 
recht der Gemeinde Wien — durch Beſtimmungen der Schul⸗ 
behörden und des Miniſteriums über das Geſchlecht der Lehr— 
perſonen in keiner Weiſe beſchränkt werden dürfe. 
Vürgermeiſter: Zur geſchäftsordnungsmäßigen Vorberathung. 
Schriftführer Gem. - Rath Dr. Zimmermann (liest): 
14. Antrag des Gem.-Nathes Büſch und Genoſſen: 


an die Gemeinde mit der Bitte heranzutreten, 


Das k. k. Handelsminiſterium hat laut Erlaſſes vom 3. November 1894, | 


Z. 59026, auf Grund des Ergebniſſes der am 16. October 1894 vorgenommenen 
politiſchen Begehung des Projectes der Wiener Tramway-Geſellſchaſt für die 
Herſtellung eines zweiten Geleiſes in der Schönbrunner Hauptſtraße im 
XII. Bezirke zwiſchen der Jakobſtraße und Gärtnergaſſe die Belaſſung des 
ſeinerzeit als proviſoriſche Anlage aus Anlass des Baues des Haupt-Sammel- 
canales am rechten Wienufer errichteten zweiten Geleiſes in der genannten 
Strecke als Definitivum unter nachfolgenden Bedingungen genehmigt: 

„J. Sind die ſeitens des Magiſtrates der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenz⸗ 
ſtadt Wien zufolge Stadtraths⸗Beſchluſſes vom 9. Auguſt 1894, Z. 56752/, 
geſtellten Bedingungen vollinhaltlich zu berückſichtigen; 

2. iſt die Tramway⸗Geſellſchaft behufs Vermeidung der Gefährdung von 
Paſſanten gemäß dem im Protokolle vom 16. October 1894 geſtellten Antrage 
des Vertreters der k. k. Polizei⸗Direction zu verhalten, dafs längs der Häuſer 
Nr. 1, 3 und 5 der Schönbrunner Hauptſtraße nur im laugſamen Tempo 
gefahren werde, wodurch auch die ſeikens der Intereſſenten befürchtete Be⸗ 
ſpritzung ihrer Häuſer mit Straßenkoth durch die Tramway vermieden 
werden wird; 

3. im Falle dieſe Geleiſeanlage fernerhin zu begründeten Beſchwerden 
Anlaſs geben ſollte, bleibt eine nachträgliche Abänderung derſelben der Ent— 
ſcheidung des Handelsminiſteriums vorbehalten. 

Die von den Intereſſenten bei der politiſchen Begehung erhobenen Be— 
ſchwerden, inſoweit denſelben durch die vorſtehende Entſcheidung nicht bereits 
Rechnung getragen wurde, werden abgewieſen. 

Hierin wird die geehrte Direction mit Beziehung auf den h. o. Erlass 
vom 26. October 1894, Z. 82519, unter Anſchluſs eines ſignierten Planpaares 
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mit dem Bemerken in die Kenntnis geſetzt, dafs die Intereſſenten von dieſer 
Entſcheidung unter einem verſtändigt werden. 

Die betreffenden Hausbeſitzer wurden als Intereſſenten am 25. November 
1894 von dieſer Entſcheidung auch verſtändigt.“ | 

Bisher iſt nun weder der Punkt 1 obiger Entſcheidung: Die Bedingung 
des Stadtrathes, dajs im Bedarfsfalle, insbeſondere bei Wagenaufſtellungen 
das Geleiſe au Seite der ungerade numerierten Hänſer nicht benützt werde, 
noch viel weniger der Punkt 2 obiger Entſcheidung eingehalten worden. Denn 
den Geſchäftsleuten iſt das Auf- und Abladen der Waren meiſt nur dann 
möglich, wenn die Wagen auf der Jenſeite Aufſtellung nehmen. f 

Des Befahren als Definitivum des zweiten neuen Geleiſes iſt für jeden 
Paſſanten auf der Linksſeite faft eine Lebensgefährdung, wenn auch die Tramway 
langſam fahren würde, von welchem aber weder ein Kutſcher noch ein Tramway⸗ 
Conducteur unterrichtet iſt. Wenn ein Paſſant ahnungslos auf den erhöhten 
Trottoir-Einfaſſungsſteinen geht, was wegen des ſehr ſchmalen und tief liegenden 
Trottoirs meiſt der Fall iſt, ſo wird derſelbe von der kaum 30 em von der 
Trottoir-Einfaſſung daherrollenden Tramway beinahe ſeitwärts geſchleudert 
und bis zur Unkenntlichkeit mit Straßenkoth beſpritzt. 

Nicht nur von der Tramway allein, ſondern auch von den Fahrzeugen 
wird die durch Aufſtrenen des Schienenſalzes heute entſtehende ſchädliche Jauche, 
ſodann Straßenkoth an die Paſſanten, Häuſer und Geſchäftsauslagen geſpritzt, 
jo dass dieſer Übelſtand alle bezeichneten Intereſſenten fühlbar ſchädigt und 
begründete Beſchwerde gibt, von dem Punkte 3 der Entſcheidung Gebrauch zu 
machen. 

5 Es iſt völlig ſtaunenerregend, daſs dieſes proviſoriſche Geleiſe als Defi- 
nitivum bewilligt wurde, nachdem nicht nur die alte Gemeinde Gaudenzdorf 
ſeinerzeit ein ſolches aus Gefahrsgründen aufzuſtellen verweigert hat, ſondern 


auch der heutige XII. Bezirksausſchußs einſtimmig ſich dagegen ausgeſprochen 
hatte. Es iſt daher eine Pflicht des Gemeinderathes, 


die mit gleichen Steuern 
und Pflichten belaſteten Hausbeſitzer und Geſchäftsinhaber gegenüber der Tramway⸗ 
Geſellſchaft zu ſchützen, und in Anbetracht deſſen erlaube ich mir den Dring- 
lichkeits-Antrag zu ſtellen: 

Der Gemeinderath beſchließe: 

Es ſei ungeſäumt eine Commiſſion zur Inaugenſcheinnahme 
bezeichneten Übelſtandes anzuordnen, der auch die Gemeinderäthe 
des XII. Bezirkes und der Herr St.-R. Schneiderhan beige— 
zogen werden ſollen. 

Es ſeien dann unter Anführung der bezeichneten und erhobenen 
Beſchwerden das k. k. Handelsminiſterium zur Abänderung der er— 
laſſenen Entſcheidungen zu erſuchen, die dahingehe, das zweite, 
neu errichtete Tramwaygeleiſe auf der Schönbrunner Hauptſtraße, 
XII. Bezirk, zwiſchen der Jakobſtraße und Gärtnergaſſe als Defi— 
nitivum aufzulaſſen. 


Bürgermeifler: Wird der geſchäftsordnungsmäßigen Be⸗ 
handlung zugeführt. 


Schriftführer Gem.-Nath Dr. Zimmermann (liest): 


15. Antrag des Gem.-Rathes Steiner: 

Der Verein der Hausbeſitzer im XIX. Bezirke hat den Beſchlußs gefaſst, 
den Sonnbergplatz in Döbling 
in Stand zu ſetzen und zu dieſem Behufe das Niveau auszugleichen und zu 
regulieren. 

Nachdem dieſes Anſuchen des gedachten Vereines bei dem Umſtande, als 
der in Rede ſtehende Platz durch den Bau eines zweiſtöckigen Wohnhauſes in 
ſeinem ganzen projectierten Umfange nunmehr abgegrenzt erſcheint, vollſtändig 
begründet iſt, ſtelle ich den Antrag: 

Es ſei das Stadtbauamt mit der Durchführung der Niveau— 
regulierung und Inſtandſetzung des Sonnbergplatzes zu beauftragen. 

Würgermeiſter: Zur geſchäftsordnungsmäßigen Behandlung. 

Schriftführer Hem.⸗Nath Dr. Zimmermann (liest): 


16. Antrag des Gem.-Nathes Steiner: 

Seit einer ſehr langen Reihe von Jahren beſteht in Döbling ein Feld— 
weg, welcher von der Hartäckerſtraße in die Krottenbachſtraße, beziehungsweiſe 
Obkirchergaſſe im XIX. Bezirke führt und infolge des Umſtandes, als derſelbe 
die kürzeſte Verbindung zwiſchen der Krim, beziehungsweiſe Sievering, Grinzing 
und Unter⸗Döbling mit der Friedhofſtraße in Döbling, beziehungsweiſe mit 
Währing, Weinhaus, Gerſthof und Hernals bildet, täglich von tauſenden, an 
Sonn⸗ und Feiertagen aber von einer ungemein großen Zahl von Fußgängern 
benützt wurde und für den nächſtbetheiligten Bezirkstheil Krim in Döbling 
geradezu eine Exiſtenzfrage war, weil derſelbe in der erwähnten Richtung eine 
dringend nothwendige Verbindung herſtellte. 

Durch den Bau der Vorortelinie der Wiener Stadtbahn wurde dieſer 
abe durch einen Einſchnitt der Bahn unterbrochen und ſomit für den Verkehr 
abgeſperrt. 

Die betroffenen Bewohner und Geſchäftsleute haben nun mittels der 
beiliegenden Petition an den Gemeinderath die Bttte gerichtet, den gedachten 
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Weg wiederherzuſtellen, eventuell durch überbrückung des Bahneinſchnittes 
wieder paſſierbar zu machen. 

Demzufolge erlaube ich mir den Antrag zu ſtellen: 

Es ſei der Magiſtrat zu beauftragen, unverzüglich mit der 
Bauleitung der Stadtbahn (Vorortelinie) in Verkehr zu treten, 
damit dieſelbe den in Rede ſtehenden Weg zwiſchen Bahn— 
kilometer 6˙8, welcher auch im Grundbuche als öffentlicher Weg 
ausgezeichnet erſcheint, noch vor Beginn des Sommers in paſſier— 
baren Stand ſetze. 

Vürgermeiſter: Wird geſchäftsordnungsmäßig behandelt. 

Schriftführer Gem.-Rath Dr. Zimmermann (liest): 

17. Antrag des Gem.⸗Nathes Dr. Geßmann und Ge⸗ 
noſſen: 

Im Stande der Beamten der ſtädtiſchen Kanzlei und Regiſtratur herrſchen 
dermalen unter allen Zweigen des ſtädtiſchen Dienſtes die ungünſtigſten Vor— 
rückungs⸗Verhältniſſe, da auf 240 Praktikanten und 100 Acceſſiſten nur 
50 Officiale der 2. Kategorie und 40 Officiale der 1. Kategorie in der 
X. Rangclaſſe, 10 Adjuncten in der IX Nangclaſſe und 2 Vorſtände der 


VIII. Rangclaffe entfallen, fo dass in dieſer Branche leider von einem Be— 
amten⸗Proletariate in materieller Hinſicht mit Recht geſprochen werden kanu. 


Die Gefertigten beantragen daher, 

es ſei der löbliche Stadtrath aufzufordern, dem Gemeinderathe 
eheſtens Anträge bezüglich einer ſolchen Status-Eintheilung vor- 
zulegen, daſs das ſogenannte Drittel-Verhältnis der drei unterſten 
Rangſtufen incluſive der Praktikanten, d. i. eine gleiche Stellen- 
anzahl in denſelben, wie ein ſolches faſt durchgehends bei den 
Manipulationsämtern des Staates und der Hauptſache nach auch 
bei den meiſten ſtädtiſchen Amtern beſteht, in der ſtädtiſchen 
Kanzlei» und Regiſtraturbranche gleichfalls platzgreife. 

Vürgermeiſter: Wird geſchäftsordnungsmäßig behandelt 
werden. 

Wir kommen zur Tagesordnung. 
Herrn Gem.-Rath Wurm. 

18. (807.) Referent Gem. Rath Wurm: Beilage 16. 
K. k. Generaldirection der öſterreichiſchen Staatsbahnen, betreffend 
den Abſchluſs eines Nachtragsübereinkommens bezüglich der Koften- 
auftheilung zwiſchen der Wienflufs-NRegulierung und der Wienthal⸗ 
linie der Stadtbahn für die Strecke Stiegerbrücke —Viehtrieb— 
brücke. 

Die Herren wiſſen, daſs urſprünglich in dem Programme 
für Verkehrsanlagen nur die Strecke vom Lainzerbache bis zur 
Stiegerbrücke und dann von der Viehtriebbrücke bis zum Schikaneder⸗ 
ſtege gekuppelt mit der Wienregulierung gedacht war. Später iſt 
nun die Verkehrsanlagen⸗Commiſſion an die Gemeinde mit dem 
Gedanken herangetreten, die Bahn auch in der Strecke von der 
Stiegerbrücke bis zur Schlachthausbrücke gekuppelt mit der Wien 
regulierung durchzuführen. | 

Durch dieſe Kuppelung werden beide Anlagen weſentlich zweck⸗ 
mäßiger ausgeführt; ſowohl für die Bahnunternehmung als auch 
für die Wienfluſs⸗Regulierung iſt die Kuppelung entſchieden ein 
Vortheil. Darum hat der Gemeinderath in ſeiner Sitzung vom 
17. Juli 1894 dieſer Idee zugeſtimmt und gewiſſe Bedingungen 
angegeben, unter welchen er einverſtanden wäre, dieſen Bau in 
der von der Verkehrsanlagen⸗Commiſſion vorgeſchlagenen Weiſe 
durchzuführen. 

Dieſe Beſtimmungen haben die Grundlage gebildet für die 
weiteren Verhandlungen zwiſchen der Gemeinde Wien und der 
Generaldirection der öſterreichiſchen Staatsbahnen, welche im Namen 
der Verkehrsanlagen⸗Commiſſion mit der Gemeinde verhandelt hat. 
In dieſen Verhandlungen und auch in dem vorangegangenen Be⸗ 
ſchluſſe des Gemeinderathes iſt das Hauptgewicht darauf gelegt, 


Zum Referate bitte ich 
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daſs in dieſer Strecke von der Stiegerbrücke bis zur Schlacht⸗ 
hausbrücke dieſelben Bedingungen für den gemeinſamen Bau 
herrſchen ſollen, wie in den bereits genehmigten gekuppelten Strecken, 
nämlich dass alle jene Koſten, welche ſowohl dem Bahnbau als 
auch der Fluſsregulierung dienen, gemeinſam getragen werden und 
dajs für die Auftheilung dieſer gemeinſamen Koſten dieſelbe Ver— 
einbarung gelten ſoll, welche ſeinerzeit zwiſchen der Gemeinde Wien 
und der Dampftramway⸗Geſellſchaft vormals Krauß & Comp. 
vereinbart und feſtgeſtellt wurde. Nach dieſer Vereinbarung ſind 
alle Grundeinlöſungen, auch die am linken Wienflufsufer auf Koſten 
der Bahnunternehmung durchzuführen. Durch die Kuppelung von 
Bahn und Fluſsregulierung iſt nämlich eine größere Breite in 
Anſpruch genommen worden und wird die urſprünglich ziemlich 
im Wienbette gedachte Regulierung verbreitert und infolge deſſen 
auf das linke Ufer hinübergedrängt. Die Bahn iſt zwar auf dem 
rechten Ufer, aber ein großer Theil des linken Ufers wird jetzt in 
Anſpruch genommen, weil Bahn- und Wienregulierung zuſammen 
eine größere Breite einnehmen; alſo: alle jene Flächen, welche auf 
dem linken Ufer infolge der Kuppelung in Anſpruch genommen 
werden, find ſelbſtverſtändlich auf Koften der Bahnunternehmung 
einzulöſen und dann wieder der Wienfluſs⸗Regulierung zuzutheilen. 
Bezüglich der Koſten der gemeinſamen, fluſsſeitigen Bahnmauer 
iſt bekanntlich eine Vereinbarung zwiſchen Krauß & Comp. und 
der Gemeinde Wien getroffen worden, welche Vereinbarung auch 
von der Generaldirection aufgenommen wurde, und welche nun 
auch für dieſe Strecke gelten ſoll. Nach dieſer Vereinbarung iſt 
bekanntlich per laufenden Meter ein Koſtenpreis von 193 fl. 60 kr. 
der Gemeinde Wien für die Herſtellung dieſer Mauer zu erſetzen. 
Ferner wurde damals auch gefordert, daſs alle jene Unterfahrungen 
und baulichen Herſtellungen, welche durch das Hinüberſchieben der 
Trace in den Fundamenten des Schlachthauſes nothwendig ſind, 
auf Koſten der Verkehrsanlagen⸗Commiſſion hergeſtellt werden ſollen. 

Alle dieſe Forderungen ſind bewilligt, nur zwei minder 
weſentliche Punkte find nicht zugeſtanden worden. Es iſt nämlich 
auch verlangt worden, dass nicht nur die Koſten für dieſe bau⸗ 
lichen Herſtellungen erſetzt werden, ſondern auch jene Koſten, welche 
durch etwaige Betriebsſtörungen im Schlachthauſe verurſacht 
werden. Bei einer zweckmäßigen Arbeitseintheilung nun iſt ſowohl 
nach Anſicht des Bauamtes, als auch nach Anſicht des Magiſtrates 
gar keine Rede davon, dafs überhaupt eine weſentliche Betriebs— 
ſtörung vorkommen könnte. Ein zweiter Punkt war der, daßs die 
Gemeinde auch gefordert hat, es ſei jene Zinſenvergütung der 
Gemeinde zugute zu rechnen, welche dadurch begründet wird, dass 
ein Theil der Quaimauer dann früher hergeſtellt werden mufs, 
wenn die Bahn auch in dieſer Strecke gekuppelt wird, was ſonſt 
nicht der Fall wäre. Dieſe Forderungen ſind, wie geſagt, fallen 
gelaſſen worden, im übrigen ſind die Grundlagen, welche der 
Gemeinderath in feiner damaligen Sitzung aufgeſtellt hat, voll— 
kommen angenommen worden. Das übereinkommen lautet wörtlich 
wie folgt (liest): 

„Übereinkommen. 
1. Grundeinlöſung. 

Die geſammte Einlöſung von Grundſtücken und Objecten, 
welche innerhalb der Strecke von der Stiegerbrücke bis zur 
Schlachthausbrücke am linken Ufer für die Wienfluſs-Regulierung 
erforderlich ſein wird, iſt von der Commiſſion für Verkehrsanlagen 
auf ihre alleinigen Koſten, und zwar für Rechnung der Stadtbahn 
durchzuführen. 
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Dieſe Grundeinlöſung iſt bis an die äußere Baugrenze der 
linksſeitigen Widerlagsmauer auszudehnen. Zum Zwecke dieſer 
Einlöſung hat die Gemeinde Wien um die Enteignung einzu— 
ſchreiten und das Enteignungserkenntnis der k. k. Generaldirection 
der öſterreichiſchen Staatsbahnen zur Verfügung zu ſtellen. 

Gelegentlich der Einlöſungen in der obenbezeichneten Strecke 
wird die Commiſſion für Verkehrsanlagen auch die geſammte Ein- 
löſung von Grundſtücken und Objecten, welche für die Aus- 
führung der Wienfluſs⸗Regulierung am linken Ufer vom Sechshauſer 
Hofe an bis zur Stiegerbrücke erforderlich ſind, auf ihre Koſten 
für Rechnung der Stadtbahn durchführen. 

Die Grundeinlöſung iſt derart rechtzeitig zu bewerkſtelligen, 
dafs die Einhaltung des Bauprogrammes der Wienfluſs-Regulierung 
nicht gehindert wird. 

Der Erwerb der zwiſchen der rückwärtigen Flucht der fluſs— 
ſeitigen Mauer der Bahnanlage und der linksſeitigen Bauwerks— 
grenze der Wienfluſs⸗Regulierung gelegenen Theile der eingelösten 
Flächen erfolgt zu Gunſten der Wienflufs⸗Regulierung; die Commiſſion 
für Verkehrsanlagen wird daher die Aufnahme dieſer Liegenſchaften 
in die betreffenden Grundbücher erwirken. 

2. Bauliche Herſtellungen. 

Hinſichtlich der baulichen Herſtellungen zwiſchen Stieger- und 
Schlachthausbrücke gelten folgende Beſtimmungen: 

Die Koſten jener Herſtellungen, welche für die ausſchließlichen 
Zwecke der Wienflufs-Negulierung oder der Stadtbahn zu dienen 
haben, ſind von der betreffenden Unternehmung ſelbſt zu tragen. 

Die Koſten jenes von der Gemeinde Wien auszuführenden 
Mauerantheiles aber, welcher dem Übereinkommen vom 29. April 1893 
zugrunde gelegt worden iſt, wird die Commiſſion für Verkehrs: 
anlagen der Gemeinde Wien mit dem Betrage von 193 fl. 60 kr. 
(einhundertneunzigdrei Gulden 60 Kreuzer) für den Currenkmeter 
des rechtsſeitigen Widerlagers der Wieneinwölbung, und zwar auf 
Rechnung der Stadtbahn rückvergüten. 

Außerdem wird die Commiſſion für Verkehrsanlagen der 
Gemeinde Wien nicht nur die Koſten jenes Theiles des Fundament— 
aushubes ſammt Verführung für Rechnung der Stadtbahn erſetzen, 
welcher in das Kunſtprofil der Bahn fällt, und in dem ſchematiſchen 
Querprofile, welches dem Übereinkommen vom 29. April 1893 
beigeſchloſſen iſt, mit In o p q 1 umfchrieben tft, ſondern auch 
die Auslagen für jenen Erdaushub ſammt Verführung, welchen 
die Gemeinde über dieſe Grenzlinie hinaus aus techniſchen Gründen 
(lockeres Terrain, Erdabrutſchungen) zu beſorgen genöthigt iſt. Die 
Rückvergütung dieſer Koſten erfolgt nach Maßgabe jener Auslagen, 
welche der Gemeinde für die Arbeiten thatſächlich erwachſen ſind. 

Die Commiſſion für Verkehrsanlagen trägt weiters für 
Rechnung der Stadtbahn die Koſten der Unterfangungsarbeiten 
und baulichen Adaptierungen am Gumpendorfer Schlachthauſe, 
ſowie die Koſten der theilweiſen Demolierung und Wiederherſtellung 
von Brücken und Stegen, inſoweit dieſe Arbeiten eine Folge der 
durch das Bahnproject bedingten Anderung des Regulierungs⸗ 
projectes ſind. 

Hingegen verzichtet die Gemeinde Wien auf einen Erſatz für 
die finanziellen Nachtheile jener Störungen, welche durch die er- 
wähnten Unterfangungsarbeiten und Adaptierungen im Betriebe 
des Schlachthauſes etwa verurſacht werden. 

Die Commiſſion für Verkehrsanlagen verpflichtet ſich, weiters 
die in der Kreuzung der Gürtelſtraße und Wienthalſtraße liegenden 
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Strecken der Wienthallinie ſofort beim Bahnbau für Rechnung 
der Stadtbahn einzudecken. 

Eine Vergütung für den Verluſt an Zinſen, welcher der Ge— 
meinde Wien durch die frühere Ausführung von Mauerwerksanlagen 
zwiſchen Stieger- und Schlachthausbrücke, ſowie ſonſtiger zur Er- 
haltung des Hochwaſſerabfluſſes nothwendiger Herſtellungen er— 
wächst, ſowie einen Erſatz jener Koſtenerhöhung, welche ſich hiedurch 
bei der Bauvergebung ergibt, nimmt die Gemeinde Wien nicht in 
Anſpruch. 

Ebenſo verzichtet die Gemeinde auch auf den Erſatz jener ö 
Mehrkoſten des Erdaushubes und der Verführung desſelben, welche 
durch die Verſchiebung des regulierten Gerinnes verurſacht werden. 

Hingegen verpflichtet ſich die Commiſſion für Verkehrsanlagen, 
für die Strecke vom Schikanederſtege abwärts gegen die Karolinen— 
brücke zu die Kuppelung der Wienthallinie mit der Wienflufs- 
Regulierung durchzuführen und hinſichtlich dieſer Strecke bis 
längſtens 31. December 1896 mit der Gemeinde Wien ein überein⸗ 
kommen abzuſchließen, welches auf denſelben Grundſätzen wie das 
vorliegende Übereinkommen beruht, und nach welchem die Com: 
miſſion für Verkehrsanlagen der Gemeinde insbeſondere auch die 
Koften des obenbezeichneten Mauerantheiles in der Höhe von 
193 fl. 60 kr., das iſt einhundertneunzigdrei Gulden 60 Kreuzer 
per Currentmeter für Rechnung der Stadtbahn zu vergüten 
haben wird. 

Gleichzeitig übernimmt die Commiſſion für Verkehrsanlagen 
die Verpflichtung, die Bahn auch in der Strecke Schikanederſteg— 
Karolinenbrücke an den Durchkreuzungsſtellen mit den beſtehenden 
Straßenzügen ſofort einzudecken.“ 

Ich bitte, dieſes Übereinkommen anzunehmen. 


Dürgermeifter: Wünſcht jemand das Wort? (Niemand 
meldet ſich.) Es iſt nicht der Fall. Gegen die Anträge wird eine 
Einwendung nicht erhoben; dieſelben find angenommen. 
Beſchluſs: Der vorſtehende vollſtändig zur Verleſung gebrachte 

Referenten⸗Antrag. 


19. (727.) Referent Gem.-Rath Wurm: Beilage Nr. 15 
betrifft die Stations⸗Commiſſion, politiſche Begehung und Ent— 
eignungsverhandlung hinſichtlich der Theilſtrecken: a) Hietzing — 
Gumpendorfer Schlachthaus der Wienthallinie; b) der Abzweigung 
der Gürtellinie von der Lobkowitzbrücke bis zur Wienthalüberſetzung; 
c) der Fortſetzung letzterer Linie bis zum Weſtbahnhofe. 

Die politiſche Begehung, die Stations-Commiſſion und das 
Enteignungsverfahren hat bezüglich der Wienthallinie bereits in 
der Strecke Hütteldorf bis zum Hietzinger Bahnhofe der Dampf— 
Tramway⸗Geſellſchaft und dann von der Schlachthausbrücke bis 
zur Schikanederbrücke ſtattgefunden; es erübrigt nur die heute in 
Rede kommende Strecke zwiſchen den bereits begangenen Theilen. 

Da fällt vor allem bezüglich der Stations-Commiſſion, welche 
in erſter Linie in Betracht kommt, auf, dass gleich bei Beginn 
dieſer Linie nicht auf die veränderte Situation der Halteſtelle 
„Hietzing“ an der Kaiſer Franz Joſefsbrücke Rückſicht genommen 
wurde. Es iſt nämlich nach dem Gemeinderaths-Beſchluſſe verlangt 
worden, dass die Quaiſtraße Hietzing von der Kaiſer Franz Joſefs⸗ 
brücke fluſsaufwärts bis in die Nähe des Hütteldorfer Bahnhofes 
in Hacking verlängert werde, und infolgedeſſen musste die Halte⸗ 
ſtelle an der Kaiſer Franz Joſefsbrücke, die früher flussaufwärts 
gelegen iſt, fluſsabwärts verlegt werden. Dieſe Halteſtelle iſt nun 
noch nicht eingezeichnet, daher muſsten wir bei der politiſchen 
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Begehung darauf hinweiſen, dajs auch dieſe Halteſtelle in der 
Weiſe ſituiert werde, wie es den Forderungen der Gemeinde ent— 
ſpricht. Bezüglich der Halteſtelle „Schönbrunn“ an der Tegetthoff— 
brücke gelegen, iſt zu erwähnen, daßs dieſe Halteſtelle unmittelbar 
an der Brücke ſituiert iſt, wie es aus dem Plane hervorgeht. Das 
geht nun in einer Hauptverkehrsſtraße nicht an. Es wird daher 
gefordert, dajs dieſe Halteſtelle-Anlage mehr flussaufwärts ver— 
ſchoben wird, und zwar mindeſtens 6 m, dass alſo zwiſchen der 
, eigentlichen Straße, welche in der Fortſetzung der Brücke gelegen 
iſt, und dem Stationsgebäude doch ein gewiſſer Manipulations- 
und Auffahrtsraum vorhanden iſt. 

Bezüglich der dritten Station „Margarethenergürtel“ iſt nun 
zu erwähnen, daſs eine Ecke des Stationsgebändes über die pro— 
jectierte Gürtellinie hinausreicht. Das iſt doch nicht zweckmäßig. 
Es wird demnach gefordert, dafs dieſe Stationsanlage fo weit 
verſchoben wird, daſs die bereits beſtimmten Baulinien vollkommen 
aufrecht erhalten bleiben. 

Bezüglich der Tracenbegehung wird vor allem verlangt, dafs 
alle jene Bedingungen, welche ſeinerzeit gelegentlich der Begehung 
der oberen und unteren Strecke aufgeſtellt wurden, auch in dieſem 
Theile aufrecht erhalten werden. Vor allem iſt es nothwendig, dass 
die bauliche Anlage der längsſeitigen Bahnmauer derart hergeſtellt 
wird, dass fie dem bereits beſtimmten Niveau entſpricht, d. h., 
daſs dieſe Bahnmauer ſofort in jener Stärke ausgeführt wird, 
dajs fie ſeinerzeit auf das richtige Niveau erhöht werden kann 
und dafs die ſeinerzeitige Erhöhung, ſobald die Straßen hergeſtellt 
werden, auf das jeweilige Verlangen der Bahn auch auf Koſten 
der Bahnunternehmung hergeſtellt werde. 

Das iſt eine Forderung, die wir für die obere Strecke geſtellt 
haben und auch für dieſe untere Strecke aufgeſtellt werden mußs, 
denn die Koſten ſind bei der Länge dieſer längsſeitigen Bahn— 
mauer keine unbedeutenden und es iſt daher nothwendig, dafs ſich 
die Gemeinde in dieſer Beziehung vollkommen ſichert, daſs den 
Vorſchriften der Bauordnung vollkommen entſprochen werde. Dann 
mufs ſelbſtverſtändlich darauf Rückſicht genommen werden, dafs 
das ganze Wienfluſs⸗Regulierungsproject ungehindert ausgeführt 
werden könne. Nun iſt bei einem Theile unmittelbar vor der 
gegenüberliegenden Tramwayremiſe die Wienfluſs-Regulierung nach 
dieſem Projecte jo nahe an die Remiſe angerückt, dafs dadurch die 
hakenförmigen Widerlager des Wienfluſsgewölbes nicht mehr Platz 
haben; daher wird erſucht, dass in dieſer Strecke die Anlage mehr 
gegen Schönbrunn verſchoben werde, mit einem Worte, es wird 
verlangt, dass alle Rückſicht auf das Project der Wienfluſs⸗Regu⸗ 
lierung genommen werde. Selbſtverſtändlich wird auch verlangt, 
dafs alle Waſſerleitungsrohre berückſichtigt und entſprechend ver- 
ſichert und überwölbt werden. 

Was nun die Grundeinlöſung betrifft, das Enteignungs— 
verfahren, jo it in erſter Linie darauf hinzuweiſen, daſs in der 
Umgebung der Halteſtelle „Margarethenergürtel“ ganz enorme Flächen 
einbezogen werden, angeblich für Bahnzwecke. Es iſt gewißs nicht 
nothwendig, daſs ein großer Theil des alten Wienfluſsbettes, der 
durch die Wienfluſs⸗Regulierung gewonnener Grund iſt und alſo 
von der Gemeinde erſt durch die Wienflufs - Regulierung er— 
worben wird, ſofort wieder namens des Bauunternehmens mit Be— 
ſchlag belegt werde. Nach dem Programme für die Herſtellung der 
Verkehrsanlagen find wir allerdings verpflichtet, alles, was noth⸗ 
wendig iſt zur Herſtellung der Bahn, zu übergeben, und zwar ſo— 
fern es Straßengründe ſind, unentgeltlich, und ſofern es ver— 
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baubare Gründe ſind, gegen Entgelt. Aber bloß, damit ein größerer 
Platz vor der Bahn geſchaffen werde, dieſe Gründe abzutreten, iſt 
gewiſs nicht motiviert. Es wird die nothwendige Verkehrsfläche 
gewiſs geſchaffen werden; aber in dieſer Ausdehnung die Flächen 
zu enteignen, iſt auch in anderen Strecken nirgends beantragt 
worden und kann auch an dieſer Stelle nicht zugeſtanden werden. 

Dann kommt noch zu erwägen, dafs in der Fabriksgaſſe im 
XII. Bezirke auch eine Straßenfläche in Anſpruch genommen wird. 
Für dieſe in Anſpruch genommene Straßenfläche muſs auch nach 
dem Programme für Verkehrsanlagen entſprechend Erſatz geſchaffen 
werden. Das ſind die Punkte, welche ſich auf die Wienthallinie 
beziehen. 

Bezüglich der Gürtellinie tft in Bezug auf die Stations— 
Commiſſion nur zu erwähnen, dais es nothwendig iſt, die Station 
„Gumpendorferſtraße“ thunlichſt nach rechts zu verſchieben, damit 
eben die Brücke, welche in der Fortſetzung der Gumpendorferſtraße 
gelegen iſt . . . (Rufe links: Lauter reden!) 

Bürgermeifler: Wenn es ruhig iſt, werden Sie den Herrn 
Referenten hören. Ich bitte, gefälligſt die erforderlichen Voraus— 
ſetzungen zu ſchaffen, die nothwendig dafür ſind, daſs man den 
Referenten hört. Er kann die Herren nicht überſchreien. 

Referent (fortfahrend): . . . Die Stationsanlage der Gumpen⸗ 
dorferſtraße ſoll etwas rechts verſchoben werden, damit die Über— 
brückung, welche im Zuge der Gumpendorferſtraße geplant iſt, 
breiter angelegt werde, was einer bedeutenden Verkehrsſtraße gewiſs 
entſpricht. Auch iſt es wünſchenswert, dafs in der Richtung gegen 
die Clementinengaſſe ein Durchgang geſchaffen werde. 

Was die politiſche Begehung anbelangt, ſo iſt in dieſem Plane 
gewiſs den Anforderungen, welche man an einen ſo bedeutenden 
Verkehrspunkt ſtellen kann, wie es die Kreuzung der Gürtelſtraße 
mit der Wienthallinie iſt, nicht Rechnung getragen. Es ſind da 
Pfeiler eingezeichnet, welche mit der beſtimmten Baulinie oder mit 
den beſtehenden Straßenzügen nicht einmal irgendwelchen Bezug 
nehmen. 

Es iſt nothwendig, das die bereits beſtimmte Baulinie und 
die in Ausſicht genommenen Straßenzüge beſſer berückſichtigt 
werden, mit einem Worte, an dieſem verkehrsreichen Punkte wird 
es nothwendig ſein, nur einzelne Pfeiler zu errichten und darüber 
fortlaufende eiſerne Überbrückungen herzuſtellen, nicht aber, da}s 
man ganze Baublocks hinſtellt, dann wieder Viaducte macht und 
wieder eine kurze Brücke u. ſ. w. 

Es iſt alſo beantragt, daſs in dieſer ganzen Übergangslinie 
von der Wienthallinie angefangen bis zur Mollardgaſſe continuier— 
liche Eiſenconſtructionen auf einzelnen Pfeilern hergeſtellt werden. 

Die übrigen Punkte, welche bezüglich der ſonſtigen Linien 
aufgeſtellt wurden, müſſen ſelbſtverſtändlich auch hier Berück— 
ſichtigung finden. Es müſſen neue Rohrſtränge verſichert werden, 
mit einem Worte, es muſs alles aufrecht erhalten werden, was 
man bei der früheren Linie in den Punkten 1, 2, 4, 12, 13 und 
14 aufgeſtellt hat. | 

Bezüglich des Enteignungsverfahrens iſt bei diefer Linie keine 
Einwendung zu erheben, vorausgeſetzt, daſs fie programmäßig 
ſtattfindet. Die Bahnfläche, welche in Anſpruch genommen wird 
und welche verbaubar iſt, mufs entſprechend den Bedingungen 
abgetreten werden. 

VBürgermeiſter: Wünſcht die Verſammlung die Verleſung 
der Anträge? Nein! Wir werden alſo von der Verleſung derſelben 
Umgang nehmen. 
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Gem.⸗Rath Schlechter: Im Stadtrathe hat ſich eine lebhafte | 


Debatte darüber entſponnen, ob es nicht zweckmäßig wäre, die 
Halteſtelle „Gumpendorferſtraße“, welche gegenwärtig auf der rechten 
Seite anzubringen geplant iſt, aufzulaſſen und dafür auf der linken 


Seite anzubringen und die Gründe, die dafür geſprochen haben, 


waren folgende: Die Gumpendorferſtraße mündet zunächſt in die 
Sechshauſer Hauptſtraße. Wird der Bahnhof an der Seite an— 
gebracht, wie es im Plane angezeichnet iſt, ſo wird jede Ver— 
bindung zwiſchen der Gumpendorferſtraße, Herklotz- und der 
Clementinengaſſe unterbunden, weil gerade der ganze Block des 
zukünftigen Bahnhofes dort angelegt werden ſoll. Dazu kommt 
der Umſtand, dafs von der Gumpendorferſtraße angefangen bis 


hinauf zur Kirche die Bahn überhaupt nicht überſetzt werden kann, 


weil die Niveauverhältniſſe derart find, dafs weder ein Übergang 
noch ein Untergang hergeſtellt werden kann. Allerdings iſt auf der 
rechten Seite die Sache einfacher, weil ſich dort keine Gebäulich— 
keiten befinden, ſondern nur Holzlagerplätze und unbedeutende 
Objecte, die meiſt aus Riegelwänden hergeſtellt ſind. Es iſt daher 
ſehr begreiflich, das die Commiſſion zur Vermeidung von größeren 
Koſten es verſucht hat, dieſe Bahnhofaulage auf der rechten Seite 
anzulegen. Auf der linken Seite ſind allerdings einige Häuſer. 
Das drei Stock hohe Eckhaus der Gumpendorferſtraße mußs unter 
allen Umſtänden demoliert werden, weil ja die currente Trace 
darüber geführt wird. 

Es wäre daher zweckmäßiger, nicht auf der rechten, ſondern 


auf der linken Seite den Bahnhof anzulegen aus dem Grunde, 
weil von dem rückwärtigen Block zwiſchen der Gumpendorferſtraße, 


der Mollardgaſſe und verlängerten Wallgaſſe bis zur Regie kein 
Durchbruch und keine Straße vorhanden iſt und ſo niemand im 
Verkehre unterbunden wird. 

Es iſt nur bedauerlich, daſs fo wenig Zeit mehr vorhanden 
iſt. Es haben mehrere Techniker im Stadtrathe erklärt, dafs die 
Idee eine vorzügliche Idee iſt, daſs es aber nicht angeht zu be— 
haupten, ſie könne durchgeführt werden oder nicht durchgeführt 
werden. Es iſt ſehr bedauerlich, daſs wir immer erſt im letzten 
Augenblicke dazukommen, über derartige Dinge zu entſcheiden. 
Heute haben wir den 5. Februar, am 7. ſoll bereits die Commiſſion 
ſtattfinden und einen Tag vorher wird der Stadtrath die Sache 
behandeln, und auf dieſe Art können oft ſolche Ideen, welche im 
allgemeinen Intereſſe liegen, nicht zur Durchführung gelangen, 
weil wir nicht die Zeit haben. Es ift natürlich, dafs ein beſtimmter 
Antrag nicht mehr geſtellt werden kann: „es mufs der Bahnhof 
links angelegt werden“. Aber es kann doch entweder der Wunſch 
ausgeſprochen oder es der Verkehrs-Commiſſion nahegelegt werden, 
das Problem zu ſtudieren, ob nicht doch zweckmäßigerweiſe der 
Bahnhof auf der linken Seite angelegt werden könnte. Ich möchte 
daher bitten, daſs es im Punkte II folgendermaßen heiße: Stations- 
Commiſſion. Gegen die Bezeichnung der Halteſtelle „Gumpen— 
dorferſtraße“ wird keine Einwendung erhoben; jedoch iſt entweder 
die Anlage der Halteſtelle „Gumpendorferſtraße“ thunlichſt nach 
rechts zu verſchieben und unterhalb der Halteſtelle ein Durchgang 
in der Richtung der Clementinengaſſe herzuſtellen — nun kommt die 
Abänderung, die ich beantrage und die auch dem Antrage des Stadt: 
rathes entgegenkommt — oder die Bahnhofanlage zwiſchen Gumpen⸗ 
dorferſtraße und Mollardgaſſe herzuſtellen. Ich glaube, in dieſer 
Form könnte der Gemeinderath gewiss zuſtimmen, und da wird 


auch der Herr Referent nichts dagegen haben. Es iſt dies das 


Ausſprechen eines Wunſches nach zweierlei Richtungen, und wenn 
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es der Verkehrs⸗Commiſſion möglich fein wird, die zweite Alternative 
durchzuführen, glaube ich, wird ſie dem geäußerten Wunſche gern 
entgegenkommen. Ich ſage nicht, daſs man den Antrag des Stadt— 
rathes ganz eliminieren und ganz davon abgehen ſoll, daßs man 
den Bahnhof weiter nach rechts verſchiebt, um eine beſſere Ver— 
bindung herzuſtellen, als es nach dem vorliegenden Plane gedacht 
iſt. Aber wenn wir ſagen, das ſolle verſucht werden, es ſolle die 
Verſchiebung auf die andere Seite ſtudiert werden, ſo kann, glaube 
ich, der Gemeinderath dies anſtandslos thun. Ich bin überzeugt, 
daſs der Herr Referent dem Vorſchlage in der Form, wie er jetzt 
von mir gemacht wird, ſich nicht entgegenſetzen wird, und ich 
bitte um Genehmigung des Antrages. Wir würden nicht einem 
einzelnen Bezirke damit einen Vortheil zuwenden, ſondern es 
handelt ſich um das Intereſſe dreier Bezirke, und zwar Sechshaus, 
beziehungsweiſe Rudolfsheim, dann Fünfhaus und Mariahilf. Es 
iſt nicht vielleicht ein einſeitiges Intereſſe, welches ich als Ber- 
treter von Mariahilf vertrete, ſondern das Intereſſe mehrerer 


Bezirke, nämlich aller drei Bezirke, welche an dieſer Stelle geradezu 


zuſammenſtoßen. Ich ſtelle den Antrag und bitte, die Abſtimmung 
in der Weiſe vornehmen zu wollen, dass der Antrag des Stadt— 
rathes bleibt, aber dafs auch noch die Alternative dazugenommen 
wird, daßs für den Fall, als dies nicht in dieſer Weiſe ausgeführt 


wird, auf eine Verſchiebung des Bahnhofes nach der linken Seite 


Rückſicht genommen wird. 
Bürgermeister: Es iſt niemand mehr zum Worte gemeldet, 


die Debatte iſt geſchloſſen, der Herr Referent hat das Schlusswort. 


Referent (Schluſswort): Die Intention des Herrn Vor— 
ſprechers iſt gewiſs ſehr löblich. Es wäre ſehr angenehm, wenn 
wir überhaupt alle Straßen durchführen könnten, wo ein bedeutender 
Verkehr iſt. In dieſem Projecte iſt die Durchführung der Mollard— 
gaſſe gegen die Ullmannſtraße, und die Durchführung der Gumpen— 
dorferſtraße gegen die Sechshauſer Hauptſtraße geplant. Weiter noch 
eine Straße durchzuführen, geht darum nicht, weil beiderſeits die 
ſchiefen Ebenen beginnen. Der Bahnhof iſt an der höchſten Stelle 


und fällt dann gegen die Weſtbahn zu wie auch gegen die Wien— 


thallinie. Jede Verſchiebung, welche vorgenommen würde, hätte 
ſehr unangenehme Conſequenzen in Bezug auf andere Straßen. 
Wenn wir beiſpielsweiſe den Bahnhof noch weiter nach rechts 
ſchieben, das man direct von der Gumpendorferſtraße gegen die 
Clementinengaſſe fahren kann, dann müſſen wir darauf verzichten, 
daſs der Platz vor der Kirche eingedeckt wird. Die Eindeckung des 
Platzes vor der Kirche Maria vom Siege iſt gewijs ſehr dringend 
und wünſchenswert, nicht nur aus Verkehrsrückſichten, ſondern 
auch aus äſthetiſchen Rückſichten. Rückt man wieder den Bahnhof 
ganz auf die andere Seite zwiſchen der Mollardgaſſe und Gumpen— 
dorferſtraße, dann kommt man in ein Delta hinein. Es beginnen 
nämlich die beiden Curven, die eine, welche ſtadtſeits, und die 
andere, welche nach außen führt, bei der Gumpendorferſtraße. 
Eine Bahnhofanlage in einem Delta, wo ſich Curven bilden, wo 
eine Menge Wechſel beſtehen und andere Unbequemlichkeiten ſind, 
das iſt etwas, was für den Verkehr höchſt umſtändlich und für 
die Anlage in äſthetiſcher Beziehung höchſt unangenehm wäre, 
weil eine ganz überflüſſige Verbreiterung der Bahnhofanlage ge— 
ſchaffen würde und auch in Bezug auf die Abfertigung der Perſonen 
jedenfalls Schwierigkeiten entſtehen würden. Mir iſt wenigſtens 


nicht bekannt, dafs irgendwo ein Bahnhof nicht in einer geraden 
Strecke angelegt iſt. Überall legt man die Curven und Abzweigungen 
außerhalb des Bahnhofes hinaus und vermeidet, eine Bahnhof⸗ 
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anlage dort anzulegen, wo Wechſel ſind. Aus techniſchen Gründen 
iſt es daher nach meiner Überzeugung nicht thunlich, daſs man 
den Bahnhof verſchiebt. 
Straßen, welche durchzuführen ſind. 


Verbindung zur Clementinengaſſe herzuſtellen, iſt auch dann un⸗ 


möglich, wenn dieſe ganze Anlage verſchoben wird. Jetzt iſt der 
Bahnhof möglichſt weit nach rechts geſchoben; es iſt das Maximum 
der Steigung angenommen. Verſchiebt man den Bahnhof weiter 
nach links, ſo wird man jedenfalls die Eindeckung vor der Kirche 


Es iſt Rückſicht genommen auf alle 
Aber noch eine fahrbare 


breiter machen und die Steigung erſt ſpäter anfangen laſſen müſſen. | 


Dann wird das Verhältnis noch ungünſtiger. Bei dem gegen- 
wärtigen Niveauverhältniſſe kann man nur einen Durchgang in 
der Höhe von 2½ m machen. Würde man den Bahnhof noch 
weiter verſchieben, ſo würde das lichte Niveau des Durchganges 
noch niedriger. 

Alſo aus dieſen Gründen geht es auch nicht. Wenn Sie auch 
den Bahnhof ganz eliminieren, wenn Sie wirklich darüber hinaus 
gehen würden, den Bahnhof in ein Delta, in eine Curve zu ſtellen, 
ſo würde jedenfalls dieſe Durchfahrt nie eine größere Höhe be— 
kommen, wenn Sie die gegenwärtige Nivellette beibehalten, als 
2½ m; und eine Höhe von 2½ m iſt gewiſßs nicht geeignet für 
die Durchfahrt. Das bitte ich ſich vor Augen zu halten. Für 
denjenigen aber, welcher berufen iſt, die Anträge bei der Tracen— 
begehung zu vertreten, iſt es gewiss höchſt peinlich, wenn er in 
die Lage kommt, etwas, wenn es auch nur ein Wunſch iſt, zu 
vertreten, wenn er die innere Überzeugung hat, daſs es techniſch 
nicht durchführbar iſt, oder, wenn man es machen will, in anderer 
Beziehung mit Unzukömmlichkeiten verb unden iſt, fo dajs es nicht 
gut thunlich iſt. 

Der Antragſteller hat allerdings ſeinen Antrag möglichſt 


gemildert und eigentlich nur mehr einen Zuſatz-Antrag geſtellt. 
Er markiert in ſehr löblicher Abſicht feinen Wunſch dahin, daſs 
wir alle Straßen benützen ſollten. Das iſt alles recht ſchön, aber 
derjenige, welcher das techniſche Project im ganzen zu vertreten, 
der im Namen einer Körperſchaft zu ſprechen hat, muſs feine 


Autorität möglichſt wahren, damit er nicht dazukomme, etwas 
vertreten zu müſſen, wovon er ſelbſt jagen muſßs, dass es nicht 
geht. Meine Herren, ich wäre Ihnen ſehr dankbar, wenn Sie 
mich dieſer Aufgabe gänzlich überheben würden, inſofern ich über— 
haupt die Ehre haben werde, zur Commiſſion berufen zu werden. 
Ich möchte Ihnen empfehlen, das anzunehmen, was Ihnen der 
Stadtrath vorſchlägt, weil das in den Grenzen deſſen gehalten iſt, 
was man erreichen kann. Einen Durchgang können Sie erreichen, 
eine Durchfahrt niemals. 

Ich bitte daher, die Anträge des Stadtrathes anzunehmen. 

Nürgermeiſter: Wir ſchreiten nun zur Abſtimmung. Es iſt 
nur gegen den erſten Antrag (unter II) eine Einwendung erhoben 
worden. Herr Gem.-Rath Schlechter beantragt, anſtatt dass es 
hier heißt (liest): „. . . . jedoch iſt die Anlage der Halteſtelle 
„Gumpendorferſtraße“ thunlichſt nach rechts zu verſchieben und 
unterhalb dieſer Halteſtelle ein Durchgang in der Richtung der 


Clementinengaſſe herzuſtellen“, eine Alternative, indem er ſagt: 


entweder iſt die Anlage der Halteſtelle ſo zu machen, wie es der 
Stadtrath beantragt, oder die Bahnhofanlage zwiſchen der 


Gumpendorferſtraße und Mollardgaſſe herzuſtellen. 

Dieſe Alternative iſt ein Gegen-Antrag gegen den Antrag 
des Stadtrathes. Ich bringe den Antrag des Herrn Gem. -Rathes 
Schlechter zuerſt zur Abſtimmung. Ich bitte jene Herren, 
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welche mit demſelben einverftanden find, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Es iſt die Majorität; derſelbe iſt angenommen. 

Gegen die übrigen Anträge des Referenten iſt eine Ein— 
wendung nicht erhoben worden. Ich erkläre dieſelben für an ge— 
nommen. Der Gegenſtand iſt damit erledigt. 

Beſchluſs: Die Vertreter der Gemeinde Wien ſeien zu ermächtigen, 
bei der fraglichen Localverhandlung am 7. und 8. Fe— 
bruar d. J. nachſtehende Erklärung abzugeben: 

I. 
Theilſtrecke Hietzing — Gumpendorfer Schlacht— 
haus der Wienthallinie und Abzweigung 
der Gürtellinie von der Lobkowitzbrücke bis 
zur Wienthalüberſetzung. 
A. Stations⸗Commiſſion. 

Im Hinblicke auf die geplante Anlage der Station 
„Hietzing“ fluſsabwärts der Kaiſer Franz Joſefsbrücke 
behält ſich die Gemeinde Wien auf Grund des Ge— 
meinderaths-Beſchluſſes vom 23. November 1894, 
3. 8848, vor, die diesfalls erforderlichen Bedingungen 
bei der bezüglich der neuen Stationsanlage einzu— 
leitenden politiſchen Begehung zu ſtellen. 

Die Halteſtelle „Schönbrunn! iſt etwas mehr 
fluſsaufwärts, 6m von der Maria Thereſienbrücke ent- 
fernt, zu ſituieren. Die Halteſtelle nächſt der Lobkowitz⸗ 
brücke wäre „Meidlinger Hauptſtraße“ zu benennen. 

Die Halteſtelle „Margarethenergürtel“ iſt innerhalb 
des inneren Randes (Baulinie) der Gürtelſtraße zu 
veranlagen. 

B. Politiſche Begehung. 

1. Bei der Ausführung des Bahnbaues iſt auf 
das genehmigte Wienfluſs⸗Regulierungsproject ent⸗ 
ſprechend Rückſicht zu nehmen, und ſind in dieſer 
Richtung auch jene Grundſätze einzuhalten, welche bei 
der politiſchen Begehung der Bahnſtrecken Hütteldorf — 
Hietzing und Gumpendorfer Schlachthaus — Schika— 
nederſteg aufgeſtellt wurden und in den bezüglichen 
Protokollen vom 12. und 22. September 1894 ent⸗ 
halten ſind. 

Es ſind demnach die für die wechſelnden Spann⸗ 
weiten der Wienfluſs⸗Einwölbung vom Stadtbauamte 
aufgeſtellten Profilconſtructionen, namentlich die feſt— 
geſtellte Ausdehnung der Fundamente und der Wider— 
lagsmauern, ſowie der projectierte Abſchrägungswinkel 
der letzteren Mauer genau einzuhalten. 

In der Strecke von Kilometer 4˙2 bis 44 iſt die 
Bahn um circa 1 m gegen Schönbrunn zu verlegen. 

Die Fundierung der Pfeiler der Hochbahn (Gürtel⸗ 
linie) iſt ohne Schädigung der von der Gemeinde Wien 
herzuſtellenden Fundamente der waſſerſeitigen Bahn— 
mauer auszuführen. 

2. Die Bahnnivellette iſt in der Weiſe anzuordnen, 
daſs die Gewäſſer aus den Sammelcanälen anſtands⸗ 
los in die im Wienfluſſe herzuſtellende Cunette abge⸗ 
führt werden können. Hiebei iſt auf die in Ausſicht 
genommene Verlegung des in Kilometer 5˙89 oberhalb 
der Lobkowitzbrücke unter der Stationsanlage ſituierten 
Nothauslaſſes flussabwärts der Lobkowitzbrücke und auf 
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die in Ausſicht genommene Anlage eines im Projectsplane 
nicht vorgeſehenen Nothauslaſſes in Kilometer 5˙51 
nächſt der Einmündung der Fabriksgaſſe in die Schön: 
brunner Hauptſtraße entſprechend Rückſicht zu nehmen. 

Alle Nothausläſſe ſind in der Ausdehnung des 
Bahnplanums auf Koſten der Commiſſion für Ver⸗ 
kehrsanlagen entſprechend zu verſichern und ſind dieſe 
Verſicherungen gleichfalls auf Koſten der Commiſſion 
für Verkehrsanlagen ſtets in gutem Zuſtande zu er- 
halten. f 

3. Im Falle die von der Gemeinde Wien auf 
Rechnung der Commiſſion für Verkehrsanlagen innerhalb 
des Kunſtprofiles der Bahn zu bewirkenden Erdaus— 
hebungen aus techniſchen Gründen (lockeres Terrain, 
Erdabrutſchungen) auf die im Übereinkommen zwiſchen 
der Gemeinde Wien und der Dampftramway-Ge— 
ſellſchaft vorm. Krauß & Com p. vom 29. April 1895 
vorgeſehene Grenzlinie nicht beſchränkt werden können, 
ſind auch die über dieſe Grenzlinie hinaus gehenden, 
von der Gemeinde zu beſorgenden Erdarbeiten an die 
Gemeinde Wien zu vergüten. 

4. Die der Commiſſion für Verkehrsanlagen zu- 
ſtehenden Arbeiten längs des Wienfluſſes dürfen an 
allen Stellen erſt dann begonnen werden, wenn ſeitens 
der Gemeinde Wien die ihr obliegende Herſtellung der 
waſſerſeitigen Bahnmauer und des Bahnplanums be— 
werkſtelligt ſein wird. Hiezu wird bemerkt, dafs dieſe 
letztbezeichneten Arbeiten erſt dann in Angriff ge— 
nommen werden können, wenn die hiefür erforderlichen 
Grundeinlöſungen ſeitens der Commiſſion für Ver— 
kehrsanlagen bewirkt ſein werden. 

5. Die landſeitigen Stützmauern der Bahn ſind 
in ſolcher Stärke anzulegen, daſs dieſelben ſeinerzeit 
bis zum definitiven Niveau der Quaiſtraße, beziehungs⸗ 
weiſe bis zu dem definitiven Niveau der neben der 
Bahn führenden Parallelſtraße erhöht werden können. 

Dieſe Erhöhung iſt nach Maßgabe des Eintrittes 
der Regulierung der betreffenden Straßen auf jeweiliges 
Verlangen der Gemeinde auf Koſten der Commiſſion 
für Verkehrsanlagen vorzunehmen. 

6. Die Lichthöhe zwiſchen der Hochbahn und der 
Fahrbahn der Stiegerbrücke iſt auf mindeſtens 5 m 
zu bringen. 

7. Da an Stelle des Kobingerſteges die Anlage 
einer mindeſteus 16 m breiten Fahrbrücke in der Achſe 
der Pfeifergaſſe in Ausſicht genommen iſt, ſo iſt hierauf 
entſprechend Rückſicht zu nehmen und demgemäß die 
Überfahrt über die Tiefbahn und die Unterfahrt der 
Hochbahn, ſowie die Pfeilerſtellung an dieſer Stelle 
im Einvernehmen mit der Gemeinde einzurichten. 

8. Als Erſatz für die beſtehende Schlachthaus— 
brücke und den Wachenroderſteg wird in der Achſe der 
Morizgaſſe die Anlage einer mindeſtens 16 m breiten 
Brücke durch Einwölbung des Wienfluſſes zur Aus— 
führung gelangen. Die Bahn iſt daher dortſelbſt zu 
überdecken. Für die Überführung des derzeit im Wacken⸗ 


roderſtege eingelegten 525 mm weiten Rohrſtranges 
der Hochquelleuleitung über den Wienfluſs wird die 
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Gemeinde vorforgen; gegen die diesbezüglich noth- 
wendigen Herſtellungen darf die Commiſſion für Ver⸗ 
kehrsanlagen keine Einwendung erheben. 

9. Die beſtehenden Communicationen zu den 
Brücken ſind ohne Beeinträchtigung der Bequemlichkeit 
des gegenwärtigen Verkehres auf Koſten der Commiſſion 
für Verkehrsanlagen aufrecht zu erhalten. 

10. Die Eindeckung der Bahn iſt vorläufig in 
der Ausdehnung der von der Gemeinde zu bewerk— 
ſtelligenden Einwölbung an den Überſetzungen (Brücken) 
des Wienfluſſes, dann längs des Gumpendorfer Schlacht— 
hauſes in der Ausdehnung von der Kaiſer Joſefsbrücke 
Kilometer 68 bis zur Halteſtelle „Margarethenergürtel“ 
Kilometer 7˙05 auszuführen. Weitere Eindeckungen der 
Bahn ſind nach Maßgabe eintretender Bedürfniſſe über 
Verlangen der Gemeinde auf Koſten der Commiſſion 
für Verkehrsanlagen zu bewerkſtelligen. Die Bahn— 
eindeckungen müſſen die Eignung für die Aufbringung 
eines Granitwürfelpflaſters und die Einlegung eines 
Tramwah-Oberbaues beſitzen und mußs die Conſtruction 
dieſer Eindeckungen rückſichtlich ihrer Tragfähigkeit nach 
denſelben Grundſätzen behandelt werden, wie dieſe bei 
dem Projecte der Wienfluſs⸗Einwölbung zur Anwendung 
gelangt ſind. Die Eindeckungen der Bahn ſind in der 
Fahrbahn ſofort mit neuen Granitwürfeln und in den 
abgeſonderten Fußwegen (Trottoirs) mindeſtens mit 
ſogenannten Halbgutgranitſteinen auf Koſten der Com— 
miſſion für Verkehrsanlagen kunſtgerecht abzupflaſtern. 
Um Störungen des öffentlichen Verkehres möglichſt zu 
vermeiden, ſind die Bahneindeckungen für die Communi⸗ 
cationen über den Wienflujs gleichzeitig mit den be— 
treffenden Einwölbungen des Wienfluſſes auszuführen. 

11. Der 950 mm weite Rohrſtrang der Hoch— 
quellenleitung wird in Kilometer 514 durch die Bahn 
gekreuzt. Die Entlaſtung dieſes Rohrſtranges iſt durch 
einen nach Angabe des Stadtbauamtes auf Koſten der 
Commiſſion für Verkehrsanlagen herzuſtellenden Canal, 
deſſen Erhaltung gleichfalls der Commiſſion für Ver— 
kehrsanlagen obliegt, zu bewirken. 

12. Die mit Entſcheidung der k. k. Bezirks— 
hauptmannſchaft Hietzing Umgebung vom 20. Mai 1894, 
Z. 10634, mehreren Privaten eingeräumten Rechte 
zum Bezuge von Waſſer aus dem Wienfluſſe ſind 
inſofern zu beachten, als die Einlegung der hiefür 
erforderlichen Leitungsröhren in den Bahnkörper zu 
geſtatten und der Beſtand dieſer Leitungen zu dulden iſt. 

13. Die Detailzeichnung über die herzuſtellenden 
Bahnobjecte ſind der Gemeinde noch vor der Aus— 
führung derſelben vorzulegen. 

14. Die Beſtimmungen des zwiſchen der Gemeinde 
Wien und der Commiſſion für Verkehrsanlagen in 
Wien abgeſchloſſenen Übereinkommens vom 29. April 
1893, betreffend die Vertheilung der Koſten jener 
Anlagen, welche ſowohl die Localbahnlinie der Wiener 
Stadtbahn als auch die Wienfluſs-Regulierung und 
die Sammelcanäle treffen, ſowie die Beſtimmungen 
des Übereinkommens vom 4. Jänner 1895, betreffend 
die Führung der Bahn von der Stiegerbrüde bis zur 


2 


810 


mu 


Schlachthausbrücke, werden durch die vorſtehenden 
Erklärungen der Gemeinde Wien nicht geändert. 


C. Enteignungsverhandlung. 

Nach dem vorliegenden Enteignungsoperate ſollen 
in der Umgebung der Halteſtelle „Margarethenergürtel“ 
ſtädtiſche Gründe für die Schaffung von Zugängen 
zu der Halteſtelle enteignet werden, welche theilweiſe 
innerhalb der dort feſtgeſtellten Baulinien und weiters 


theilweiſe in die Fortſetzung der Fluſsgaſſe und in 


die Gürtelſtraße fallen. Nachdem nicht zugegeben werden 
kann, daſs einerſeits der Baulinienplan durch die 
Bahnanlage ungünſtig beeinflusst und dafs andererſeits 
öffentliche Straßenzüge durch ein Eigenthumsrecht der 
Stadtbahn in irgendwelcher Weiſe dem Verfügungs— 
rechte der Gemeinde entzogen werden, ſo wird hiemit 
gegen die erwähnte Grundenteignung Einſprache er— 
hoben und diesbezüglich nur die Anſpruchnahme jenes 
Grundausmaßes zugeſtanden, welches einzig und allein 


nur für die bauliche Anlage der Bahn und der 


Halteſtelle zwiſchen Kilometer 6°932 und Kilometer 7˙338 
erforderlich iſt. 

Es werden daher die nachſtehenden Grundflächen 
der Cataſtralgemeinde Margarethen, und zwar ein 
Theil der Cat.⸗Parc. Nr. 1740 im Enteignungsoperate 
mit dem Plane Nr. 1 bezeichnet per 2954-0 m?, ein 


Theil der Cat.⸗Parc. Nr. 1619/1 im Enteignungs⸗ 
operate mit dem Plane Nr. 2 bezeichnet per 2401˙0 m’, 


ein Theil der Cat.⸗Parc. Nr. 507 im Enteignungs: 
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operate mit Plan Nr. 3 bezeichnet per 254˙0 m? und 
ein Theil der Cat.⸗Parc. Nr. 506/2 im Enteignungs⸗ 


operate mit dem Plane Nr. 4 bezeichnet per 153˙0 me, 
ſonach insgeſammt die Fläche per 5762 m? aus dem 


Enteignungsoperate auszuſcheiden und bezüglich der 


Eröffnung der Flujsgaffe und der Gürtelſtraße behufs 


der Schaffung geeigneter Zugänge zur Halteſtelle 


„Margarethenergürtel“ das Einvernehmen mit der Ge— 
meinde Wien zu pflegen ſein, wodurch auch die Noth— 
wendigkeit der Inanſpruchnahme der Enteignung entfällt. 

Der in der Fabriksgaſſe den Häuſern Or.-Nr. 19 
bis Or.⸗Nr. 41 gegenüberliegende, derzeit vou der 
Dampftramway benützte Straßengrund, das iſt ein 
Theil der Cat. Parc. Nr. 90 Ober-Meidling, im 
Ausmaße von 1355 m?, welcher im Enteignungs— 
operate mit dem Plane Nr. 7 bezeichnet iſt, ſoll für 
Bahnzwecke in Anſpruch genommen und hiefür enteignet 
werden. 

Hiedurch wird die Möglichkeit benommen, die 
zwiſchen den bezeichneten Häuſern und dem Wienfluſſe 
liegende Grundfläche, wie dies bisher in Ausſicht ge— 
nommen war, für Straßenzwecke zu adaptieren, und 
da die nunmehr zwiſchen der Bahnanlage und den 
Häuſern liegende Straße in der ihr verbleibenden 
Breite von nur 7˙5 bis 8˙0 m für die Zukunft nicht 
ausreichend iſt, jo muſs mit der derzeitigen Bauflucht 
der bezeichneten Häuſer um circa 5 m in eine neu zu 
beſtimmende Baulinie zurückgerückt und auf ſolche 
Weiſe eine Straßenbreite von 13 m geſchaffen werden. 
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X. 


Die in ſolcher Weiſe bei einem Umbaue von den 
Häuſern Or.⸗Nr. 19 bis Or.⸗Nr. 41 Fabriksgaſſe zu 
Straßenzwecken abzutretenden Grundflächen müſſen 
ſeitens der Gemeinde an die betreffenden Hauseigen⸗ 
thümer entſchädigt werden. 

Nachdem die diesbezüglichen Auslagen der Ge— 
meinde nur durch die Bahnanlage verurſacht werden 
und die Commiſſion für Verkehrsanlagen für die er- 
wähnte Inanſpruchnahme von Straßengrund erſatz⸗ 
pflichtig iſt, jo wird bedungen, dafs dieſe Auslagen der 
Gemeinde vergütet und das diesbezüglich zwiſchen der 
Gemeinde und der Commiſſion für Verkehrsanlagen 
ein Übereinkommen getroffen werde. 

Gegen die weiters in Anſpruch genommene Ent— 
eignung von ſtädtiſchen Gründen, inſoweit dieſe Gründe 
zur Herſtellung der Bahnanlage wirklich verwendet 
werden, wird unter der Vorausſetzung keine Einwendung 
erhoben, daſs dieſe Enteignung im Sinne des Pro- 
grammes für die finanzielle Sicherſtellung und Aus— 
führung der öffentlichen Verkehrsanlagen in Wien 
erfolgt. 

II. 
Theilſtrecke Wienthalüberſetzung — Weſt— 
bahnhof der Gürtellinie. 
A. Stations-Commiſſion. 

Gegen die Bezeichnung der Halteſtelle „Gumpen— 
dorferſtraße“ wird keine Einwendung erhoben, jedoch 
iſt entweder die Anlage der Halteſtelle „Gumpendorfer— 
ſtraße“ thunlichſt nach rechts zu verſchieben und unter— 
halb dieſer Halteſtelle ein Durchgang in der Richtung 
der Clementinengaſſe herzuſtellen oder dieſe Bahnhof— 
anlage zwiſchen der Gumpendorferſtraße und der 


Mollardgaſſe herzuſtellen. 


B. Politiſche Begehung. 
1. Die Pfeiler der Hochbahn, welche in der Über⸗ 
führung der Bahn über den Wienflujs ſowohl in der 
Trace der Bahncurve der Wienthallinie, als auch in 


der Trace der Curve gegen Matzleinsdorf auf die 


Seitenmauern der Wienfluſs-Einwölbung aufgeſetzt 
werden ſollen, find ohne Schädigung oder Beeinträchti— 
gung des Wienfluſs-Einwölbungs-Objectes im Ein- 
vernehmen mit dem Stadtbauamte durchzuführen. 
Hierüber ſind noch vor Ausführung dieſer Pfeiler ge— 
naue Detailpläne vorzulegen. 

2. Vom Mollardgaſſen-Viaducte angefangen bis 
zum Wienfluſſe iſt eine einheitliche Eiſenconſtruction 
auf Steinpfeilern herzuſtellen. Die Situierung derſelben 
iſt den dortſelbſt feſtgeſtellten Straßenzügen und Bau- 
linien entſprechend im Einvernehmen mit der Gemeinde 
anzuordnen. Ferner iſt die eiſerne Überbrückung im 
Zuge der Gumpendorferſtraße möglichſt zu verlängern. 

3. Die mit 16 m projectierte Breite der Bahn— 
überbrückung in Kilometer 2˙243 vor der Kirche zur 


heiligen Maria vom Siege iſt auf eine Breite von 


36 m zu bringen. 
4. Von der Palmgaſſe bis zu dem offenen Ein⸗ 
ſchnitte am Parke nächſt dem Weſtbahnhofe iſt die 
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Eindeckung ununterbrochen herzuſtellen. Weiters wird 
der Wunſch ausgeſprochen, dafs der Theil von der 
Kirche bis zur Palmgaſſe eingedeckt werde. 

5. Für den 475 mm weiten Rohrſtrang der 
Hochquellenleitung iſt an der Kreuzung derſelben durch 
die Bahn in Kilometer 2:5 ein Rohrcanal projectiert. 

Dieſer Canal, welcher auf Koſten der Commiſſion 
für Verkehrsanlagen herzuſtellen und zu erhalten iſt, 


hat eine Breite von mindeſtens 2 m und an den 


beiden Enden ſchließbare, von der Straße aus zu— 
gängliche Einſteigſchachte zu erhalten. 

Der 190 mm weite Rohrſtrang der Hochquellen— 
leitung in Kilometer 2:35, welcher im Projectsplane 
nicht eingezeichnet erſcheint, iſt gleichfalls durch die 
Commiſſion für Verkehrsanlagen auf deren Koſten 
entſprechend zu ſchützen. Wenn durch eintretende Ge— 
brechen an der Hochquellenleitung die Anlagen der 
Stadtbahn in irgendeiner Weiſe beeinträchtigt werden 
ſollten, leiſtet die Gemeinde Wien keinen Erſatz. 


6. Die für die Anlage der Wienthallinie sub 
Punkte 1, 2, 4, 12, 13 und 14 aufgeſtellten Bedin⸗ 
gungen haben auch für die Anlage der in Rede 
ſtehenden Theilſtrecke der Gürtellinie volle Geltung. 


C. Enteignungsverhandlung. 


Gegen die in Anſpruch genommene Enteignung 
von ſtädtiſchen Gründen zur Herſtellung der Bahn— 
anlage wird unter der Vorausſetzung keine Einwendung 
erhoben, daſs die Enteignung nach Maßgabe des Pro— 
grammes für die finanzielle Sicherſtellung und Aus— 
führung von öffentlichen Verkehrsanlagen in Wien 
erfolgt und dass dieſe Gründe thatſächlich für den 
Bahnbau verwendet werden. 

Wegen Einlöſung der zur Herſtellung der inneren 
Gürtelſtraße erforderlichen Gründe in der Strecke von 
der Mariahilferſtraße bis zum Wienfluſſe iſt mit der 
Commiſſion für Verkehrsanlagen in Verhandlung zu 
treten. 

Sollte wider Erwarten das mehrcitierte Überein— 
kommen vom 4. Jänner 1895 nicht noch vor der 
politiſchen Begehung der in Rede ſtehenden Bahn- 
ſtrecken die allſeitige definitive Genehmigung erhalten, 
ſo ſind die in dieſem Übereinkommen vorgeſehenen 
Beſtimmungen bei der Localverhandlung am 7. und 
8. Februar vollinhaltlich zu Protokoll zu geben. 

20. (181.) Referent Hem.-Nath Joſef Müller: Ich habe 
Bericht zu erſtatten über den Antrag zur Zahl 13. Es handelt 
ſich um eine Baulinienbeſtimmung für die Nuſsberggaſſe (Wein— 
berggaſſe) im XIX. Bezirke. Es iſt eine ganz geringfügige Bau— 
linienbeſtimmung, und zwar für die Gaſſe, welche unmittelbar 
hinter dem Brauhauſe in Nufsdorf vorbeiführt. Für dieſe Straße 
iſt bereits vom Miniſterium ein Theil mit Baulinien verſehen 
worden, und zwar in der Strecke zwiſchen Cund D. Es iſt daſelbſt 
die Straße unter Zugrundelegung einer Breite von 15'17 m 
— 80 feſtgeſetzt worden und iſt auch an der nördlichen Seite 
ein Vorgarten mit 570 m projectiert worden. Infolge des Ein— 
ſchreitens des Eigenthümers der Einl.⸗Z. 87, Parc. 79, bezüglich 
eines Baues muſs nun die Fortſetzung dieſer Straße beſtimmt 
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werden. Dieſelbe iſt unter denſelben Bedingungen, d. h. unter 
einer Straßenbreite von 8’ — 15˙17 m unter Feſthaltung eines 
Vorgartens mit 570 m feſtgeſtellt worden, und zwar nach den 


Linien C, B, A, wie fie im Plane mit geſtrichelten Linien erſichtlich 


gemacht ſind. Im Hinblicke auf den General-Regulierungsplan 
ſoll nur ein Theil dieſer Baulinien beſtimmt werden. 

Bezüglich des Niveaus iſt zu bemerken, dass dasſelbe derzeit 
nicht zu beſtimmen iſt, und zwar aus dem Grunde, weil die 
Arbeiten bezüglich der Beſtimmung des Niveaus eine größere 
Zeit in Anſpruch nehmen müſsten, und dieſer Umſtand den Er— 
bauer an der Erbauung ſeines Hauſes hindern würde. Es iſt auch 
keine große Gefahr vorhanden, wenn man das Niveau jetzt nicht 
beſtimmt, und zwar deshalb, weil gegen die Straße ein ziemlich 
breiter Vorgarten mit 5˙7 m herzuſtellen iſt und weil das Terrain 
von der Straße gegen Norden hin ziemlich anſteigend iſt, ſo dass 
jedenfalls das Gebäude nicht im Niveau der jetzigen Straße, 
ſondern ſo ziemlich im zukünftigen Niveau hergeſtellt wird. Ich 
erſuche daher um Annahme des Ihnen zur Zahl 13 vorliegenden 
Antrages. 

Gem.-Nath Steiner: Ich habe gegen das Referat weiter 
gar nichts einzuwenden, als gegen den letzten Satz, welcher in der 
Motivierung dieſes Antrages enthalten iſt. Es ſoll nämlich die 
Baulinie beſtimmt werden, die Beſtimmung des Niveaus dagegen 
dem General-Regulierungsplane vorbehalten werden. 

Meine Herren! Ein Haus ſteht ſchon, dasſelbe ſteht zweifellos 
circa um 1 m zu hoch; wie ich geſtern bei einem Baumeiſter in 
Erfahrung gebracht habe, mußs dort, wenn ein richtiges Niveau 
hergeſtellt werden fol, zweifellos 1 m abgegraben werden. Nun 
will wieder jemand ein Wirtſchaftsgebäude bauen, er wird eine 
Einfahrt brauchen; ſobald das Niveau beſtimmt wird, wird er 
nicht in ſein Haus hineinfahren können und er iſt dadurch 
geſchädigt. Wer entſchädigt ihn dann? Man wird ſagen, wenn 
er nicht mit der Baulinienbeſtimmung zufrieden iſt, ſo ſoll er, wie 
das oft geſchieht, recurrieren. Ich erlaube mir aber da gleichzeitig 
zu bemerken, ob denn die niederöſterreichiſche Baudeputation ſchläft? 

Vürgermeiſter (unterbrechend): Ich bitte von einer Behörde 
nicht in einem ſolchen Tone zu ſprechen und andere Ausdrücke zu 
wählen. 

Gem.-Rath Steiner (fortfahrend): Ich bitte, Herr Bürger⸗ 
meiſter, es dauert ſechs bis ſieben Monate, bis ein Baumeiſter eine 
Erledigung von der Baudeputation bekommt. Es wird der geehrte 
Herr Referent damit einverſtanden ſein, wenn ich dieſe Bemerkung 
mache. Es werden oft von den Anrainern Chicanen gegen den Bau— 
meiſter geübt. Wird ein Recurs bei der Baudeputation zum Beis, 
ſpiel im Mai eingebracht, ſo vertagt ſie ſich im Laufe des Sommers 
geht einige Monate auf Urlaub und der betreffende Baumeiſter iſt 
am Bau gehindert. Wenn die Baudeputation eine Behörde iſt, 
welche Entſcheidungen trifft, dann hat ſie entweder zu verfügen 
oder iſt aufzulöſen. Das iſt meine Anſicht. Denn es geht nicht 
an, wie es im XIX. Bezirke vorgekommen iſt, wo ein Baumeiſter, 
der in der Barawitzkaſtraße ein zwei Stock hohes Haus aufgeführt 
hat, weil die Anrainer ihn chicaniert haben, die Feuermauer 
fagadieren muſste. Es iſt ihm mitgetheilt worden, Sie gewinnen 
den Recurs, wenn Sie recurrieren; aber der Baumeiſter hat geſagt, 
ich kann nicht das Geſchäft verlieren; ſo hat denn der Baumeiſter 
die Feuermauer facadiert und unnöthige Auslagen gehabt. 

Wenn die Baulinie beſtimmt wird, wie der Herr Referent 
vorſchlägt, werden dieſelben Fatalitäten herauskommen, es wird 
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der eine oder andere Grundbeſitzer fich nicht einverſtanden erklären; 
man wird von Seite des Magiſtrates mittheilen, recurrieren Sie 
an die Baudeputation und es wird ein Process herauskommen. 
Ich kann bedauerlicherweiſe mit Rückſicht auf dieſen Paſſus dieſem 
Referate nicht zuſtimmen, außer es wird das Bauamt beauftragt, 
für dieſes Stück das Niveau feſtzuſetzen. Gar ſo viel zu regulieren 
wird es dort nicht geben, weil hiebei der Nufsberg iſt, das iſt 
ſchon ein Ausläufer von Wien. Es iſt dort nicht vielmehr mit 
dem General-Regulierungsplane zu experimentieren. Ich erlaube 
mir daher den Antrag zu ſtellen, das Bauamt werde aufgefordert, 
das Niveau ſchon heute für dieſe Strecke feſtzuſetzen, und ich bitte 
Sie, dieſen Antrag anzunehmen. Es geht nicht an, die Baulinie 
zu beſtimmen, ohne gleichzeitig dem Baumeiſter und Bauwerber 
das Niveau bekanntzugeben. 


Vürgermeiſter: Das iſt ein motivierter Vertagungs-Antrag. 
Wünſcht noch jemand das Wort? 


Gem.-Nath v. Vachofen: Ich bin der Meinung, dafs hier 
bezüglich des Niveaus gar keine Gefahr beſteht. An dieſer Stelle 
fiehen nämlich bereits ſechs Häuſer im natürlichen Niveau, und 
dieſes Haus kommt zwiſchen zwei andere Häuſer, die dort ſchon 
ſtehen. Ich glaube alſo, daſs das Niveau, wie es augenblicklich 
iſt, eingehalten werden muſs, und wenn auch die Straße ſpäter 
das neue richtige Niveau bekommt, fo glaube ich doch, dass es 
nicht derart tief fein wird, daſs der betreffende Herr keine Einfahrt 
in fein Haus bekäme, weil ja eine breite Straße und breite Vor: 
gärten vorgeſchrieben ſind. Die anderen Häuſer ſind ja in dem— 
ſelben natürlichen Niveau, und dieſes Haus kommt zwiſchen zwei 
bereits beſtehende Häuſer zu ſtehen, jo dafs, wie ich glaube, keine 
Gefahr in dieſer Beziehung vorhanden iſt. 


Neferent: Ich will nur bemerken, dafs, wenn Sie den 
letzten Antrag annehmen, der Bauwerber ſehr lange warten müſste, 
bis er zum Bau kommen würde, weil dann zuerſt die ganze 
Aufnahme des Terrains erfolgen und eine weite Strecke ab— 
nivelliert werden müſste, um zu ſehen, wie ſich die anderen 
Straßen mit dieſer Straße in Verbindung ſetzen. Ich bemerke 
auch, daſs ein großer Unterſchied zwiſchen dem jetzigen und zu— 
künftigen Niveau nicht eintreten wird. Wenn auch eine gering— 
fügige Anderung in der Straße vorgenommen wird, ſo kann ſie 
nur dahin gehen, dass dieſelbe höher gelegt wird — tiefer kann 


fie nicht gelegt werden, weil die anrainenden Weingärten ſteil an- | 


ſteigen. Nun bemerke ich auch, daſs zwiſchen der Straße und der 
eigentlichen Baulinie ein Vorgarten von 5˙7 m freiſteht. Dieſer 
Raum darf nicht verbaut werden, und es mufs alſo das Haus 
nicht bloß hinter die Straßenlinie, ſondern auch hinter die Vor— 
gartenlinie zurückſtehen, jo daſs ſich der Eigenthümer noch immer 
einen Zugang machen kann. Dann wird das ja bei der Bau— 
commiſſion jedenfalls zur Erörterung kommen, und zwar mußs ſich 
der Bauwerber bei dieſer verpflichten, daſs er bei der Hebung des 
Niveaus wegen dieſer geringfügigen Senkung feinen Anſpruch er— 
heben wird. Meiner Anſicht nach iſt alſo gar keine Gefahr 
vorhanden, wenn man den Mann bauen läſst und ihn nicht erſt 
warten lässt, bis die Regulierung des Niveaus fertig iſt. Ich 
glaube daher, daſs die Sache nicht zu vertagen iſt, damit man 
den Mann nicht ſchädigt, weil ja das Niveau gewijs nicht 
bedeutend verändert wird. 

Ich bitte Sie alſo, für die Anträge des Stadtrathes zu 
ſtimmen. 
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Bürgermeiſter: Wir ſchreiten zur Abſtimmung. Gegen den 
Stadtraths⸗Antrag an jener Stelle, wo es heißt, es ſei das Niveau 
in suspenso zu belaſſen, bis der General-Regulierungsplan feſt⸗ 
geſtellt ſein werde, beantragt Herr Gem.⸗Rath Steiner, es je 
unter einem mit der Baulinie auch das Niveau zu beſtimmen, es 
ſei alſo demgemäß der Act an das Bauamt zurückzuleiten. 

Ich bitte diejenigen Herren, welche für den Antrag Steiner 
ſind, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Abgelehnt. 

Nun bitte ich diejenigen Herren, welche mit den Referenten— 
Anträgen einverſtanden find, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) 
Angenommen. (Gem.⸗Rath Jedliöka: Die Hausherren 
werden ſich bei Euch bedanken!) 

Beſchluſs: Die Baulinie für die Nuſsberggaſſe (Weinberggaſſe) 
im XIX. Bezirke wird in der Strecke von der Cat. 
Parc. 821 bis incluſive 795 bei einer Straßenbreite 
von 15°17 m nach der im Plane gezogenen Linie A B C 
beſtimmt, daſelbſt die Herſtellung eines 57 m breiten 
Vorgartens angeordnet und die Verbauung nur mit 
einzelnſtehenden oder zu zweien gekuppelten Wohn⸗ 
häuſern mit höchſtens zwei Stockwerken und ein Par⸗ 
terregeſchoſs feſtgeſetzt; die Beſtimmung des Niveaus 
dagegen dem General-Regulierungsplane vorbehalten. 

21. (347.) Referent Gem.-Rath Mayer: Ich habe die 
Ehre, zu referieren, und zwar um einen Zuſchuſscredit zur Aus— 
gabs⸗Rubrik „Auslagen für die Friedhöfe in den neueinbezogenen 
Vororten“ zu erſuchen. 

Auf dieſer Rubrik ſind bisher aufgelaufen für Bezüge, Renten 
u. dgl. 3509 fl. 27½ kr., für den Beerdigungsdienſt 18.881 fl. 
83 ½ kr., für bauliche Herſtellungen 12.053 fl. 51 kr., für die 
Herſtellung von Grüften, Waſſerzufuhr, Sitzbänke, Abortanlagen 
11.479 fl. 9 kr. Ferner wird von der Buchhaltung bemerkt, das 
im Jahre 1894 noch Zahlungen in der Höhe von 500 fl. be- 
anſprucht werden, daher in Summa 46.423 fl. 71 kr. Davon 
ſind präliminiert 28.190 fl. Vom Gemeinderathe wurden ſeinerzeit 
für Anſchaffung von Verſenkungsapparaten 1237 fl. bewilligt und 
in der Competenz des Stadtrathes Ausgaben in der Höhe von 
5000 fl., alſo im ganzen die Summe von 34.427 fl.; daher die 
Fehlſumme von 11.976 fl. 71 kr. und es wird erſucht, zu dieſer 
Rubrik einen Zuſchuſscredit von 12.000 fl. zu gewähren. 

Ich bitte um Ihre Zuſtimmung. 

Vice-Vürgermeiſter Matzenauer (welcher inzwiſchen den 
Vorſitz übernommen hat): Wünſcht jemand das Wort? (Niemand 
meldet ſich.) Es iſt nicht der Fall, ich erkläre den Antrag für 
angenommen. 

Beſchluſs: Zur Ausg.⸗Rubr. XXXIII 4 „Auslagen für die 
Friedhöfe in den einbezogenen Vorortegemeinden“ wird 
für das Jahr 1894 ein Zuſchuſscredit von rund 
12.000 fl. bewilligt. 

Vice Nürgermeiſter Matzenauer: Ich bitte den Herrn 
Bürgermeiſter, zu referieren. 

22. (753.) Referent Bürgermeifter Dr. Grübl: Im Laufe 
der letzten Jahre ſind einige Angelegenheiten hervorgetreten, welche 
die Intereſſen der Gemeinde Wien berühren und von denen es 
zweifellos iſt, daſs ſie mehr oder weniger in gleicher Weiſe auch die 
Intereſſen der übrigen Landeshauptſtädte, ja vielleicht noch vieler 
anderer Städte berühren. Es iſt das zunächſt die Frage der Koſten 
des übertragenen Wirkungskreiſes, insbeſondere der Agenden der 
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politiſchen Behörde J. Inſtanz, es iſt weiter die Angelegenheit der 
Regelung des Heimatsrechtes, beziehungsweiſe der damit verbundenen 
Koſten, wenn die Regelung in einer ſolchen Weiſe erfolgen ſoll, 
wie ſie von der Regierung geplant iſt, und endlich iſt es jetzt die 
Stellungnahme zur Steuerreform. 

Ich war der Meinung, dafs es nothwendig ſei, zu dieſen 
Fragen Stellung zu nehmen, und zwar gerade jetzt, weil die Steuer- 
reform vor der Thür ſteht, indem ſich demnächſt der Reichsrath 
mit dieſer Angelegenheit beſchäftigen wird, und weil es nothwendig 
iſt, bei dieſer Berathung die Intereſſen der Gemeinde zu wahren 
und hinzuweiſen auf die großen Auslagen, welche den Gemeinden 
erwachſen, auf die Vermehrung dieſer Auslagen, die insbeſondere 
dann eintreten würde, wenn das Heimatsrecht in derjenigen Weiſe 
reformiert wird, wie das in der Regierungsvorlage vorgeſehen iſt. 
Bei dieſer Gelegenheit wäre auch hinzuweiſen auf die Mittel, 
welche diesfalls ergriffen werden ſollen und können. Im Sinne 
dieſer Anſchauung habe ich mich, die Zuſtimmung des löblichen 
Gemeinderathes vorausſetzend, mit den Provinzial⸗Hauptſtädten ins 
Einvernehmen geſetzt und an ſie die Anfrage gerichtet, ob ſie, wenn 
der löbliche Gemeinderath von Wien einen Städtetag zur Be— 
rathung dieſer Angelegenheit einberufen würde, dieſem Rufe folgen 
wollten. 

Es iſt nun nahezu von ſämmtlichen Vertretungen der Landes— 
hauptſtädte der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder 
eine zuſtimmende Antwort eingelangt, ich glaube nur von zwei 
Gemeindevertretungen iſt ſie noch ausſtehend. 

Sämmtliche Gemeindevertretungen haben ſich zuſtimmend ge— 
äußert, fie haben ſich einverſtanden erklärt mit den Beſtimmungen 
dieſer Tagesordnung und es iſt nun Sache des löblichen Gemeinde— 
rathes, ſich einverſtanden zu erklären mit dem diesfälligen Antrage 
des Stadtrathes, den Städtetag einzuberufen mit der in den bis— 
herigen Bemerkungen ſkizzierten Tagesordnung. 

Mein erſter Antrag geht alſo dahin: Der löbliche Gemeinde— 
rath möge ſich mit der Einberufung des Städtetages einverſtanden 
erklären. Auf dieſem Städtetage ſollen die drei Fragen zur Er— 
örterung kommen, welche ich bereits angeführt habe. In welcher 
Weiſe die Delegierten der Stadt Wien zu dieſen Fragen Stellung 
nehmen ſollen, iſt nun Gegenſtand einer weiteren Beſchluſsfaſſung. 
Meine Aufgabe iſt es nur, die Verſammlung zu bitten, die Dele⸗ 
gierten der Gemeinde Wien zu ermächtigen, ſie mögen bei dieſem 
Städtetage in Bezug auf die Regelung des Heimatsrechtes jenen 
Standpunkt einnehmen, welchen der löbliche Gemeinderath in der 
diesfälligen, an die hohe Regierung und Reichsvertretung gerich— 
teten Petition eingenommen hat. 

Hinſichtlich der Stellungnahme zu den beiden noch übrigen 
Fragen werden zwei andere Referenten des Stadtrathes die Ehre 
haben, Ihnen Vorſchläge zu machen. 

Ich bitte um Ihre Genehmigung. (Rufe: Einverftanden!) 

Gem.-Nath Seiler: Ich habe ſeinerzeit als Mitglied der 
Approviſionierungs⸗Commiſſion folgenden Antrag geſtellt: 

„Der Gemeinderath möge beſchließen, es ſei behufs Berathung 
über die gegen die Fleiſchtheuerung zu ergreifenden Maßnahmen, 
ſowie über die Mittel und Wege zur Hebung der heimiſchen Vieh- 
zucht und der beſſeren Beſchickung der Viehmärkte mit Schlacht⸗ 
thieren ein öſterreichiſcher Städtetag nach Wien einzuberufen und 
die nöthigen Vorarbeiten hiezu unverzüglich in Angriff zu nehmen.“ 

Nachdem es doch nicht angeht, daſs in kurzer Zeit wieder 
ein Städtetag einberufen wird, erlaube ich mir an den Herrn 
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Bürgermeiſter die Anfrage, ob über dieſen Gegenſtand im Stadtrathe 
verhandelt wurde, und welche Urſachen find, dass dieſer Antrag 
nicht als Programmnummer des anzuberaumenden Städtetages auf— 
genommen wurde? 

Referent: Hierauf kann ich dem geehrten Herrn Vorredner 
erwidern, dass dies bereits Gegenſtand der Erörterung war, und 
zwar ſowohl beim Magiſtrate als im Stadtrathe. Der Magiſtrat und 
der Stadtrath haben ſich der Anſicht angeſchloſſen, daſs dieſe An- 
gelegenheit nicht auf die Tagesordnung des Städtetages geſetzt 
werden ſoll. Wir hätten ja noch eine Reihe von anderen An: 
gelegenheiten, welche zweifellos die Intereſſen der Stadt Wien 
und vielleicht auch die von Provinzial-Hauptſtädten berühren. 
Andererſeits aber iſt zu beachten, dafs die Intereſſen anderer Städte 
in diametralem Gegenſatze zu den Intereſſen der Gemeinde Wien 
ſtehen, und wir haben geglaubt, wir ſollen ſolche Fragen, bei 
denen möglicherweiſe ein Zwieſpalt entſtehen könnte, nicht auf die 
Tagesordnung des Städtetages ſetzen, wir ſollen von der Erörterung 
derſelben Umgang nehmen, weil es dem Anſehen des Städtetages 
und der Wirkung ſeines Votums entſchieden abträglich wäre, wenn 
Differenzen, Meinungsgegenſätze und divergierende Anſichten dabei 
zum Ausdrucke kämen. 

Derlei Differenzen ſoll man vermeiden und daher nur ſolche 
Gegenſtände auf die Tagesordnung ſetzen, bei denen ein einmüthiges 
Votum zu gewärtigen iſt. Ich bin auch der Anſicht, dajs die 
Approviſionierung Wiens eine Angelegenheit für ſich iſt, dafs Wien 
in dieſer Frage ein ganz ſpecifiſches und exceptionelles Intereſſe 
hat und dajs es dieſe feine Intereſſen für ſich wahren muss und 
dabei auch ſchwerlich einen Bundesgenoſſen finden wird. Im Gegen— 
theile! Je mehr wir uns umſehen, deſto mehr Gegenſätze finden wir 
zwiſchen unſeren und den Intereſſen des Landes und anderer Städte. 

Das waren die Gründe, aus welchen es uns unmöglich war, 
dem Wunſche des Herrn Vorredners zu entſprechen; ich kann ihn 
aber verſichern, dafs unſere Amter der Sache ihre thunlichſte Auf— 
merkſamkeit zuwenden. 

Gem.-Nath Dr. Friedjung: Es iſt ſelbſtverſtändlich (Unruhe 
links), daſs man dem Antrage des Herrn Bürgermeiſters, einen 
Städtetag einzuberufen, zuſtimmen mus. Jedoch hat der Herr 
Bürgermeiſter eine Wendung gebraucht, welche ich in dem Antrage 
des Herrn St.⸗R. Dr. Vogler wiederfinde. Es ſcheint nämlich, 
daſs die Delegierten der Gemeinde Wien mit gebundener Marſch— 
route vor den Städtetag hintreten ſollen. Es iſt hier gejagt, dass 
die Delegierten der Gemeinde Wiens .. . (Lärm links.) Ja, meine 
Herren, es ſcheint, daſs Sie hier eine Demonſtration vorhaben. 
Ich werde mich aber in keiner Weiſe terroriſieren laſſen, das kann 
ich Ihnen ſagen. 

Vice-Vürgermeiſter Matzenauer: Ich bitte doch dem Herrn 
Redner die Möglichkeit zu geben, ſich verſtändlich zu machen. 

Gem.-Nath Dr. Friedjung: Es iſt die Frage, ob unſere 
Delegierten mit gebundener Marſchroute eintreten ſollen oder nicht. 
(Erneuerter Lärm links.) Ja, ich werde ſolange nicht das Wort 
wieder ergreifen, bis wir nicht Ruhe haben. Ich laſſe mir 


als gewählter Gemeinderath das Recht, meine Meinung zu ſagen, 
in keiner Weiſe nehmen. Ich bin vollſtändig dafür, dafs die Ge⸗ 
meinde Wien 
ja einverſtanden 90 

Vice Mürgermeiſter Matzenauer: Ich mußs doch um 
Redefreiheit für jeden Reduer bitten. 
bitte den Herrn Redner, fortzufahren. 


(Lebhafte Unruhe und Rufe links: u find 


(Zwiſchenrufe links.) Ich 
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Gem. Nath Dr. Friedzung (fortfahrend): Ich meine nicht 
(Erneuerte Unruhe links )))) Ja, wenn wir Ihnen 
gegenüber eine derartige Taktik einſchlagen würden, ſo würden Sie 
ſagen, daſs Sie in bübiſcher Weiſe behandelt werden, wenn man 
Sie nicht zu Worte kommen ließe. Es iſt klar, dass Sie eine 
ſolche Taktik mir oder ſonſteinem Mitgliede des Gemeinderathes 
gegenüber einſchlagen wollen. 

Ich werde mich nicht ſcheuen, ein ſolches Betragen jo zu fenn- 
zeichnen und zu brandmarken, wie es nothwendig iſt. (Stürmiſcher 
Widerſpruch und Zwiſchenrufe links.) 

Vice-Mürgermeiſter Matzenauer: Sie machen ja jede Be⸗ 
rathung unmöglich, ich bitte doch um Ruhe. 

Gem.⸗Rath Dr. Friedjung (fortfahrend): Ich bin mir 
bewuſst, im Intereſſe der Redefreiheit (Erneuerte leb⸗ 
hafte Unruhe links.) 

Bice-Bürgermeifler Matzenauer: Ich bitte, meine Herren, 
es geht nicht an, durch einen ſolchen Terrorismus den Herrn 
Redner am Sprechen zu verhindern. Ich muſs um Ruhe bitten! 
(Lebhafter Widerſpruch und Zwiſchenrufe links.) 

Gem.-Nath Dr. Friedjung (fertfahrend): Es ſcheint mir 
nicht gerechtfertigt zu ſein (Erneuerte Unruhe links.) Ja, 
meine Herren, die Sitzung wird nicht fortgeſetzt werden, und ich 
werde auf das Wort nicht verzichten. Ich werde mich in keiner 
Weiſe terroriſieren laſſen; es geſchieht im Intereſſe der Rede— 
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freiheit, daſs ich darauf beharre, dafs mir das Wort gegeben 


werde. 
Vice-Würgermeiſter Matzenauer: Ich bitte, in der Rede 
fortzufahren. 


Gem.-Nath Dr. Friedjung: Ich bitte, Herr Vice-Bürger⸗ 


meiſter, ich habe ein Recht darauf, daſs Sie mir das Wort ver— 
ſchaffen, und wenn Sie es mir auch durch die ſchärfſten Maß— 
regeln erzwingen. (Unruhe und Widerſpruch links. — Vice— 
Bürgermeiſter Matzenauer gibt wiederholt das Glockenzeichen. 
— Lebhafte Zwiſchenrufe. — Gem.⸗Rath Frauenberger: 
Vielleicht gehen die Herren ein biſschen hinaus!) 

Vice-Vürgermeiſter Matzenauer: Ich bitte, keine Provo⸗ 
cationen! (Zwiſchenrufe.) Ich bitte, keine Dialoge! Ich bitte um 
Ruhe und erſuche den Herrn Redner, fortzufahren ohne Provo— 
cation. Es geht nicht an, es vom Belieben eines Theiles der Ver— 
ſammlung abhängig zu machen, ob ein Redner ſprechen darf oder 
nicht. Jeder hat hier das Recht, zu ſprechen, wenn er zur Sache 
ſpricht, und Sie müſſen ihn daher ruhig anhören. Ich bitte 
alſo nochmals um Ruhe! (Lebhafte Unruhe links und Zwiſchen⸗ 
rufe. 

| 0 bitte, keine Apoſtrophierungen. Ich bitte einfach um Ruhe. 
(Gem.⸗Rath Steiner: Herr Dr. Nechansky hat erklärt, er 
duldet das nicht!) 

Gem.-Nath Dr. Friedjung: Ich allein habe das Wort! 
(Lärm links.) 

Vice-Bürgermeiſter Matzenauer: Meine Herren, wenn 
nicht Ruhe eintritt, bin ich genöthigt, die Sitzung zu unterbrechen. 
Es muſßs dem Redner geftattet fein, zur Sache zu ſprechen. (Gem. 
Rath Gregorig: Er ſoll nicht ſchimpfen, er hat geſchimpft! — 
Andauernde Unruhe links.) Vice-Bürgermeiſter Matzen auer 
(das Glockenzeichen gebend): Herr Dr. Friedjung, ich bitte 
fortzufahren. 
| Gem.-Nath Dr. Friedzung: Ich bedauere ſehr, ich kann 
mit meiner Stimme mich nicht ſo anſtrengen, um mich ſelbſt zu 
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ſchädigen. Ich beſtehe darauf, dass die Redefreiheit auch für mich 
gewahrt werde. (Neuerliche Unruhe links.) 

Vice Bürgermeiſter Matzenauer (das Glockenzeichen 
gebend): Wenn nicht Ruhe eintritt, bin ich genöthigt, die Sitzung 
zu unterbrechen. Ich wiederhole dies nochmals. 

Gem.-Nath Dr. Friedjung: Es iſt ja klar, dass die 
Herren den Parlamentarismus unmöglich machen wollen, dafs fie 
durch ihr Verhalten, welches jedem Anſtande Hohn ſpricht, unſere 
parlamentariſchen Vertretungen . . . (Lebhafter Widerſpruch und 
Unruhe links.) 

Dice - Bürgermeiſter Matzenauer (das Glockenzeichen 
gebend): Ich bitte nochmals um Ruhe. 

Gem.-Rath Dr. Friedzung: Es ſcheint mir, meine 
Herren, nicht möglich zu ſein, daſs wir den Delegierten der Stadt 
Wien in dem Sinne gebundene Marſchroute geben, daßs ſie 
unmöglich Vorſchlägen, welche von anderer Seite erfolgen . 
(Neuerliche Unterbrechungen und Unruhe links.) 

Vice-Bürgermeiſter Matzenauer: Ich bitte, fortzufahren. 

Gem.-Nath Dr. Friedjung: Die Folge davon wäre, dafs, 
wenn auf dem Städtetage von irgendeiner Seite ein anderer 
Antrag geſtellt würde, welcher verſtändig iſt, unſere Delegierten 
nicht in der Lage wären, dieſem Antrage zuzuſtimmen. Wir müſſen 
darauf gefasst ſein und können erwarten, dafs auch die Delegierten 
der Städte Graz oder Prag oder ſonſt einer anderen Stadt Vorſchläge 
machen werden, welche von unſeren Delegierten mit Freude begrüßt 
werden, weil ſie vielleicht ſachgemäß ſind und das Intereſſe der 
Bevölkerung im Auge haben. Es iſt demnach nicht möglich, dais 
wir unſeren Delegierten den Auftrag geben, daßs ſie lediglich für 
dieſe Anträge ſtimmen und ſonſt für keinen anderen. Wenn aber 
der Antrag des Herrn Stadtrathes Dr. Vogler, den der Herr 
Bürgermeiſter in ſeiner Rede auch aufgenommen hat, acceptiert 
würde, wenn thatſächlich die Delegierten der Stadt Wien, wie der 
Antrag Vogler lautet, die in den Beilagen C und D vor— 
liegenden Anträge zu vertreten hätten, ſo wäre es nicht möglich, 


daſs unſere Delegierten auch andere Anträge acceptieren, welche 
von Delegierten von außerhalb Wiens vorgebracht werden. Da 


nun dies ein Übelſtand iſt, dem abgeholfen werden mufs, fo 
würde ich beantragen, daſs es heiße, es werden die in den in— 
liegenden Beilagen enthaltenen Anträge dem Städtetage vorgelegt. 

Es iſt ganz ſelbſtverſtändlich, daſs unſere Delegierten ſich in 
erſter Linie verpflichtet fühlen werden, die Anträge, welche die Ge— 
meinde Wien vorgelegt hat, zu vertreten, aber ſie müſſen die Mög— 
lichkeit haben, auch andere Dinge zu acceptieren. 

Dies iſt der Inhalt des Antrages, welchen ich Ihnen zu 
unterbreiten habe. 

Ich ſchließe, indem ich gegen das Vorgehen proteſtiere, welches 
einer durchaus unanſtändigen Geſinnung entſpringt. (Rufe links: 
Frechheit! — Was iſt das für eine Manier? — Den Juden aus- 
ſchließen!) Ich fordere die Herren, welche beleidigende Zurufe 
machen, jeden der Herren . . . . (Stürmiſche Unterbrechung links), 
welche mich beleidigen wollen, auf, vorzutreten. Wer mich beleidigen 
will, den werde ich zur Rechenſchaft ziehen. (Zu Herrn Gem.⸗Rath 
Joſef Grünbeck, der dem Redner entgegentritt, gewendet:) 
Wollen Sie mich beleidigen, dann werde ich Sie zur Rechenſchaft 
ziehen. (Widerſpruch links. — Gem.-Rath Purſcht: Der Jude 
dictiert dem Gemeinderathe!) Ich fordere jeden Herrn, der mich 
beleidigen will, auf, ſich zu melden, ich werde den Herrn zur 
Rechenſchaft ziehen und werde ſehen, ob er die Courage hat, mir 
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entgegenzutreten. (Lärmender Widerſpruch links.) Anonyme Be- kürzen laſſen darf, verhindern, fo iſt das eine ſchwere Verletzung 


leidigungen und Beſchimpfungen find eine Feigheit, eine erbärmliche 
Feigheit! Dagegen wünſche ich, dafs der Herr mir das ſagt, dafs 
ich es verſtehe, damit ich einen derartigen unanſtändigen Buben 
zur Rechenſchaft ziehen kann. Ich werde jedermann, der mich be⸗ 
leidigen will, Rede ſtehen und ihm auch mit Waffen Rede ſtehen; 
das aber iſt eine Feigheit und Gemeinheit. (Lärm links. — Vice⸗ 
Bürgermeiſter Matzen auer gibt wiederholt das Glockenzeichen.) 
Wer iſt denn der Beleidiger, er möge nur vortreten! Heraus mit 
dieſem Menſchen! Wer hat den Muth? Heraus! 

Vice-Mürgermeiſter Matzenauer: Ich bitte um Ruhe. 
(Gegen Gem.-Rath Dr. Friedjung:) Ich bitte, nicht zu pro— 
vocieren. 

Gem.-Nath Dr. Friedzung (fortfahrend): Da mußs ich pro— 
teſtieren. Ich werde ſehen, wer es wagt, mich Auge im Auge zu 
beleidigen. Den werde ich zur Rechenſchaft ziehen. (Lärm links.) 

Vice Bürgermeifter Mabenaner: Ich habe in dieſem 
Lärme nicht hören können, was Herr Dr. Fried jung geſprochen 
hat. Ich werde mir aber das Stenogramm vorlegen laſſen und 
nach Einſicht desſelben entſprechend vorgehen. In dieſem Momente 
habe ich darüber kein Urtheil, weil ich die Worte nicht gehört habe. 

Gem.-Nath Gregorig (zur Geſchäftsordnung): Als kürzlich 
von der Seite drüben (rechts) provociert wurde, hat Herr College 
Geßmann ein Wort geſprochen, das er gewils bedauert hat, 
aber er iſt ausgeſchloſſen worden. Jetzt hat drüben Herr Gem, 
Rath Dr. Friedjung geſagt, es ſei ein bübiſches Benehmen! 


Dieſer Mann wurde nicht getadelt; jo behandelt man uns! Ich 
conſtatiere nur, wie die Geſchäftsordnung nur zu dem Zwecke ge⸗ 
macht wurde, um die Minorität zu knebeln und damit Dinge, die 
zwar in ſehr erregter Weiſe in das Wort gefallen. Aber die That— 


in der Majorität vorkommen, nicht zur Sprache gebracht werden 
ſollen. Wenn jemand auf unſerer Seite ſpricht und ſein Recht ver— 


tritt, ſo wird er ausgeſchloſſen, aber von der Majorität können 


die größten Beſchimpfungen fallen, und das wird nicht gerügt. 
Ich gratuliere dem Präſidium und der Majorität, dieſer liberalen, 
reactionären Majorität zu ihrem Auftreten. 

Referent: Meine Herren! Derlei Vorfälle, wie die eben 
vorgekommenen, ſind tief bedauerlich. (Zwiſchenruf links.) Herr 
Gemeinderath, jo lässt ſich nicht verhandeln. — Sie dürfen nicht 
nach jedem Worte, das von der anderen Seite geſprochen wird, 
unterbrechen. Das, was der Herr Gem. Rath Gregorig ge 
ſprochen hat, trifft nicht zu. (Gem.⸗Rath Jedliöka: Das iſt 
Thatſache!) Aber hören Sie doch und ſchreien Sie nicht; das 
ſchickt ſich nicht! 

Dice-Bürgermeifter Matzenauer: Ich bitte, nicht fort- 
während den Herrn Bürgermeiſter zu unterbrechen. 

Referent: Herr Gem.⸗Rath Dr. Friedjung hat nicht ge: 
jagt, dafs das bübiſch ſei, ſondern, wenn Sie ſich recht erinnern, 
hat er geſagt, Sie würden ein ſolches Benehmen bübiſch nennen. 
Das hat er geſagt (Widerſpruch links) und das habe ich gehört. 
Das Benehmen nämlich . . . (Lebhafte Zwiſchenrufe links.) Hören Sie 
doch, meine Herren, und machen Sie keinen Spectakel. Das iſt nicht 
würdig, daſs man, wenn ein Redner ſich erhebt und zu ſprechen 
beginnt, Geräuſch macht und ihm das Sprechen unmöglich macht. 
Das iſt eine Verletzung der Rechte der hier erſchienenen Gewählten 
und auch eine Beleidigung der Wähler. Die Wähler ſchicken die Ge— 
wählten herein, damit ſie hier ſprechen und ihre Anſicht vertreten, 
und wenn Sie die Gewählten an dieſer Geltendmachung ihres 
wichtigſten Rechtes, das ſich kein Mitglied der Verſammlung ver⸗ 
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der parlamentariſchen Pflichten. (Lebhafter Beifall rechts — leb— 
hafter Widerſpruch links.) Das mußs jeder einſehen. 

Nun glaube ich aber, wäre es am beſten, wenn wir der 
Scene ein Ende machen. (Ruf links: O nein!) Nicht? Nun, 
dann bitte ich, fahren Sie fort, wenn es Ihnen Vergnügen macht. 

Gem.-Nath Dr. Geßmann (zur Geſchäftsordnung): Meine 
Herren! Ich conſtatiere in aller Ruhe und mit allem Gleichmuthe 
nur folgendes: 

Es hat der Herr Redner aus dem J. Bezirke ausdrücklich er- 
klärt, er werde ſich hier mit den Waffen in der Hand die Ruhe 
und Ordnung ſchaffen (Widerſpruch rechts. Gem.-Rath Dr. Fried- 
jung: Oho!) oder fordern. Nun, meine Herren, wenn die 
Herren mit dergleichen Dingen kommen, ſo werden Sie uns 
eventuell gewappnet finden, aber es mufs gewilß einen ſehr eigen— 
thümlichen Eindruck machen, wenn dergleichen Äußerungen ſeitens 
des Präſidiums in keiner Weiſe gerügt werden. 

Bice-Bürgermeifter Matzenauer: Ich habe ſchon erklärt, 
daſs ich in dem Tumult nicht in der Lage war, die Äußerung 
des Herrn Gem.-Rathes Dr. Fried jung vernehmen zu können, 
daſs ich mir aber das Steuogramm werde vorlegen laſſen und 
dementſprechend dann handeln werde. 

Gem.-Nath Dr. Geßmann (fortfahrend): Ich erlaube mir 
dann nur eine Bemerkung anzufügen. Es wird gegen uns immer 
der Vorwurf erhoben, dass wir unterbrechen. Der ſehr verehrte 
Herr Präſident möge verzeihen, aber gerade von ſeiner Seite wird 
dieſe Übung in ausgedehnteſtem Maße prakticiert. Er hat den 
Beweis gerade in dieſem Augenblicke geliefert. Ich habe noch nicht 
ausgeſprochen und der geehrte Herr Präſident iſt mir ſofort und 


ſache ſteht auch feſt, der letzte Redner aus der Inneren Stadt 
hat nicht bei der Gelegenheit, die der Herr Bürgermeiſter an— 
geführt hat, ſondern am Schluſſe feiner Ausführungen viel 
ſchärfere Ausdrücke gebraucht und hat von unanſtändigen Buben 
geſprochen. Nun, hochverehrtes Präſidium, das paſst nicht! Die 
Urſache, warum hier ſo häufig — ich gebe es ja zu — eine ſo 
erregte Stimmung herrſcht, liegt einfach darin, das die Hand— 
habung der Geſchäftsordnung durchaus keine unparteiiſche iſt. (So 
iſt es! links.) Meine Herren, gleiches Maß für alle! Der Präſident, 
der die Maßregeln, die Maßnahmen und Vorſchriften der Geſchäfts— 
ordnung nach allen Seiten hin in gleicher Weiſe handhabt, wird 
gewiſs auch beim ganzen Hauſe gebürende Achtung finden. Das 
aber, meine Herren, geht nicht, daſs dem einen ein unüberlegt 
herausgeworfenes Wort übelgenommen und mit dem ſchwerſten 
Diſciplinarmittel gegen ihn vorgangen wird, während in anderen 
Fällen über die Sache einfach geſchwiegen und davon keine Kenntnis 
genommen wird. Wenn man das durch Jahre durchmacht, wie es 
hier der Fall iſt, dann begreift es ſich, wenn man erregt iſt, 
weil man ja weiß, es exiſtiert gar nichts anderes als gewiſſer— 
maßen eine Selbſthilfe. Vom Präſidium hat die Minorität nicht 
die geringſte Berückſichtigung, nicht die geringſte Maßnahme, die 
in der Geſchäftsordnung auch zu ihrem Schutze vorgeſchrieben 
iſt, zu erwarten. 

Ich betone noch einmal, es iſt dieſem Herrn vorbehalten 
geweſen, zu jagen, daſs er mit den Waffen in der Hand Rechen— 
ſchaft fordern wird. (Widerſpruch rechts.) Die Herren mögen es 
nur darauf ankommen laſſen, eventuell wird ſich auch darauf eine 
Antwort finden. Es mufs das aber conſtatiert werden, damit nicht 
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draußen und in einer gewiſſen Preſſe die Sache ſo dargeſtellt wird, 
als ob wir Raufbolde wären. Mit ſolchen Raufbolden werden 
wir ſchon fertig werden, aber eine ſolche Verdrehung laſſen wir 
uns nicht gefallen. 

Referent (zur Geſchäftsordnung): Meine Herren! Ich 
habe nicht gehört, ob Herr Dr. Friedjung dieſe Worte ge- 
braucht hat oder nicht. Und wenn ich ſage, ich habe ſie nicht 
gehört, ſo können Sie mir glauben. Ich wäre nicht in der Lage 
geweſen, eine Verfügung zu treffen, weil ich nicht den Vorſitz ge- 
habt habe und gleichfalls unter der Diſciplin des Vorſitzenden 
ſtehe, wenn ich hier referiere; aber das eine mufßs ich ſagen, den 
Vorwurf des Herrn Dr. Geßmann, dafs das Präſidium irgendwie 
parteiiſch vorgeht, weiſe ich mit aller Entſchiedenheit zurück. Ich 
habe vom erſten Tage an, an welchem ich zum Bürgermeiſter gewählt 
worden bin, es mir zur Pflicht und Aufgabe gemacht, unparteiiſch 
vorzugehen und — ich glaube — das Zeugnis kann ich für mich in 
Anſpruch nehmen, daſs ich mit der größten Geduld vorgegangen 
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bin und dass ich lange zugeſehen habe, vielleicht zu lange, bis ich 
mich zu einer ſchärferen Maßregel habe entſchließen können, das 
alles deswegen, weil ich gehofft habe, es werde mir auf ſolche 
Weiſe eher gelingen, in dieſer Verſammlung einen ruhigen, einen 
der Verſammlung würdigen Ton herbeizuführen. 

Es war das auch manchmal möglich, zeitweiſe möglich. Leider 
kommen derartige Ereigniſſe und Exceſſe, wie wir heute einen 
erlebt haben, und die vom Standpunkte der Verſammlung und deren 
Würde tief zu beklagen ſind, öfters vor. 

Ich glaube, wir ſollten uns an einem ſolchen Abende vor— 
nehmen, uns fo zu verhalten, dass derlei einfach unmöglich iſt 
und ſollten alles vermeiden, was geeignet iſt, einen Mitbürger zu 
verletzen oder zu provocieren. Das iſt meine Anſicht. 

Gem.-Nath Gregorig (zur Geſchäftsordnung): Der geehrte 
Herr Bürgermeiſter hat zuvor gejagt, dass die Gemeinderäthe von 
ihren Wählern hereingeſchickt wurden, um zu arbeiten und an den 
Arbeiten der Commune theilzunehmen. Das ſei unanſtändig, wenn 
man einen Redner ſtört. Ich acceptiere das. 

Wir aber ſind durch die Majorität verhindert, an irgend— 
welchen poſitiven Arbeiten der Commune theilzunehmen. Wir ſind 
in keiner Section, wir ſind nicht im Stadtrathe. Ich werde einfach 
die Kutſche retourgeben, die uns der Herr Bürgermeiſter ge— 
geben hat. | 

Gem.-Nath Steiner (zur Geſchäftsordnung): Meine Herren! 
Das iſt aber doch unglaublich! Ich bin zum Beiſpiel ganz ruhig 
hier geſeſſen, ich habe mich gar nicht gerührt. Provociert hat Herr 
Gem.⸗Rath Dr. Fried jung, das tft zweifellos; und das Prä— 
ſidium, ſowie der geehrte Herr Bürgermeiſter als Referent belehren 
uns jetzt förmlich, als wenn wir die Schuldigen wären. (Rufe 
rechts: Gewiss!) Ich bin ganz ruhig hier geſeſſen, conſtatiere 
aber eines, daſs mich ad personam Herr Gem.⸗Rath Dr. Fried— 
jung nicht beleidigt. (Gem.⸗Rath Gregorig: Ein Jude kann 
nicht beleidigen!) Und wenn er von Waffen in der Hand ſpricht, 
fo muss ich ſagen, wenn er zu mir kommt, werde ich es fo 
machen (macht eine Handbewegung, Heiterkeit links) — Luft! 

Gem.-Rath Dr. Friedjung (zur Geſchäftsordnung): Es iſt 
vom Herrn Gem.-Rath Dr. Geßmann mir ein Ausſpruch in 
den Mund gelegt worden, welcher, wenn ich ihn gethan hätte, 
ein Verbrechen enthalten hätte. Es iſt vom Herrn Dr. Geßmann 
geſagt worden, ich hätte die Außerung gemacht, ich werde hieher 
mit Waffen in der Hand kommen, um mir hier Rechenſchaft zu 
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verſchaffen. Ich berufe mich auf alle, welche mich gehört haben, 
daſs eine ſolche Außerung von mir nicht gefallen iſt. Ich werde 
dagegen die Außerung wiederholen, welche gefallen iſt, und dann, 
meine Herren, bitte ich, dementſprechend zu handeln. Ich habe 
von jener (linken) Seite die Worte „Frechheit“ und „frecher 
Jude“ gehört. Ich habe mich infolge deſſen nicht bloß in meinen 
Empfindungen als Menſch beleidigt gefühlt, und ich glaube, ein 
Mann darf eine Beleidigung nicht ungeſühnt auf ſich ſitzen laſſen. 
Ich hoffe, meine Herren, dass das ein Gedanke iſt, den Sie nicht 
für verwerflich erklären können. Ich bin auch im höchſten Grade 
beleidigt worden in meiner Eigenſchaft als Angehöriger der 
jüdiſchen Confeſſion. (Gem.⸗Rath Gregorig: Eine jüdiſche 
Confeſſion gibt es nicht!) 

Meine Herren! Sie würden es für eine Feigheit anſehen, 
wenn irgendjemand Ihnen in Ihrer Eigenſchaft als Angehörige 
der chriſtlichen Confeſſion Beleidigungen zufügt. (Lärm links.) Sie 
würden ſehr recht daran thun, Ihren Stolz ſich aufbäumen zu 
laſſen und Mann gegen Mann dieſe Beleidigung zurückzuweiſen. 
Meine Herren! In meinen Adern fließt genau ſo Blut, wie in 
den ihrigen, und auch in meinen Adern bäumt ſich nach dieſer 
Beleidigung das Blut auf, und ich werde wem immer entgegen— 
treten, wann immer dies geſchehen mag. 

Ich habe demnach, als ich die Worte „Frechheit“, „frecher 
Jude“ gehört habe (Ruf links: Das hat niemand geſagt!), aus⸗ 
drücklich geſagt — nun hören Sie genau zu und merken Sie ſich 


dieſe Worte genau — (Ruf links: Orientaliſche Phantaſie!) 


„Ich bitte denjenigen Herrn, welcher dieſe Beleidigungen ausgeſtoßen 
hat, fie ſo zu ſagen, dais ich ihn höre, damit ich mir Genug— 
thuung holen kann für dieſe Beleidigungen, und zwar Genug— 
thuung holen kann, auch mit den Waffen.“ (Lärm links.) 

Dieſe Außerung, meine Herren, hätte jeder Ehrenmann an 
meiner Stelle gethan, jeder Ehrenmann an meiner Stelle hätte ſo 
geſprochen, um ſich nicht beſchimpfen zu laſſen, ſich und alle jene, 
mit welchen er durch die Geburt verbunden iſt. Das waren die 
Außerungen, die ich gemacht habe, und damit ſchließe ich dieſe 
perſönliche Bemerkung und dieſe thatſächliche Berichtigung. Ich, 
meine Herren, verlange von Ihnen nicht etwa Gerechtigkeit, denn 
die zu erwarten haben wir längſt verlernt. Ich verlange und fordere 
aber von Ihnen, meine Herren, dass Sie dasjenige, was Sie 
ſagen, auch als Männer mir gegenüber vertreten; ſonſt kann ich 
den nicht achten, der auf dieſe Weiſe Beleidigungen ausſtößt und 
ſich dann in einer Menge verbirgt, welche ihn ſchützt. Den kann 
ich nicht achten, das iſt ein Feigling! (Lärm links. — Rufe links: 
Jetzt ſchimpft er ſchon wieder!) 

Gem.-Nath Vincenz Weſſely (zur Geſchäftsordnung): 
Meine Herren, ich glaube, Sie werden mir nicht nachſagen können, 
daſs ich irgendeinmal derart aufgetreten wäre, mich mit meinen 
Collegen in einen Topf zu werfen. Trotzdem bin ich jederzeit dieſer 
Gefahr ausgeſetzt, weil ich dieſer Partei angehöre. Auch heute bin 
ich während des Tumultes nicht auf meinem Platze geweſen, ſ ondern 
bin in unmittelbarer Nähe des Sprechers aus dem I. Bezirke ge— 
ſtanden und ich kann Ihnen die Aufklärung geben, dajs der Herr 
Vorſprecher nicht in dem Sinne geſprochen hat, als er es jetzt 
geſagt hat. (Rufe links: Aha!) Er hat ſich zu Außerungen in 
ſeiner Aufregung hinreißen laſſen, die viel ſchlechter waren, als ſie 
hier erwähnt wurden. (Hört! links.) | 

Vice-Vürgermeiſter Matzenauer (unterbrechend): Ich bitte, 
Herr Gemeinderath (Stürmiſcher Lärm und Rufe links: Ausreden 
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laſſen! — Unfähiger Vorſitzender. — Gem.⸗Rath Gregorig: 
Ganz unfähige Perſonen find im Präſidium!) Herr Gem. Rath 
Gregorig, ich bitte ſich anftäntig zu benehmen, ſonſt mußs ich 
Sie zur Ordnung rufen! (Gem.-Rath Gregorig: Thun Sie es!) 

Gem.-Rath Vincenz Weſſely (fortfahrend): Sogar Mit- 
glieder der Majorität, die in der nächſten Nähe des Redners ge⸗ 
ſtanden find, haben geſagt: Gut, dass die da drüben nichts gehört 
haben! (Gem.⸗Rath Dr. Geßmann: Das iſt dann der wahr- 
hafte Mann! — Gem.⸗Rath Dr. Friedjung ſchlägt auf das 
Pult. — Lärm links und Rufe: Setz' Dich nieder!) 

Vice-Würgermeiſter Matzenauer: Ich bitte, meine Herren. 
beendigen wir doch dieſes Thema! 

Gem.-Rath Vincenz Weſſely (fortfahrend): Ich will hier 
nicht als Denunciant auftreten, aber die Wahrheit will ich ſagen. 
(Gem.⸗Rath Dr. Friedjung: Dann ſagen Sie, was ich gejagt habe!) 
Buben haben Sie die Mitglieder geheißen, gemeine Buben! Ich will 
hier nur conſtatiert wiſſen, dafs ſolche Beleidigungen uns gegenüber 
geduldet werden und wir uns nicht rühren dürfen, ſonſt werden 
wir zur Ordnung gerufen oder gar ausgeſchloſſen. (Unruhe rechts. 
— Vice⸗Bürgermeiſter Matzen auer gibt das Glockenzeichen. — 
Heftiger Widerſpruch links.) 

Vice-Vürgermeiſter Matzenauer: Aber ich bitte. (Erneuerter 
Lärm links.) So laſſen Sie mich doch reden. Ich bitte, nicht 
immer dem Vorſitzenden den Vorwurf zu machen, dafs er eine 
Außerung geduldet hat, wenn er ſchon vorher erklärt hat, er habe 
bei dem Tumulte die Äußerungen nicht hören können, und er 
werde ſich das Stenogramm vorlegen laſſen. (Rufe links: Er ſoll 
das Stenogramm kommen laſſen!) 


Gem.-Nath Dr. Nechansky (zur Geſchäftsordnung): Es 
iſt wirklich eine Ironie; wir ſind im Begriffe, als führende Haupt⸗ 
ſtadt des Reiches einen Städtetag einzuberufen, und es geſchieht 
dies in einer ſolchen Form, die uns gewiß bei den übrigen 
Landesſtädten keine Achtung verſchaffen kann. Ich habe, meine 
Herren, längſt aufgehört, mich über derlei Dinge zu ärgern. Wenn 
ich mir aber erlaubt habe, um das Wort zur Geſchäftsordnung 
zu bitten, jo geſchieht es, um zu jagen, daßs wir in dieſem Punkte 
mit Herrn Collegen Dr. Friedjung ſolidariſch ſind. (Wider— 
ſpruch links.) Ich halte es für eine Pflicht der Partei, für einen 
Parteigenoſſen, der von der anderen Seite in der Redefreiheit in 
ſo muthwilliger Weiſe gehindert wird, hinter dem Parteimanne zu 
ſtehen, und das muſßs das erſtemal, wo es geſchieht, mit aller 
Macht und Kraft zurückgewieſen werden. Nie können wir dulden, 
dafs in dieſem Haufe die Redefreiheit, ein Recht, das jeder hat, 
in ſolcher Weiſe verkürzt wird, und ich glaube, ſagen zu können, 
daſs die Herren in dieſer Beziehung nie die geringſte Beſchwerde 
über uns (rechts) führen können. Wir hören mit der größten 
Aufmerkſamkeit und mit einer Gutmüthigkeit, die ich manchmal 
ſelbſt bewundere, Ihnen zu, mit einer Aufmerkſamkeit und Stille, 
wie ich wünſche, daſs fie die Herren in gleichem Maße uns 
widmen möchten. Es iſt bedauerlich, dafs ſich Herr College 
Friedjung in ſeiner Leidenſchaft zu Außerungen hat hinreißen 
laſſen, die er beſſer nicht gemacht hätte. Ich begreife aber, was 
er geſagt hat bei ſeiner leidenſchaftlichen Erregung, und ich glaube, 
daſs er ſelbſt in einer kühleren Stimmung manches Wort bedauern 
wird. Der Herr Vorſitzende wird ja amtshandeln, wenn er aus 
dem Stenogramme entnommen haben wird, was Herr Dr. Fried— 
jung geſagt hat. 
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Das eine möchte ich aber conſtatieren, dass unzweifelhaft und 
in auffälliger Weiſe Herr Gem.⸗Rath Dr. Friedjung, ſo oft 
er zu reden begonnen hat, von den Herren durch fröhliches Ge— 
plauder unterbrochen worden iſt, trotzdem er rein ſachlich geſprochen 
hat. Ich möchte conſtatieren, dafs das, was man gewöhnlich 
Provocation nennt, im vorliegenden Falle in ganz abſichtlicher 
und frivoler Weiſe von jener Partei (links) geübt worden iſt. 
(Widerſpruch und Lärm links.) 

Gem.⸗Nath Gregorig (zur Geſchäftsordnung): Trotzdem 
Herr Gem.⸗Rath Frauenberger meint, man ſoll mich aus— 
ſchließen, werde ich doch das Wort ergreifen. (Gem. - Rath 
Frauenberger: Ich habe das nicht gefagt!) Ich bitte, Sie 
haben geſagt, man ſoll mich ausſchließen. Es iſt früher vom Gem. 
Rathe Dr. Friedjung auf jener Seite (rechts) das Wort ge⸗ 
ſprochen worden, man habe ihn in ſeiner Confeſſion beleidigt. 
Meine geehrten Herren, mit Religionsſachen ſpielt man nicht. 
Ich habe Ihnen ſchon hundertmal erklärt: ich achte jede poſitive 
Religion, aber es gibt keine jüdiſche Confeſſion, das iſt nicht 
richtig, es gibt nur eine moſaiſche Confeſſion, und deshalb ſind 
die Worte des Gem.-Rathes Friedjung eine Entſtellung der 
Thatſachen, um uns zu verdächtigen, dafs wir Religionsſtörung 
treiben, wogegen wir uns entſchieden verwahren. Er ſoll mich 
einen Deutſchen nennen, ich werde mich dadurch geehrt fühlen — 
wenn man ihn einen Juden nennt, und er fühlt ſich nicht geehrt, 
ſo kann ich nichts dafür. (Unruhe rechts.) 

Gem.-Rath Dr. Friedjung: Lächerlich, mir ſolche Dinge 
zu imputieren. Ich werde mich deſſen nicht ſchämen. (Lebhafte 
Unruhe links.) 

Gem.-Nath Herrdegen: Ich bin grundſätzlich unter allen 
Umſtänden für eine gleiche Handhabung der Geſchäftsordnung; 
gleich ſcharf, gleich rücksichtslos, wenn es ſein muſs, ohne Unter⸗ 
ſchied, ob die einen rechts oder links ſitzen, der einen oder anderen 
Partei angehören. Ich habe daher auch gar nichts dagegen, wenn 
gegen Gem.⸗Rath Dr. Fried jung mit den ſchärfſten Mitteln 
vom Standpunkte der Geſchäftsordnung eingeſchritten wird. Ich 
frage Sie aber, meine Herren, und appelliere hier nicht an Sie als 
Mitglieder des Gemeinderathes, nicht als Mitglieder der Oppoſition, 
ſondern appelliere an Sie als Menſchen: wo bleibt Ihr Rechts⸗ 
gefühl? Haben Sie nicht gröblich provociert, iſt nicht der Ge— 
meinderath im Rechte, iſt es nicht ſeine verfluchte Pflicht und 
Schuldigkeit, hier zu ſprechen? Und Sie haben ihm dies — ſo wie 
unlängſt dem Gem.⸗Rathe Lang — abſichtlich verwehrt! Ich 
weiß nicht, was Sie ſich dabei denken, aber Sie werden zugeben, 
Sie werden, wenn Sie nach Hauſe gehen, ſich dieſer Handlungs- 
weiſe ſchämen. (Lebhafter Beifall und Händeklatſchen rechts, Ge⸗ 
lächter links.) 

Gem.-Nath Dr. Geßmann: Ich conſtatiere . (Ruf: Er 
conſtatiert!) Na alſo, wenn Sie unterbrechen wollen .. (Lebhafter 
Widerſpruch rechts, Unruhe links.) 

Vice Mürgermeiſter Matzen auer: Herr Gem. - Rath 
Strobach, beruhigen Sie ſich! Herr Dr. Geßmann, ich bitte 
zum Vorſitzenden und nicht zu einem Theile der Verſammlung zu 
ſprechen. 

Gem.-Nath Dr. Geßmann (fortfahrend): Ich conſtatiere, 
daſs Herr Dr. Friedjung, Gemeinderath der Inneren Stadt, 
derjenige war, der zuerſt hier, und zwar gegenüber einem Mitgliede 
des Gemeinderathes, das gewiss allen Anſpruch auf Achtung hat, 
ſich zu dem Ausdrucke „mit der Hundspeitſche“ hinreißen ließ; 
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darauf hätte eine ganz andere Antwort gehört; die Sache iſt aber 
meines Wiſſens nicht gerügt worden. Heute, meine Herren, ſind 
die gröbſten Beſchimpfungen ausgeſtoßen worden; der Herr Redner 
hat ſie ableugnen wollen, andere, die es gehört haben, haben ſie 
ausdrücklich conſtatiert. Es iſt auch ganz merkwürdig, dass, ſowie 
von unſerer Seite das kleinſte Wort fällt, es auch oben am 
Präſidententiſche ſofort vernommen wird, während da immer auf 
das ſtenographiſche Protokoll compromittiert wird. 

Nun erklären wir eines gegenüber den Ausführungen des 
Herrn Abgeordneten Herrdegen. Man hat uns und ſpeciell 
mich gerade bei der Gelegenheit, wo ich ausgeſchloſſen worden bin, 
von jener Seite auch in der unanſtändigſten Weiſe ausgehöhnt, 
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und ich erwidere dem Herrn Collegen Dr. Nechansky, dals es 
geradezu eine Verdrehung der Thatſachen iſt, wenn er behauptet, 
wir ſeien nie provociert worden. In einer höchſt unanſtändigen 
Weiſe hat man uns ins Geſicht gekläfft, bei jeder Gelegenheit, in 
einer Art und Weiſe, die in anſtändiger Geſellſchaft einfach nicht 
geduldet würde. (Stürmiſche Unterbrechung rechts, Rufe: Unerhört!) 
Entſchuldigen Sie, Herr Vorſitzender, wenn die Geſchäftsordnung 
fo gehandhabt wird, jo müſſen Sie ſelbſt das Gefühl haben, dass 
das abſolut unzuläſſig ift. Ich rede nichts weiter, jeder, der dieſe 
Scene jetzt angehört hat, bekommt eine richtige Würdigung der 
Objectivität, welche von Seite des Präſidiums geübt wird. Und 
darum, meine Herren, das geht nicht, das dulden wir nicht, wir 
laſſen uns das nicht gefallen; wir wiſſen, daſs wir mit demſelben 
Rechte hier ſitzen wie Sie, und dass wir weit mehr Leute ver— 
treten als Sie, und darum laſſen wir das nicht zu. 

Unſere Ausführungen werden einfach in der gewiſſen Preſſe 
confisciert, die Ihrigen aber per longum et latum gebracht. Wir 
wiſſen ja, wo das hinaus ſoll und darum dulden wir es nicht 
und begehren vor allem, dafs die Gemeindeverwaltung objectiv 
gehandhabt wird. Der Vorſitzende hätte jetzt längſt Gelegenheit 
gehabt, aus dem ſtenographiſchen Protokolle von dieſen Außerungen 
Kenntnis zu nehmen. Es iſt dies aber nicht geſchehen und ich bin 


Amtsblatt der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien. — Nr. 12, 8. Februar 1895. 


es wurden die verſchiedenen Verhältniſſe, welche ſo oft zur Sprache 
gekommen ſind, hinſichtlich des Transportes des Viehes auf Eiſen⸗ 
bahnen u. ſ. w. erörtert. Ich will die einzelnen Punkte nicht 
anführen, ich bin aber überzeugt, dafs ſich und zwar gerade auf 
Grund des Elaborates, welches der Herr Bürgermeiſter in der 
Sitzung vom 16. November referiert hat, eine große Anzahl von 
Punkten herausziehen lässt, welche ein gleichmäßiges Intereſſe 
Wiens und der anderen Hauptſtädte betreffen. 

Nun, meine Herren, angenommen, dass das richtig iſt, ange— 
nommen, daſs die Befürchtung, es würde dieſe Frage vielleicht zur 
Uneinigkeit führen, angenommen, es würde nicht möglich ſein, dass 
ſich hier die Vertreter der Hauptſtädte auf einige beſtimmte Punkte, 
auf beſtimmte Angelegenheiten einigen, muss ich doch eines be— 
merken, und das iſt eine Sache, die uns allen ſehr nahe gehen 
ſollte. 

Es iſt nämlich immerhin bedauerlich, dass dieſer poſitive 
Antrag, nicht nur eingebracht von einer Anzahl von Gemeinde— 
räthen, ſondern auch von einer zur Überwachung eines beſtimmten 
Zweiges der Gemeindeverwaltung eingeſetzten Commiſſion, ganz 
unberückſichtigt geblieben iſt. Hat man ſich im Magiſtrate oder im 
Stadtrathe dagegen ausgeſprochen, ſo wäre es unbedingt erforderlich, 
daſs man auch hier im Gemeinderathe in dieſem Sinne referiert; 
man hätte alſo dieſen Antrag der Approviſionierungs⸗Commiſſion 
hier zum Referate bringen und begründen ſollen, weshalb es nicht 
angeht, dafs man den Antrag der Approviſionierungs-Commiſſion 
auf die Tagesordnung des Städtetages ſetzt. 

Meine Herren! Wir haben eine unglückſelige Stimmung in 
unſerem Gemeinderathe. Wenn wir die Sache weiter verfolgen, 
io muf8 zugegeben werden, dajs die Gereiztheit von allen Seiten 
auf den einen Umſtand zurückzuführen iſt, dass wir eigentlich Hilf- 
los ſind. Wir bringen Anträge ein — die Anträge kommen nie 
mehr auf die Tagesordnung; wir urgieren mittels Interpellationen 
— unſere Interpellationen werden unſachlich und unvollſtändig 
beantwortet. Es leiden die Commiſſionsarbeiten dadurch, dass ein 


überzeugt, die Sitzung wird geſchloſſen werden, ohne dajs es ge— Theil der Commiſſionsmitglieder ihre Mandate aus beſtimmten 


ſchehen wird. (Rufe links: Ausſchließen!) 

Vice Vürgermeiſter Matzenauer: Wir fahren in der 
meritoriſchen Debatte fort. Das Wort hat Herr Gem.-Rath 
Herrdegen. 

Gem.-Nath Herrdegen: Es wurde vom Herrn Gem.-Rathe 
Seiler hervorgehoben, dafs es unbegreiflich ſei, warum nicht 
auch als ein weiterer Punkt auf die Tagesordnung des einzu⸗ 
berufenden Städtetages die Approviſionierungs⸗Angelegenheit kommt. 
Nun, meine Herren, die Sache erſcheint doch an und für ſich ſehr 
wichtig, und wenn behauptet wird, wie der Herr Bürgermeiſter es 
in ſeiner erſten Ausführung gethan hat, dafs hier eine Verſchieden— 
heit der Intereſſen zwiſchen Wien und den anderen Hauptſtädten 
vorliegt, fo möchte ich doch aufmerkſam machen, dass gerade in 
jener Eingabe, welche vom Herrn Bürgermeiſter im Gemeinderathe 
referiert wurde, eine größere Anzahl von Punkten aufgeführt 
erſcheint, welche die Gemeinde Wien und ebenſo auch die anderen 
Hauptſtädte betreffen. Es iſt im allgemeinen ausgeführt worden, 


daſs die Urſache der Fleiſchtheuerung in unſerer zurückgehenden 
oder wenigſtens ſtagnierenden Viehproduction liegt. Iſt das richtig 
— und ich bin überzeugt, dafs es wenigſtens zum Theile richtig 
iſt — dann unterliegt es keinem Zweifel, dafs die Behebung dieſes 
Mangels die anderen Städte verhältnismäßig ebenſo intereſſiert, 
wie Wien. Es wurde hier auch die Verzehrungsſteuer berührt und 


Gründen — aus Parteirückſichten zurückgelegt hat. An und für 
ſich iſt es gewiſs miſslich, daſs eine Commiſſion, die zur Über⸗ 
wachung gewiſſer Gemeinde-Angelegenheiten eingeſetzt iſt, nur aus 
Mitgliedern der Majorität beſtehen ſoll — das iſt an und für ſich 
ein Unding (Gem.⸗Rath Hawranek: Der Stadtrath auch!) — 
der Stadtrath auch! Es iſt Ihnen wohl allen bekannt, dafs eine 
Anzahl von Gemeinderäthen hier auf dieſer (rechten) Seite ſeit 
jeher und immer in beſtimmteſter Weiſe dafür eingetreten iſt, dass 
die Mitglieder der Oppofition im Verhältniſſe ihrer Stärke berüd- 
ſichtigt werden. 

Wir haben es jedoch nicht ändern können, und wiſſen 
Sie, meine Herren, warum wir es nicht ändern können? Weil 
Sie uns nicht geholfen haben, weil ſich die Oppoſition zurüd- 
gezogen hat, weil die Oppoſition das Parteiintereſſe über das 
Intereſſe der Gemeindeverwaltung geſtellt hat. (Sehr richtig! 
rechts, Gelächter links.) Darunter haben wir gelitten und auf 
dieſem Wege haben wir es dahin gebracht, daſs jeder einzelne 
Gemeinderath ein mehr oder weniger hilfloſes Ding in dieſem 
Saale iſt, daf3 er mit feinen beiten Intentionen nichts erreichen 
kann, dafs er feine Zeit in der leichtſinnigſten Weiſe verſchwendet, 
daſs der Gemeinderath ein trauriges, beſchämendes Schauſpiel für 
die Stadt Wien iſt. (Beifall.) Das haben wir heute erfahren. 
Wir berufen einen Städtetag in unſerer großen herrlichen Stadt 
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ein — und was bieten wir ihm für ein Schauſpiel! Wir haben 
es heute geſehen. 

Nun will ich auf die Sache zurückkommen. So weit, jo 
herrlich weit haben wir es gebracht, daſs, wenn Commiſſions⸗ 
Anträge geſtellt werden, dieſe vom Stadtrathe und Magiſtrate ein- 
fach negativ erledigt werden und man es gar nicht für der Mühe 
wert erachtet, uns hier zu erklären, der Antrag iſt aus dieſem 
oder jenem Grunde nicht brauchbar und kann daher nicht ange— 
nommen werden. Ich will nicht miſsverſtanden werden. Ich habe 
wiederholt zu Zeiten des früheren Herrn Bürgermeiſters in ſcharfer 
Weiſe meine Meinung auszuſprechen nicht geſcheut, und ich ſcheue 
mich nicht, es heute wieder zu thun. Ich glaube für meinen Theil, 
daſs der Herr Bürgermeiſter nicht daran ſchuld iſt; aber der 
Schatten eines Autokraten ſchleicht einfach noch durch dieſen Saal 
und er iſt in allen Ämtern zu Haufe. Dieſer Schatten mufg 
hinausgedrängt werden und es mußs endlich das Bewuſstſein zur 
Geltung kommen, daſs ein großes Gemeindeweſen, welches auf 
den Willen der Wählerſchaft beruht, nicht amtieren, verwalten und 
controlieren kann nach dem Willen eines Einzelnen und nach der 
Herrſchaft einer Bureaukratie. Ich für meinen Theil bin geradezu 
entrüſtet über dieſe Art und Weiſe des Vorganges, es müßſste 
denn der Herr Bürgermeiſter jagen, dass dies ein Verſehen iſt, 
dann würde ich mein Wort zurücknehmen, denn ein Verſehen kann 
überall eintreten. Wenn aber der Herr Bürgermeiſter der Anſicht 
iſt, das Anträge, die hier eingebracht wurden und im Magiſtrate 
und Stadtrathe negativ erledigt worden ſind, hier im Gemeinde— 
rathe nicht einmal vorgelegt zu werden brauchen, dann würde ich 
es ſehr bedauern und müßste dieſer Anſchauung immer ſcharf 
entgegentreten. 


Vice-Bürgermeiſter Matzenauer: Ich habe mir das 
Stenogramm der Rede des Gem.-Rathes Dr. Friedjung 
vorlegen laſſen und erſehe daraus, dass in demſelben allerdings 
Ausdrücke und Redewendungen vorkommen, die ich als parlamen— 
tariſch unzuläſſig bezeichnen muſs. Ich ſehe mich daher genöthigt, 
Herrn Gem.-Rath Dr. Friedjung zur Ordnung zu rufen. 


Gem.-Rath RNoſenſtingl: Ich werde Sie nicht lange be- 
läſtigen. Ich ſehe recht gut ein, dass bei einem ſolchen Tage nicht 
alle Wünſche der verſchiedenen Städte beſprochen werden können, 
ſondern dass nur einzelne große, bedeutende Fragen und beſonders 
ſolche, wo gemeinſame Intereſſen der verſchiedenen Städte wahr— 
genommen werden können, zur Sprache gebracht werden. Ich 
möchte mir aber doch erlauben, an den Antrag zu erinnern, den 
ich ſeinerzeit einzubringen mir erlaubt habe und der damals die 
Zuſtimmung der ganzen Verſammlung gefunden hat. Es iſt jener 
Antrag — ich glaube, vom Juni des vorigen Jahres — dem 
Stadtrathe zugewieſen worden. Ich will den ganzen Antrag nicht 
wiederholen, ich will nur erinnern, das er im ſtenographiſchen 
Protokolle ſteht, wenn er Sie intereſſiert. Wir hatten damals die 
Debatte über die Waſſerverſorgung und ich habe Sie damals ge— 
beten, einem Umſtande Aufmerkſamkeit zu ſchenken, der für die 
Zukunft der Trinkwaſſerverſorgung außerordentlich wichtig iſt, 
nicht nur für Wien, ſondern für jede größere oder kleinere Stadt, 
welche geneigt ſein wird, ſich mit Trinkwaſſer zu verſehen. Ich 
habe damals darauf hingewieſen, dajs das heute beſtehende Waſſer⸗ 
rechtsgeſetz leider vielen Gemeinden es geradezu unmöglich macht, 
ſich mit Trinkwaſſerleitungen zu verſehen, weil die Koſten der 
Ablöſung jo koloſſal horrende find, dafs ſie die Gemeinden nicht 
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erſchwingen können. Ich erinnere Sie daran, wie viele Hundert- 
tauſende, ja Millionen, die Commune Wien hat zahlen müſſen 
als „Entſchädigung“, wo ja eigentlich gar kein Schaden vorhanden 
war. Ich habe damals alſo gebeten, es möge der Herr Bürger— 
meiſter veranlaſſen, daſs eine Zuſammenkunft von Bürgermeiſtern 
ſtattfinde, in irgendeiner Form, und es möge eine gemeinſame 
Petition an den Reichsrath um Abänderung der diesbezüglichen 
Paragraphe des Waſſerrechtsgeſetzes gerichtet werden. Nun habe ich 
geglaubt, wenn die Commune einen ſolchen Tag einberuft, ſo 
dürfte das vielleicht ein Thema ſein, welches nicht nur für die 
Gemeinde Wien von außerordentlichem Intereſſe iſt, ſondern 
welches auch für viele andere Städte ein großes Intereſſe hat 
und darum bei dieſem Städtetage auch zur Beſprechung gelangen 
könnte. Ich habe geſehen, dafs dieſes Thema im Stadtrathe nicht 
zur Sprache gebracht worden iſt; ich glaube wenigſtens nicht. Es 
würde mich intereſſieren — und ich glaube, dieſes Recht hat doch 
jeder Gemeinderath, dass er ſich dafür intereſſiert — was mit 
meinem Antrage geſchehen iſt, den ich im Gemeinderathe geſtellt 
habe und den der ganze Gemeinderath zuſtimmend dem Stadtrathe 
zugewieſen hat. Ich werde mich nicht darüber aufhalten, wenn 
mir der Herr Bürgermeiſter ſagt, dafs da jo viele Anträge zu 
beſprechen wären, daſs man dann vielleicht den Städtetag auf zwei 
Monate ausdehnen müfste. Ich begreife das recht gut, aber ich 
hätte doch geglaubt, dass in dieſem Referate gejagt würde, warum 
jener Beſchluſs des Gemeinderathes hier nicht zur Sprache ge— 
kommen iſt. 

Ich werde keinen Antrag ſtellen. Den Antrag habe ich ſchon 
damals geſtellt, der Antrag iſt angenommen und dem Stadtrathe 
zugewieſen worden. Es wäre daher überflüſſig, wenn ich heute 
neuerdings denſelben Antrag ſtellen möchte. 

Referent: Zur Aufklärung möchte ich mir ein paar Be— 
merkungen erlauben. Was die Bemerkung des Herrn Vorredners 
betrifft, jo möchte ich darauf aufmerkſam machen, daſs er eine der 
ſchwierigſten Angelegenheiten berührt hat, das iſt die Reform des 
Waſſerrechtes. Dieſe Frage wird ſtudiert, iſt aber heute noch nicht 
ſpruchreif. Die Sache hat bei ihrer erſten Berathung die größten 
Schwierigkeiten hervorgerufen. Man hat ſich lange mit der Sache 
beſchäftigt und endlich iſt jenes Waſſerrechtsgeſetz zuſtande— 
gekommen, mit dem man jetzt nicht zufrieden iſt, weil man finde, 
dafs dabei die Wahrung der öffentlichen Intereſſen kaum denkbar 
iſt. Nun können Sie ſich denken, ein neues Waſſerrechtsgeſetz aus— 
zuarbeiten, iſt nicht ſo einfach. Die Einberufung des Städtetages 
iſt deswegen wieder dringend, weil am 18. Februar der Reichs- 
rath zuſammentritt und ſofort in die Berathung der neuen Steuer: 
geſetzesvorlage eintritt. Infolgedeſſen haben wir auf die Berathung 
dieſer Vorlage nicht warten können. Andererſeits wird, wenn Sie 
heute zwei Juriſten fragen, welche im Waſſerrechte bewandert ſind, 
jeder anderer Anſicht ſein, und infolge dieſer Umſtände iſt es nicht 
möglich, eine derartige codificatoriſche Arbeit anzuregen. Was die 
Bemerkungen des Herrn Gem.-Rathes Herrdegen betrifft, nehme 
ich an, dafs er von unrichtigen Vorausſetzungen ausgegangen iſt. 
Ich kann verſichern, er hat gar keinen Anlaſs zu einer Gereiztheit 
oder Aufregung. Ich habe ſeinerzeit erklärt, daſs ich der Anſicht 
bin, dajs auch über negative Erledigungen hier im Gemeinderathe 
zu referieren iſt; und ich kann darauf hinweiſen, dajS über eine 
große Anzahl ſolcher Gegenſtände hier bereits referiert worden iſt, 
daſs auch negative Anträge bei Beſchwerden an den Verwaltungs— 


gerichtshof hier vorgelegt worden find, dafs alſo das Statut in 
3* 
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einer Weiſe ausgelegt worden ſei, welche die Competenz der Ge— 
meinde erweitert. 

Was den Antrag Seiler betrifft, kann ich ſagen, im 
Magiſtrate iſt das Referat vor einigen Tagen fertig geworden 
und es iſt auf dem Wege an den Stadtrath. Nun habe ich in 
meinem Vortrage an den Stadtrath erklärt, daſs ich der Meinung 
bin, es ſei die Approviſionierungsfrage dem Städtetage nicht vor— 
zulegen, aus dem einfachen Grunde, weil die Reichshauptſtadt im 
großen und ganzen andere Intereſſen hat als die Landeshaupt 
ſtädte, und wenn wir uns in dem einen Satze einigen: es 


darauf werden wir uns wahrſcheinlich einigen — iſt damit gar 
nichts gethan. Wenn Sie aber auf irgendeine andere Frage ein— 
gehen, auf das Eiſenbahnweſen, auf das Transportweſen u. |. w., 


jo werden Sie finden, dass bei jeder Stadt ſpecielle Verhältniſſe 
exiſtieren, welche in einer beſtimmten Art zu regeln find und dais | 


ſich aus diefer einen Regelung ein Schlujs auf die Verhältniſſe 
der anderen Verhältniſſe gar nicht ziehen läſst. Es wären alſo 
entweder ganz leere Grundſätze aufzuſtellen, die keinen poſitiven 
Inhalt haben, die zu keiner Regelung führen, oder man müjste 
ſich in beſtimmte Details einlaſſen, die jeder einzelnen Stadt 
beſonders angepasst werden müſſen. 

Es wird alſo dieſes Referat, von dem Herr Gem.-Rath 


Herrdegen ſpricht, erſtattet. Es iſt vom Magiſtrate vorgelegt 
worden, wird dem Stadtrathe unterbreitet und es wird womöglich 


noch erftattet werden, bevor der Städtetag abgehalten wird. Die 


Abhaltung des Städtetages läſst ſich aber nicht mehr verſchieben, 


weil, wie gejagt, am 18. oder 19. d. M. der Reichsrath zuſammen⸗ 
tritt, und wie ich aus meinen Informationen erfuhr, ſofort in die 
Berathung der Steuervorlage eingeht. 

Das iſt offen geſagt der Sachverhalt, und es iſt von der 
Abſicht, dem Gemeinderathe etwas vorzuenthalten, abſolut nicht 
die Rede. 

Gem.-Rath Dr. Aupka: Ich hätte nicht geſprochen, denn 
ich habe mir vorgeſtellt, daſs die klaren Auseinanderſetzungen des 
Herrn Bürgermeiſters in ſeinem Referate eigentlich gar keinen 
Anlass zu einer Debatte gegeben hätten. 

Es war eine unglückſelige Idee des erſten Herrn Redners, 
daſs er überhaupt Dinge hereingezogen hat, die nicht hieher ge— 
hören. Was iſt die größte Laſt der Gemeinde? Der übertragene 
Wirkungskreis. Das iſt heute Zweck des Städtetages; alles andere 
kann in demſelben nicht erledigt werden. Der Herr Bürgermeiſter 
hat vorhin die Gründe auseinandergeſetzt; es können nicht alle 
Städte über einen Leiſten geſpannt werden, und es ſind überall 
andere Verhältniſſe; aber die größte Laſt der Commune iſt der 
übertragene Wirkungskreis. Alſo die Punkte waren ſo klar, daſs 
es wirklich traurig iſt, daſs ſich ein Herr bewogen fühlte, hierüber 
eine Debatte herbeizuführen. 

Gem.-Nath Dr. Stern: Ich möchte nur einige Worte 
ſprechen. Es hat bereits der Herr Bürgermeiſter erwähnt, dafs bei 
dem folgenden Referate Gelegenheit ſein wird, über die beſonderen 
Verhältniſſe und Intereſſen Wiens zu ſprechen, und ich werde in 
dieſer Richtung zu den folgenden Referaten ſprechen. Nur be⸗ 


züglich eines einzigen Punktes möchte ich mir die Bitte um Auf⸗ 


klärung an den Herrn Bürgermeiſter erlauben. Er hat davon 
geſprochen — und es ergibt ſich auch aus dem Referate Nr. 12 
— dass beim Städtetag nur eine Einberufung der Kronlands— 
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es ſich um die Vergütung für den übertragenen Wirkungskreis 
handelt, wird von den Stadtgemeinden mit eigenem Statute ge 
ſprochen, und es wird gejagt, daſs dieſelben zu dieſem Städtetage 
einberufen werden ſollen. 

Nun wiſſen wir ja recht gut, dass es eine ganze Reihe von 
Stadtgemeinden mit eigenem Statute gibt, welche nicht Kronlands— 
Hauptſtädte ſind. Ich würde bitten, dafs von Seite des Herrn 
Bürgermeiſters dieſer — mir ſcheinende — Widerſpruch in irgend— 
einer Weiſe aufgeklärt wird. Zu den übrigen Punkten werde ich 


ſpäter ſprechen. 
ſei die Viehzucht oder die Landwirtſchaft zu heben — und 
Landeshauptſtädte, und eine Reſolution ſoll gefajst werden oder 


Referent: Das iſt kein Widerſpruch. Eingeladen ſind die 


iſt in Ausſicht genommen, welche ſich auf alle Städte mit eigenem 
Statute bezieht. Wir haben aber davon Umgang genommen, alle 
Städte mit eigenem Statute einzuberufen, weil das eine zu große 
Anzahl wäre und weil das nicht nothwendig iſt, da die Landes— 
hauptſtädte ganz unter denſelben Verhältniſſen leben und daher in 
der Lage ſind, eine derartige Reſolution zu faſſen. 

Gem.-Nath Schlechter (zur Geſchäftsordnung): Ich be- 
antrage Schluss der Debatte. 

Vice Mürgermeiſter Matzenauer: Diejenigen Herren, 
welche mit dem Antrage auf Schlujs der Debatte einverſtanden 
ſind, wollen die Hand erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Das Wort haben noch die Herren Gem.-Räthe Frauen- 
berger, Dr. Daum, Sebaſtian Grünbeck, Steiner, 
Seiler, Dr. Geßmann und Gregorig. 

Gem.-Nath Schlechter (zur Geſchäftsordnung): Mit Rück⸗ 
ſicht darauf, daſs ja über die Anträge, wie ich glaube, im Ge— 
meinderathe kein Zwieſpalt herrſcht, beantrage ich die Wahl von 
Generalrednern. 

Vice-Mürgermeiſter Matzenauer: Ich bitte die Herren, 
welche für die Wahl von Generalrednern ſind, die Hand zu 
erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

(über Befragen ſeitens des Vorſitzenden erklären pro zu ſprechen 
die Herren Gem.-Räthe Frauenberger, Dr. Daum, Sebaſtian 
Grünbeck, Seiler, und contra die Herren Gem.-Räthe 
Steiner, Dr. Geßmaun und Gregorig). Alſo, ich bitte 
die Herren Gem.-Räthe Frauenberger, Dr. Daum, Sebaſtian 
Grünbeck und Seiler, ſich über die Wahl eines General⸗ 
redners zu vereinigen, ebenſo die Herren Contraredner 
Steiner, Dr. Geßmann und Gregorig. (Nach einer 
Pauſe:) Als Generalredner contra iſt gewählt Herr Gem.-Rath 
Dr. Geßmann, als Generalredner pro Herr Gem.-Rath 
Frauenberger. 

Ich ertheile dem Herrn Generalredner contra Gem.⸗Rath 
Dr. Geßmann das Wort. 

Gem.-Rath Dr. Geßmann: Ich hätte geglaubt, meine 
Herren, daßs eine Angelegenheit, wie die des Städtetages, gewiſſer⸗ 
maßen als eine Demonſtration des geſammten Gemeinderathes 
aufgefaſst und daſs, wie ſich dies ja bei dergleichen Angelegen— 
heiten eigentlich von ſelbſt verſteht, die Sache einſtimmig und ohne 
Debatte angenommen werden würde, Nach den Ausführungen des 
Herrn Bürgermeiſters, die ja dasjenige anführen, was auf einem 
ſolchen Städtetage in der That vernünftigerweiſe behandelt werden 
könnte, bei den außerordentlich divergierenden Intereſſen, die 
zwiſchen den einzelnen Städten in mancher Hinſicht beſtehen, hätte 
es ſich von ſelbſt ergeben, daſs die Sache ohne Debatte ange— 


Hauptſtädte beabſichtigt iſt; hier dagegen, in dem Referate, in dem nommen werde. 
) 
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Es wird uns von jener (rechten) Seite bei jeder Gelegenheit 
der Vorwurf gemacht, wir verzetteln die Zeit, wir ziehen die 
Verhandlungen hinaus u. ſ. w., u. ſ. w. Ich conſtatiere nur, dass 
in einer, meiner Überzeugung nach höchſt überflüſſigen Weiſe hier 
ſich eine höchſt breitſpurige und ganz zweckloſe Debatte gerade bei 
dieſem Gegenſtande entwickelt hat. Ich mußs aber nur das eine 
noch gegenüber dem Herrn Collegen Herrdegen conſtatieren: 
ich bin mit dem Theile ſeiner Ausführungen, den er zu dieſem 
Referate geſprochen hat, ja vollkommen einverſtanden, und ich 
theile auch ganz ſeine Entrüſtung über die Art und Weiſe, wie 
eigentlich die Rechte des Gemeinderathes hier confisctert worden 
ſind; aber das eine muss ich dem verehrten Herrn Collegen wohl 
zu bedenken geben, daj3 er ja mitgewirkt hat, die ganzen Ein— 
richtungen ſo zu ſchaffen — mindeſtens was die Geſchäftsordnung 
anbelangt, hat er gewiss mitgethan — und dass nichts energiſches 
von jener Seite geſchehen iſt, um dieſem traurigen und für den 
Gemeinderath wahrhaft unwürdigen Zuſtande ein Ende zu machen. 
Das iſt dasjenige, was ich in aller Kürze ſagen wollte, indem ich 
mit der Erklärung ſchließe, daſs wir für die Anträge des Herrn 
Referenten ſtimmen, aber durch die ganz unglaubliche Geſchäfts— 
ordnung gezwungen ſind, wenn wir nicht majoriſiert werden 
wollen, zu einem ſolchen Auskunftsmittel zu greifen. 


Gem.-Nath Frauenberger: Meine Herren! Ich kann nicht 
umhin, zunächſt meinem unmittelbaren Herrn Vorredner doch 


einige Worte zu widmen. Er hat geſagt, er hätte erwartet, daſs 
dieſer Antrag, welcher heute dem Gemeinderathe geſtellt worden iſt, 


gleichſam als eine Demonſtration betrachtet und von beiden Seiten 
einſtimmig angenommen werden würde. Nun hat ſich aber das 
merkwürdige Schauſpiel ergeben, daſs nach allem, was vorgekommen 
iſt, der Herr Vorredner ſich als Contraredner hat eintragen 
laſſen. (Rufe links: Er verſteht das nicht !) Das ſtimmt doch nicht 
mit ſeinem erſten Vorhaben. Ich will mich aber bei dieſer Frage 
nicht aufhalten. 

Es ſind heute hier von beiden Seiten Reden gehalten worden, 
denen ich nicht zuſtimme, und ich mußs es aufrichtig ſagen, es 
herrſcht hier eine ſolche übertriebene Gereiztheit, daſßs man ſagen 
muss, fo kann es nicht fortgehen (Rufe links: Jawohl!), und 
wenn Sie es ſo fortmachen, meine Herren, dann ſage ich Ihnen 
bei dieſer Gelegenheit, dafs der Gem.-Rath Frauenberger 
noch als einer der allerruhigſten angeſehen werden wird. (Gelächter 
links.) Meine Herren! Worüber wurde denn referiert? Kehren wir 
doch zur Sache zurück! Es ſoll ein Städtetag abgehalten werden, 
und da iſt es ja begreiflich, daſs auf einem ſolchen Städtetage 
nur ganz beſonders hervorragende, allgemein wichtige Fragen 
beſprochen werden ſollen. Wir können auf einem Städtetage nicht 
alle unſere Leiden zur Anſchauung bringen und nicht alles mögliche 
beſprechen. Das geht nicht. 

Es werden Ihnen daher von Seite des Herrn Bürgermeiſters 
drei beſonders wichtige und allgemein intereſſierende Fragen vor— 
geſchlagen. 

Die erſte Frage iſt die Frage der Koſten des übertragenen 
Wirkungskreiſes. Das iſt eine Frage, welche alle Städte intereſſiert. 

Die zweite Frage iſt die Regelung des Heimatsrechtes, eine 
höchſt wichtige Frage, welche alle Städte, namentlich die Reichs 
hauptſtadt intereſſiert. (Rufe links: Das wiſſen wir ja!) Wenn 
Sie es auch wiſſen, ſo hören Sie nur zu. Vielleicht können Sie 
noch etwas von mir lernen. (Widerſpruch links.) 
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Die dritte Frage iſt die Stellungnahme zur Steuerreform, 
ebenfalls eine Frage, welche alle Städte in gleichem Maße 
intereffiert. Nur mufs ich aufrichtig ſagen, daſs ich das Gefühl 
gehabt habe, nachdem der Herr Bürgermeiſter referiert hatte, dass 
wir ſeinem Antrage einſtimmig zuſtimmen werden. (Rufe links: 
Das wird ohnedies geſchehen!) Dieſes Gefühl habe ich gehabt und 
Sie wiſſen, daſs ich immer das ausſpreche, was ich mir denke. 
Nun hat Herr Collega Dr. Friedjung das Wort ergriffen, 
(Gem.⸗Rath Dr. Friedjung: Ich war der zweite Redner!) 
alſo als zweiter Redner, und ich habe mir gedacht, warum ſprechen 
denn die Herren? Nun hat aber gerade Herr Dr. Fried jung 
eine Seite berührt, die mir von Wichtigkeit erſcheint, und ich habe 
sehr bedauert, dafs die Herren nicht zugehört haben. Meine 
Herren! Ich muſs Ihnen — Sie ſehen, daſs ich ganz ruhig 
ſpreche — bei dieſer Gelegenheit folgendes ſagen: Wenn Sie in 
Ihr Programm hineingenommen haben, dajs Sie in einer beinahe 


unmerklichen Weiſe einen Lärm hier machen, wie in einem Bienen— 


ſchwarm, auf eine ſolche Weiſe mit einander ſprechen, als ob die 
Rollen von vornherein vertheilt worden wären; wenn Sie das 
wiederholt hier verſuchen wollen — zweimal haben wir Ihnen 
das hingehen laſſen — dann werden wir anders reden. Wir ſind 
bis jetzt noch in der Majorität. 

Vice-Pürgermeiſter Matzenauer (unterbrechend): Ich bitte, 
Herr Collega, bei der Sache zu weiben und fi) an den Gegen— 
ſtand der Debatte zu halten. (Lärm links.) 

Gem.-Nath Frauenberger: Ich bitte, Herr Vorſitzender, 
ſind wir denn nicht mehr in der Majorität? Iſt denn das ein 
Grund, mich zu unterbrechen? Der Herr Vorſitzende muſßs ja doch 
erſt überlegen, ob das ein Grund zur Unterbrechung iſt! (Heiterkeit, 
Beifall und Händeklatſchen links.) 

Vice Bürgermeifter Matzenauer: Herr Gem. - Rath 
Frauenberger, wegen dieſer Außerung gegenüber dem Vor: 
ſitzenden muſs ich Sie zur Ordnung rufen. (Ironiſcher Beifall und 
Händeklatſchen links.) | 

Gem.-Nath Frauenberger fortfahrend): Alſo, meine Herren, 
der Herr Dr. Friedjung hat daher geglaubt, wir müſſen den 
gewählten Vertretern des Gemeinderathes auch eine Marſchroute 
in der Richtung mitgeben (Gem.⸗Rath Gregorig: Nach Paläſtina!), 
dafs fie ſich auch mit Fragen, welche vielleicht von anderen Städte— 
vertretern hier angeregt werden, beſchäftigen, das ſcheint mir ein 
Gedanke, welcher der Mühe wert iſt, ihn anzuhören. (Gem.-Rath 
Hawranek: Das iſt ja ſelbſtverſtändlich!) Gewifs! Sie werden 
ja nicht glauben, daſßs ſich alle Städtevertreter, wenn fie hieher 
kommen, nur mit unſeren drei Punkten beſchäftigen. Es werden ja 
von den anderen Städtevertretern gewiſs auch Fragen hier zur 
Erörterung gebracht werden. Selbſtverſtändlich wird man ihnen 
dann auf dieſem Städtetage ſagen: Meine Herren, dieſe gewiſſen 
Schmerzen haben auch wir unterdrückt, wir wollen uns nur mit 
ſolchen Fragen auf dem Städtetage beſchäftigen, welche für die 
Städte ein allgemeines Intereſſe haben. Darüber ſind wir uns ja 
klar. Große Fragen ſollen behandelt werden, und ſolche, welche 


auch die anderen Städte mitintereſſieren. Wir wiſſen ja nicht, wird 
für dieſen Städtetag gewählt oder ernannt, wir wiſſen ja nicht, 
wer die Vertreter ſein werden. 

Nun iſt es ja nothwendig, das man ſolche Fragen allerdings 
beſpricht und es wurde heute ſchon mit Recht darauf hingewieſen, 
dafs man vielleicht einige größere Fragen, wie zum Beiſpiel den 
Antrag, den ſeinerzeit die Approviſionierungs⸗Section geſtellt hat 
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und den ich nur auf Wunſch des Herrn Collegen Seiler erwähne, 
hätte beſprechen können. Ich will aber hiebei bemerken, dass ich 
der Meinung bin, dajs die Frage der Zinskreuzer vielleicht auch 
für dieſen Städtetag ein beſonderes Intereſſe hat, weil auch die 
anderen Städte in dieſer Frage mitintereſſiert find. (Gem. Rath 
Dr. Stern: Nein!) Herr Gem.⸗Rath Dr. Stern meint: Nein — 
alſo gut, ich verſtehe das zu wenig, vielleicht iſt es anders; aber 
ſolche Fragen — meine ich — die ein allgemeines Intereſſe haben, 
könnten beſprochen werden. Ich glaube aber, dafs über alle dieſe 
Fragen, die wir angezogen haben, im Stadtrathe verhandelt worden 
iſt, und daſs der Herr Bürgermeiſter über dieſe Fragen auch nach— 
gedacht hat, und dafs wir daher bei den drei vorgeſchlagenen 
Punkten, die gewiss eine bedeutende Vorlage für den Städtetag 
bilden werden, verbleiben ſollen. 

Indem ich noch erkläre, dafs ich für die Anträge des Referenten 
ſtimmen werde, ſchließe ich mich nur in einem Punkte den hier 
erhobenen Klagen an, nämlich, dafs es mit der Ausarbeitung der 
hier im Gemeinderathe geſtellten Anträge leider ſchlimm beſtellt iſt. 

Wenn man einen Antrag ſtellt, ſo bekommt man plötzlich 
nach einiger Zeit eine Zuſchrift: 

„Es wird Ihnen mitgetheilt, daſs Ihr Antrag in der 
Sitzung des Stadtrathes vom ſoundſovielten in Berathung gezogen 
worden iſt.“ 

Da dreht man unwillkürlich das Papier um und ſchaut, ob 
da nicht noch etwas daraufſteht; aber das iſt alles! 

Ja, meine Herren, da ſoll man doch daraufſchreiben, Ihr 
Antrag wurde abgelehnt oder er iſt im Stadtrathe angenommen 
worden. 

Ich glaube, dieſe Formel könnte man doch noch hinzufügen. 
Es iſt ja wirklich ſchmerzlich für einen Gemeinderath, daßs er, 
wenn er einen Antrag geſtellt hat, erſt zu einem Stadtrathe laufen 
und ihn fragen muſs: Hochverehrter Herr, was habt Ihr denn 
beſchloſſen? N 

In dieſer Richtung möchte ich alſo den Herrn Bürgermeiſter 
bitten, eine Anderung zu veranlaſſen. Dann habe ich an den 
Herrn Bürgermeiſter noch eine dringende Bitte, nämlich er möge 
es nicht zugeben, daſs man über gewiſſe Dinge, die ſich doch er— 
ledigen laſſen, fo lange ſtudiert, ſondern veranlaſſen, dafs das 
Studium dieſer Fragen beſchleunigt werde, und dafs man einen 
Sachverſtändigen beizieht, wenn man ſich in einer Sache nicht 
auskennt. Wien iſt ja groß, und wir haben viele Sachverſtändige. 
Warum plagt man ſich mit ſolchen Fragen ab, die man nicht ver— 
ſteht? Es kommt ja nichts ordentliches dabei heraus. 

Ich möchte alſo bitten, daſs man Sachverſtändige fragt und 
nicht ſo viel ſtudiert, denn probieren iſt beſſer als ſtudieren. Mit 
dem Probieren kommt man ſchon ans Ziel, das iſt eine alte Regel. 
Ich möchte alſo den Herrn Bürgermeiſter bitten — er möge es 
mir nicht übelnehmen — für einen Antrag in dieſer Richtung zu 
ſorgen. 

Ich bin überzeugt, dass fein Einfluss von den wohlthätigſten 
Folgen begleitet ſein wird, und damit ſchließe ich. 

Vice-Vürgermeiſter Matzenauer: Ich habe den Herren 
mitzutheilen, das mir vom Herrn Gem.-Rathe Dr. Daum ein 
Antrag übergeben worden iſt, der dahingeht, das auf dem Städte— 
tage auch die Frage der Regelung der Zinskreuzer zu berathen ſei. 
Der Antrag iſt mir erſt übergeben worden, während der Herr 
Generalredner contra beim Worte war, und ich konnte daher früher 
keine Mittheilung davon machen. 
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Gem.-Nath Heiler (zur Geſchäftsordnung): Ich habe den 
Herrn Generalredner pro erſucht, er möchte einen Antrag von 
mir einbringen; er hat es mir zugeſagt und hat es nicht gethan. 
Ich hätte den Antrag ja ſonſt ſchriftlich eingebracht. 

Ich bedauere das, aber wenn es die Herren geſtatten, werde 
ich den Antrag ſchriftlich einbringen. (Rufe: Das geht nicht mehr!) 

Vice-Vürgermeiſter Matzenauer: Der Antrag mufs doch 
früher eingebracht ſein, bevor der Berichterſtatter zum Schluſßs— 
worte ſpricht. 

Gem.-Rath Silberer (zur Geſchäftsordnung): Ja, meine 
Herren, es wird uns jetzt gejagt, dals noch ein Antrag eingebracht 
wurde. Es wird uns dieſe Mittheilung gemacht, und zwar von 
officieller Seite in ſo officieller Form, daſs ich nur annehmen 
kann, es werde beabſichtigt, den Antrag bei der Abſtimmung mit— 
einzubeziehen. Ich mache nun darauf aufmerkſam, daſs das nicht 
geht; wenn der Antrag als ſolcher vom Präſidium angenommen 
wird, ſo gibt es nur eine correcte parlamentariſche Form, nämlich 
die Wiederaufnahme der Debatte. 

Vice-Mürgermeiſter Matzenauer: Ich bitte um Ent⸗ 
ſchuldigung. Der Antrag des Dr. Daum iſt mir übergeben 
worden, und ich habe denſelben mitzutheilen auf Grund des 
§ 35 der Geſchäftsordnung, wo es heißt: „Wenn Generalredner ge— 
wählt werden, ſteht es jedem Redner, welcher nicht zum Worte 
gelangt iſt, frei, Abänderungs- oder Zuſatz⸗Anträge zu den in 
Verhandlung ſtehenden Gegenſtänden dem Vorſitzenden ſchriftlich 
zu überreichen. Dieſelben ſind zur Verleſung zu bringen, bevor 
die Generalredner das Wort ergreifen.“ 

Ich bitte, ich habe ausdrücklich beigefügt, daſs mir der Antrag 
übergeben wurde, nachdem der Herr Generalredner contra bereits 
zum Worte aufgerufen war und bereits geſprochen hatte. Ich 
konnte daher vorher den Antrag nicht zur Kenntnis der Ver— 
ſammlung bringen, wenn er mir erſt übergeben wurde, während 
der Herr Generalredner ſchon ſprach, und daher habe ich ihn der 
Verſammlung jetzt mitgetheilt, jo daſs der Referent darauf Bedacht 
nehmen kann. 

Gem.-Nath Frauenberger (zur Geſchäftsordnung): Meine 
Herren! Es thut mir ſehr leid, ich habe den Herrn Collegen 
Seiler offenbar miſsverſtanden. Ich war der Meinung, dais er 
wünſcht, ich ſolle ſeinen Antrag erwähnen, nicht aber, dass ich den 
Antrag ſelbſt einbringe. Es thut mir ſehr leid. College Seiler 
hat in der Richtung mit mir geſprochen, aber ich habe ihn miſs— 
verſtanden. 

Vice-Bürgermeiſter Matzenauer: Geſtatten die Herren, 
daſs ich den Antrag Seiler verleſe? (Zuſtimmung.) Derſelbe 
lautet: Über die Einberufung eines Städtetages iſt in einer der 
nächſten Sitzungen zu referieren. 

Gem.-Nath Hilberer (zur Geſchäftsordnung): Ich bitte zu 
entſchuldigen, aber ich muss darauf beſtehen, daſs dieſer Antrag 
vom Referenten nicht weiter in die Debatte in Betracht gezogen 
werde. Wir dürfen keine Präcedenz ſchaffen, daſs, nachdem die 
Generalredner, wo ohnedies ſchon ein abgekürztes Redeverfahren 
ſtattgefunden hat, ganz zu Ende geſprochen haben, plötzlich — ich 
gebe ja zu ohne Verſchulden des Herrn Vorſitzenden — Anträge 
mit in die Berathung hineinkommen und der Herr Referent 
ſich damit beſchäftigt. Das iſt ganz und gar nicht zuläſſig. Der 
Herr Vorſitzende hat den Paragraphen ganz correct citiert, er hat 
auch ſeinerſeits correct gehandelt, er kann nichts machen; aber aus 
dem Paragraphen geht hervor, daſs, wenn er den Antrag nicht 
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rechtzeitig bekommt, er denſelben nicht zur Abſtimmung bringen 
kann. Nach meiner Anſicht iſt die Enunciation, die der Präſident 
in dem Falle zugegeben hat, die: Es iſt mir noch ein Antrag 
übergeben worden, nachdem er aber zu ſpät eingebracht wurde, 
können wir uns damit nicht mehr befaſſen, mögen auch noch ſo 
ſachliche Gründe für denſelben vorliegen. Aus dieſen parla— 
mentariſchen Gründen kann der Antrag Seiler nicht mehr in 
Betracht gezogen werden. 

Referent (zum Schluſsworte): Meine Herren! Manchmal 
laſtet auf einer Verſammlung ein Unſtern. Das war heute der 
Fall. Die Verſammlung hat ſehr ſchön angefangen und auf einmal 
iſt ein Gewitter heraufgezogen, das viel heftiger geworden iſt, als 
man es ahnen konnte. Die Anſichten über dieſen Gegenſtand ſind 
ziemlich rückhaltslos ausgeſprochen worden. Die einzelnen Herren 
Gemeinderäthe haben die Vorgänge in der Verſammlung — was 
mich freut — rückhaltslos kritiſiert, und ich glaube, daſs daraus 
doch vielleicht eine Wendung zum beſſeren ſich ergeben wird, wenn 
man gegenſeitig Rechte und Verbindlichkeiten reſpectieren wird. 
(Zuſtimmung.) Einen Vorwurf, der gewiſſermaßen gegen mich er— 
hoben wurde, kann ich aber nicht auf mir ſitzen laſſen. Es wird 
immer geklagt, daßs die hier eingebrachten Anträge gar nicht oder 
zu ſpät oder nicht in geeigneter Form gegenüber dem Gemeinderathe 
behandelt werden, wie es das Statut und die Geſchäftsordnung 
vorſchreibt. Meine Herren, das iſt nicht richtig. Es iſt eine Anzahl 
von Anträgen nicht erledigt, das gebe ich ja zu. (Ruf links: Warum?) 
Sie können ſich das ja denken, aus dem einfachen Grunde, weil 
es nicht möglich war. 

Meine Herren! Ich kann Ihnen eine große Anzahl von 
Anträgen vorlegen und Sie fragen: Was wünſcht der Antragſteller? 
Was iſt da zu machen? Sie werden um die Antwort verlegen ſein. 
Es iſt nämlich nichts zu machen. (Zwiſchenruf ſeitens des Gem.; 
Rathes Herrdegen.) Herr Gem.⸗Rath Herrdegen ſteht auf 
dem Standpunkte: fiat justitia et pereat mundus, das iſt auch 
ein Standpunkt. Jetzt frage ich Sie aber — es iſt ein Antrag da, 
mit dem abſolut nichts anzufangen iſt, man mußs ihn ablehnen. 
Die negative Erledigung gehört in die Competenz des Gemeinde— 
rathes, und die Verhandlung würde hier eine ganze Sitzung aus⸗ 
füllen, während Hunderte von dringenden Gegenſtänden unerledigt 
bleiben. 

Derlei ſchwer lösbare Dinge werden immer geſchoben und 
geſchoben, weil ſie eben nicht erledigt werden können. Es iſt in 
vielen Fällen kein ſo großes Unglück, wenn dieſe Gegenſtände noch 
nicht erledigt ſind, ſie werden und müſſen aber erledigt werden. 
Eine Verſtändigung, wie vorhin angeführt, an einzelne Gemeinde— 
räthe erfolgt nur bei ſolchen Anträgen, welche nicht in die Com— 
petenz des Gemeinderathes gehören, ſondern für deren endgiltige 
Erledigung nach dem Statute der Stadtrath competent iſt. Da 
wird der betreffende Antragſteller verſtändigt; eine Erledigung im 
Gemeinderathe erfolgt nicht; das iſt vollkommen geſetzlich und in 
der Ordnung. 

Was die neuerliche Aufforderung betrifft, das Kehrichtreferat 
zu erledigen, jo kann ich nur wiederholen, dafs dasſelbe demnächſt 
erledigt werden wird. 

Der Antrag Daum iſt nicht zur Verhandlung gelangt, weil 
er verſpätet eingebracht worden iſt, ebenſo der Antrag Seiler. 
Ich habe mich übrigens über den Antrag Seiler früher aus— 
führlich ausgeſprochen. Ich habe ja geſagt, wie die Sache ſteht, 
und der Herr Antragſteller war damals mit meinen Ausführungen, 
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wie mir ſchien, vollkommen zufrieden. Auf Details in der Sache 
einzugehen, iſt ja nicht möglich. Das Referat wird übrigens hier 
im Gemeinderathe erſtattet werden, wenn — ich habe dieſe An- 
gelegenheit noch nicht geprüft — der Gemeinderath zu deren 
Erledigung competent iſt. Iſt er dazu nach dem Geſetze nicht 
competent, ſo werde ich den Gegenſtand auch hier nicht zur Ver— 
handlung bringen. Der Gemeinderath kann dem Stadtrathe einen 
Auftrag geben, wenn aber in dieſem Gegenſtande der Stadtrath 
zur endgiltigen Erledigung competent iſt, kann ich den Gegenſtand 
dem Gemeinderathe nicht vorlegen; das iſt vollkommen geſetzlich, 
und ich kann davon auch nicht abgehen. Gegen die Sache ſelbſt 
war von keiner Seite eine Einwendung, und wir haben alſo eine 
ganze Sitzung über eine Sache debattiert, gegen welche niemand 
etwas einwendet. (Zuſtimmung.) 

Was das Formelle betrifft, ſo hat Herr Dr. Friedjung 
geſagt, er wünſche eine andere Formulierung, nämlich er wünſcht 
nicht, daßs den Delegierten eine Weiſung gegeben werde, ſondern 
es ſoll bloß erklärt werden, es werden die in den Vorlagen ab c 
u. ſ. w. enthaltenen Anträge dem Städtetage vorgelegt. 

Meine Herren! Was heißt das? Entweder (Zwiſchenruf links), 
ich bitte, nicht immer dreinzureden, das iſt wirklich ſehr erſchwerend 
— entweder der Gemeinderath erklärt ſich einverſtanden mit den An- 
trägen und legt die Anträge dem Städtetage vor, mit der Erklärung, 
dafs dieſe Anträge feiner — des Gemeinderathes — Anſicht ent- 
ſprechen, das iſt ja ſelbſtverſtändlich, daſs eine Richtſchnur für die 
Delegierten vorhanden iſt, dafs fie ſich in dieſem Sinne verhalten, 
nur in dieſem Sinne ſtimmen, oder aber der Gemeinderath müſste 
ſagen, dieſe Vorlagen, dieſe Anträge prüfe ich gar nicht, ſondern 
ich bin damit einverftanden, dass über die Koſten des übertragenen 
Wirkungskreiſes eine Vorlage gemacht werde, ich bin einverſtanden, 
daſs die Delegierten ſich mit der Steuerreform beſchäftigen, der 
Gemeinderath dürfte ſich aber mit dem Meritum gar nicht be— 
ſchäftigen. Das dürfen wir nicht thun, weil der Nachdruck fehlen 
würde, und wir wollen ja gerade die Anſichten ſämmtlicher Städte 
erfahren und bei dieſer Gelegenheit zum Ausdrucke bringen. 

Ich glaube daher, daſs man auf die Anträge des Herrn 
Gem.⸗Rathes Dr. Friedjung nicht eingehen kann. Würden 
Anträge geſtellt, die heute dem Gemeinderathe nicht vorliegen, 
dann iſt es ſelbſtverſtändlich dem Ermeſſen der Delegierten über⸗ 
laſſen, dazu Stellung zu nehmen. Nehmen wir an, es bringt heute 
irgendeine Stadt neue Anträge, die heute hier nicht vorliegen, 
dann werden die Delegierten vom Standpunkte unſerer Intereſſen 


dieſe Anträge prüfen und zu ihnen Stellung nehmen. 


Ich glaube daher, dass die Verſammlung geneigt ſein wird, 
die Anträge, die ich namens des Stadtrathes zu ſtellen die Ehre 
hatte, zu genehmigen. 

Gem.-Nath Dr. Sriedjung (zu einer perſönlichen Be⸗ 
merkung): Wenn es hier heißt, dass die Delegierten die vor- 
liegenden Anträge zu vertreten haben — und ſo ſteht es hier — 
ſo müſsten ſie jeden Zuſatz⸗Antrag, der mit unſeren Anträgen in 
Widerſpruch ſteht, ablehnen. (Referent: Ja, wenn ein Wider⸗ 
ſpruch beſteht!) Wenn aber der Herr Bürgermeiſter mir erklärt, 
dafs dieſe klaren Worte: „fie haben zu vertreten“ in einem anderen 
Sinne zu verſtehen ſind, dann bin ich einverſtanden. 

Vice-Nürgermeiſter Matzenauer: Wir ſchreiten zur Ab⸗ 
ſtimmung. Nachdem die Anträge der Herren Gem.-Räthe Dr. 
Daum und Seiler verſpätet eingebracht wurden, kann auf 
dieſelben keine Rückſicht genommen werden. Es liegt ſonach nur 
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der Antrag des Stadtrathes vor. Ich erſuche die Herren, welche 

mit dieſem Antrage einverſtanden ſind, die Hand zu erheben. 

(Geſchieht.) Der Antrag iſt angenommen. (Rufe: Ein⸗ 

ſtimmig!) 

Beſchluſs: Der Gemeinderath erklärt ſich mit der Einberufung 
des Städtetages einverſtanden. 

Auf dieſem Städtetage ſollen nachſtehende Fragen 
zur Erörterung kommen: 

1. Koſtenvergütung für die Beſorgung der Ge— 
ſchäfte des übertragenen Wirkungskreiſes ſpeciell jener 
als politiſcher Behörde erſter Inſtanz. 

2. Reform des Heimatsrechtes. 

3. Reform der directen Perſonalſteuern. 

Die Delegierten der Gemeinde werden er— 
mächtigt, bei dieſem Städtetage in Bezug auf die 
Regelung des Heimatsgeſetzes jenen Standpunkt ein— 
zunehmen, welchen der Gemeinderath in der diesfälligen, 
an die hohe Regierung und Reichsvertretung gerichteten 
Petition eingenommen hat. 

Vice-Würgermeiſter Matzenauer: 
ſchloſſen. 
(Schluſs der Sitzung 8 Uhr 10 Minnten abends.) 


Stadtrat. 
Sitzungen des Stadtrathes. 


Dienstag, den 12. Februar 1895. 
Mittwoch, den 13. Februar 1895. 
Donnerstag, den 14. Februar 1895. 
Freitag, den 15. Februar 1895. 


Bericht 
über die Stadtraths-Sitzung vom 28. Jäuner 1895. 


Vorſitzende: Bürgermeiſter Dr. Grübl. 
Vice⸗Bürgermeiſter Matze nauer. 


Die Sitzung iſt ge⸗ 


Anweſende: Dr. v. Billing, Mayer, 
Boſchan, Müller, 
v. Gb tz, Dr. Nechausky, 
Dr. Hackenberg, v. Neumann, 
Dr. Huber, Schlechter, 
Dr. Klotzberg, Schneiderhan, 
Kreindl, Stiaßny, 


Dr. Lederer, 
Dr. Lueger, 
Matthies, 


Dr. Vogler, 
Witzels berger, 
Wurm. 


Krank: St.⸗R. Rückauf. 
Beurlaubt: St.⸗R. Vaugoin. 
Schriftführer: Magiſtrats⸗Concipiſt H. Pfeiffer. 


Vice-Vürgermeiſter Matzenauer eröffnet die Sitzung. 
(8577.) St.-R. Schneiderhan referiert über den Recurs des 
Ferd. Schnürr gegen eine ihm auferlegte Conventionalſtrafe an⸗ 
läſslich mangelhafter Canalreinigung im XII. Bezirke und beantragt 
die Abweiſung. 


(Angenommen.) 
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(10187.) Derſelbe referiert über die Vorſtellung des Joſef 
Herzl gegen feuerpolizeiliche Verfügungen XIII., Schönbrunner 
Hauptſtraße 1, und beantragt, dem Recurſe inſofern Folge zu geben, 
dafs die Bewilligung ertheilt wird, bei zeitweiſer Überfüllung des 
Kiſtenmagazins höchſtens acht bis zehn leere Eierkiſten durch längſtens 
zwei Tage im Hofe lagern zu dürfen. (Angenommen.) 

(597.) Derſelbe referiert über die Eingabe des Vorſtehers des 
VI. Bezirkes um Verwendung von Doppelfuhren bei der Schneeſäuberung 
auf der Mariahilferſtraße und beantragt, zu geſtatten, daſs doppelt 
große Wagen verwendet werden dürfen. (Angenommen.) 

(630.) Derſelbe referiert über die Nachſchaffung von Gummi⸗ 
ſchläuchen für die Straßenbeſpritzung pro 1895 und beantragt, die 
Erſatzlieferung von Gummiſchläuchen zu obigem Zwecke mit dem be— 
deckten Koſtenerforderniſſe von 3066 fl. im Wege einer beſchränkten 
Offertverhandlung zu genehmigen. Zu dieſer Offertverhandlung, welcher 
der vorgelegte Koſtenanſchlag und die angeſchloſſenen Bedingniſſe 
zugrunde zu legen ſind, wären die vom Stadtbauamte namhaft ge— 
machten Firmen einzuladen. 

St.⸗R. Matthies beantragt die Ausſchreibung einer beſchränkten 
Offertverhandlung. 

St.⸗R. Dr. Lederer beantragt die Ausſchreibung einer allge— 
meinen Offertverhandlung mit beſonderer Einladung an die vom 
Stadtbauamte namhaft gemachten Firmen. 

Antrag des St.-R. Dr. Lederer angenommen, 

(582.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Franz Gey, 
Straßenaufſehers im XI. Bezirke, um Fortbezug ſeines Taglohnes 
während ſeiner Erkrankung und beantragt, den Vorſteher des XI. Be⸗ 
zirkes zu ermächtigen, dem Straßenaufſeher Franz Gey den Taglohn 
per 1 fl. 50 kr. für die Dauer ſeiner fünftägigen Krankheit, das iſt 
7 fl. 50 kr. auszubezahlen. (Angenommen.) 

(585, 587, 586.) Derſelbe referiert über die Uneinbringlichkeit 
einer Commiſſionsgebür nach Barbara Mayer per 4 fl. 20 kr., einer 
Licenzgebür nach Aloiſia Minicher per 27 fl. 25 kr. und einer 
Kleinfuhrwerks⸗Licenzgebür nach Joſef Schwarzenecker per 25 fl. 
20 kr., und beantragt die Abſchreibung. (Angenommen.) 

(640.) St.-R. Dr. v. Billing referiert über die Perſolvierung 
der Mautner v. Markhof'ſchen Stiftung für Waiſen und be— 
antragt die Genehmigung des Magiſtratsanſchlages bezüglich der 
Einbeziehung der im Magiſtratsreferate bezeichneten katholiſchen, evan— 
geliſchen und iſraelitiſchen Waiſen in die Verloſung. 

St.⸗R. Dr. Lueger beantragt, es ſei für die Zukunft aus⸗ 
zuſprechen, daſs das Anſtreben der buchhalteriſchen Carriòre bei 
Mädchen nicht als eine beſſere Beſchäftigung anzuſehen ſei. 

Referenten⸗Antrag angenommen; Antrag des St.-R. Dr. 
Lueger abgelehnt. 

(637.) Derſelbe referiert über das Ergebnis der am 24. Jänner 
1895 neuerlich vorgenommenen Wahl des Bezirksvorſtehers für den 
J. Bezirk und beantragt, die Wahl des Johann Schindl, Lohn- 
wagen⸗ und Hausbeſitzers, X. Bezirk, Davidgaſſe 4, zu beſtätigen. 

(An genommen.) 

(570.) Derſelbe referiert über die Adaptierung und Vermietung 
von Räumlichkeiten im alten Schulgebäude „Dirndlhof“ in Kaiſer⸗ 
Ebersdorf und beantragt: 

1. Es ſeien die im alten Schulgebäude „Dirndlhof“ in Kaiſer⸗ 
Ebersdorf und in den beiden Gartenhäuſern daſelbſt vorzunehmenden 
Adaptierungen mit dem Geſammtkoſtenbetrage von 2378 fl. 6 kr. 
nach den Plänen und Koſtenanſchlägen des Stadtbauamtes zu genehmigen; 
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2. dem Stadtbauamte iſt die fofortige Inangriffnahme und Durch⸗ 
führung der genehmigten Adaptierung aufzutragen und dann der Act 


im Hinblicke auf § 15, Punkt 56, der genehmigten Geſchäftsordnung 


für den Magiſtrat und die magiſtratiſchen Bezirksämter dem magi⸗ 
ſtratiſchen Bezirksamte für den XI. Bezirk zur Feſtſetzung der Mict- 
zinſe und Vermietung der erwähnten Localitäten (mit Ausſchluſs der 
adaptierten Schulleiterwohnung im I. Stocke des alten Schulgebäudes) 
zu übermitteln. Angenommen.) 

(574.) Derſelbe referiert über die Note des Bezirksgerichtes 
Mariahilf um Zuſtimmung zur Erfolglaffung eines Betrages von 


60 fl. aus dem Vermögen des magiſtratiſchen Koſtkindes Laura Glosner 


und beantragt die ausnahmsweiſe Genehmigung der erbetenen Erfolg— 
laſſung. Angenommen.) 


(342.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Alois Kreitler 


um Altersnachſicht behufs eventueller Erlangung einer proviſoriſchen 
Schuldienerſtelle und beantragt, demſelben ausnahmsweiſe und gnaden— 
weiſe die Altersnachſicht, jedoch nur behufs eventueller Erlangung einer 
proviſoriſchen Schuldienerſtelle, zu ertheilen. Angenommen.) 
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(589.) Derſelbe referiert über die Uneinbringlichkeit von Be⸗ 
erdigungskoſten nach 61 Parteien aus dem XVI. Bezirke per 99 fl. 
30 kr. und beantragt die Abſchreibung. (Angenommen.) 

(719) Ht.-R. Wurm referiert über den Statthalterei⸗Erlaſs, 
betreffend die politiſche Begehung bezüglich des Projectes eines Hilfs- 
geleiſes für den Bau der Gürtellinie der Wiener Stadtbahn zwiſchen 
dem Weſtbahnhofe und der Hafnerftraße in Ottakring, XVI. Bezirk, 
und beantragt: 

Die Vertreter der Gemeinde Wien ſeien zu ermächtigen, bei der 
in Rede ſtehenden politiſchen Begehung folgende Erklärung abzugeben: 

„Die Gemeinde Wien erhebt vom Standpunkte der Straßen- 
benützung gegen das vorliegende Project unter den nachſtehenden Be: 


dingungen keine Einwendung: 


(534.) Derſelbe referiert über das Offertverhandlungs⸗Ergebnis | 


für die Demolierung des ſtädtiſchen Hauſes Nr. 6 in der Räden— 
gaſſe im III. Bezirke und beantragt, das Offert des Moriz Hirſch, 


mit welchem derſelbe ſich erbietet, die Demolierung obigen ſtädtiſchen 
Hauſes gegen Überlaffung des Altmateriales und gegen eine von der 
Gemeinde zu leiſtende Aufzahlung von 150 fl. zu übernehmen, wird 


unter den Bedingungen des Protokolloffertes vom 12. Jänner 1895 
pro Maitermin genehmigt. 
(618.) Derſelbe referiert über Geſuche um Zuſicherung der Auf— 


nahme in den Gemeindeverband aus dem IV. Bezirke und beantragt 


die Geſuchsgewährung für: 

Bullinger Georg Karl, Hotelbeſitzer; 

Lorenz Paul, Privatmuſiklehrer; 

Bernatzky Wilhelm, Hilfsbeamter. (An genommen.) 

(566.) Derſelbe referiert über die Uneinbringlichkeit von Be⸗ 
erdigungskoſten nach 160 Parteien aus dem II. Bezirke und beantragt 
die Abſchreibung. (Angenommen.) 


(609.) Derſelbe referiert über die Eingabe des Vorſtehers des 


VI. Bezirkes um Auflaſſung, reſp. Verlegung des Polizeigefangen- 
hauſes und beantragt, dermalen in die Erledigung der Frage wegen 
Verlegung des Polizeigefangenhauſes nicht einzugehen und hievon dem 


Vorſteher des VI. Bezirkes mit Bezug auf ſeine Zuſchrift vom 14. Sep⸗ 


tember 1894, 3. 3513, mit dem Beifügen zu verſtändigen, dafs wie 
bereits mit dem Stadtraths-Beſchluſſe vom 8. Februar 1893, 3. 532, 
ausgeſprochen wurde, die Gemeinde die Frage der Verlegung des 
Polizeigefangenhauſes unverrückt im Auge behalte. 


Aus dieſem Anlaſſe iſt neuerlich ein dringendes Urgens wegen 
Erledigung der ſchwebenden Angelegenheit der Zahlung des Mietzinſes 


an das hohe k. k. Miniſterium des Innern zu überreichen. 

St.⸗R. Ritt. v. Neumann beantragt, den Bürgermeiſter zu 
erſuchen, dahin zu wirken, daſs das Polizeigefangenhaus beſeitigt werde. 

St.⸗R. Dr. Lu eger beantragt, dem Miniſterium bekanntzugeben, 
daſs, wenn bis Ende März 1895 eine Entſcheidung nicht erfolgt, der 
gerichtliche Weg betreten werde. 

Weiters ſei zu beſchließen, falls der Termin (31. Mai) nicht ein⸗ 
gehalten werde, die gerichtlichen Schritte einzuleiten. 

Der Referent accommodiert ſich dem Antrage des St.-R. 
Dr. Lueger. 

Modificierter Referenten: Antrag angenommen. 


(Angenommen.) 


1. Die Straßenbenützung iſt auf die Dauer des Baues der Gürtel- 
linie der Wiener Stadtbahn längſtens auf die Dauer von zwei 
Jahren einzuſchränken. 

An den Kreuzungsſtellen mit den öffentlichen Communicationen 
iſt eine Geleiſeconſtruction anzubringen, welche die volle Gewähr 
für die Aufrechthaltung des ungehinderten allgemeinen Verkehres 
bietet, und find die bereits beſtehenden und weiters noch aus⸗ 
zuführenden nothwendigen Pflaſterungen im Anſchluſſe an das 
Geleiſe auf Koſten der Bahnunternehmung ſtets in einem guten 
Zuſtande zu erhalten. 

Die am Marktplatze vor dem Hotel Wimberger aufgeſtellten 
Verſchleißobjecte dürfen durch die Geleiſeanlage weder beſchädigt, 
noch beeinträchigt, und darf auch der Marktverkehr dortſelbſt in 
keiner Weiſe behindert werden. 

Das von den Materialwägen allfällig abfallende Material iſt 
ſofort zu entfernen. 

„Nach Außerbetriebſetzung des Hilfsgeleiſes, längſtens aber nach 
Ablauf von zwei Jahren, iſt das Geleiſe aus den ſtädtiſchen 
Gründen wieder zu entfernen und ſind die Grund- und Straßen⸗ 
flächen wieder in den früheren guten Zuſtand zu verſetzen. 

. Die geſammten Arbeiten der Anlage des Hilfsgeleiſes find im 
Einvernehmen mit dem Stadtbauamte vorzunehmen und iſt darauf 
zu achten, dafs hiebei die beſtehenden ſtädtiſchen Objecte keine 
Schädigung erfahren. 

„Allfällige öffentliche Herſtellungen im Bereiche der Geleiſeanlage 
ſind zu geſtatten und ſind hiebei alle jene Anforderungen auf 
Koſten der Bahnunternehmung zu erfüllen, welche für die Durch— 
führung von öffentlichen Arbeiten erforderlich ſein werden. 
St.⸗R. Ritt. v. Neumann beantragt: Im Intereſſe der Sicherheit 

der Perſonen hat jedem Zuge ein Mann mit einer Laterne voran— 

zugehen. 
St.⸗R. Dr. Lueger beantragt, daſs ein Anerkennungszins 
von 5 fl. jährlich entrichtet werde. 
Der Antrag des St.-R. Ritt. v. Neumann wird zurückgezogen, 
jedoch vom St.⸗R. Dr. Lueger aufgenommen. 
Sämmtliche Anträge angenommen. 
(An den Gemeinderath.) 


511.) St.-R. Müller referiert über das Offertverhandlungs⸗ 
Ergebnis wegen Lieferung des für den Waſſerreſervoirbau am Schaf— 
berg in Dornbach, XVII. Bezirk, erforderlichen guſseiſernen Fagon⸗ 
röhren und beantragt, das Offert des K. Ph. Wagner zu dem 
Koſtenanſchlagspreiſe, d. i. 13 fl. 50 kr. per 100 kg und 100 fl. 
( Angenommen.) 
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(612.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der Union⸗Bau⸗ 


geſellſchaft um Verlängerung des Vollendungstermines für den Noth⸗ 


auslaſs aus dem rechten Haupt⸗Sammelcanale gegenüber dem Krotten— 
bache, XIX. Bezirk, und beantragt, aus den vom Stadtbauamte nam- 
haft gemachten Gründen den mit 45 Arbeitstagen beſtimmt geweſenen 
Arbeitstermin für die Herſtellung des Nothauslaſſes aus dem rechts— 
ſeitigen Haupt⸗Sammelcanale gegenüber der Einmündung des Rrotten- 
baches im XIX. Bezirke um 22 Arbeitstage zu verlängern. 

Vice⸗Bürgermeiſter Matzenauer regt an, daſs auch die Koſten 
für die Mehrarbeiten gleichzeitig mit dieſem Referate in Verhandlung 
genommen werden. 

St.⸗R. Dr. Lue ger beantragt, daſs berichtet werde, warum 
eine Projectsänderung nothwendig geworden iſt. 

Der Antrag des Vice-Bürgermeiſtern Matzenauer und des 
St.⸗R. Dr. Lueger, ſowie der Referenten-Antrag finden nicht die 
Majorität der Verſammlung. 

Die Reaſſumierung der Abſtimmung ergibt dasſelbe Reſultat. 

(Bürgermeiſter Dr. Grübl übernimmt den Vorſitz.) 

(189.) Derſelbe referiert über die Baulinienbeſtimmung für die 
Nuſsberggaſſe (Weinberggaſſe) im XIX. Bezirke und beantragt, es 


werde die Baulinie für die Nuſsberggaſſe (Weinberggaſſe) im XIX. Be⸗ 


zirke in der Strecke von Cat.⸗Parc. 821 bis incluſive 795 bei einer 
Straßenbreite von 15:17 m nach der im vorgelegten Plane roth ge- 
zogenen Linie A B C beſtimmt, daſelbſt die Herſtellung eines 57 m 
breiten Vorgartens angeordnet und die Verbauung nur mit einzeln 
ſtehenden oder zu zwei gefuppelten Wohnhäuſern feſtgeſetzt, die Be— 
ſtimmung des Niveaus dagegen dem General-Regulierungsplane vor— 
behalten. 

St.⸗R. Dr. Lederer beantragt, Wohnhäuſer mit höchftene 
zwei Stockwerken und einem Parterregeſchoſs. 

Der Referent accommodiert ſich dem Antrage. 

Modificierter Referenten⸗Antrag angenommen. 

(An den Gemeinderath.) 

(276.) Derſelbe referiert über das Offert des Theodor Engel 
Ritt. v. Mainfelden auf käufliche überlaſſung der ſtädtiſchen 
Parc. 462, 463 in Grinzing und um Auflaſſung der ſogenannten 
Hohlweggaſſe und beantragt die Ablehnung aus den vom Magiſtrate 
angeführten Gründen. (An genommen.) 

(497.) Derſelbe referiert über das Anſuchen von Grundeigen⸗ 
thümern in Heiligenſtadt um Herſtellung einer Straße längs des 
Schreiberbaches in Heiligenſtadt und beantragt: 

1. Längs des Schreiberbaches iſt in Verlängerung der hinter dem 
Heiligenſtädter Friedhofe endenden Straße bis zur Wildgrube nach 
der vorgenommenen Auspflockung ein zum großen Theile 350 m 
breiter Fahrweg anzulegen, die Brücke von dem hinter der Station 
„Grinzing“ führenden Fahrweg zu verbreitern und überhaupt die in 
der Erledigung des magiſtratiſchen Bezirksamtes für den XIX. Bezirk 
vom 29. October 1894, Z. 17691, und in dem Bauamtsberichte 
vom 22. December 1894, 3. 2573, angeführten Herſtellungen durch- 
zuführen; 

2. für dieſe Herſtellungen iſt nach der Buchhaltungsäußerung 
vom 11. Jänner 1895, Z. 17, bei Gruppe VI, Rubrik XXIII 5, 
Deckung findende Betrag von 2800 fl. zu bewilligen und der Bezirks— 
vorſteher zu erſuchen, die nach Maßgabe des Bezirksbedarfes zeitweiſe 
disponibel werdenden Taglöhner für die Erdarbeiten und Gewinnung 
des Steinmateriales dem Bezirksausſchuſſe Ignaz Mandl zur Ver⸗ 
fügung zu ſtellen, welcher mit der Überwachung und Durchführung der 
Arbeit betraut wird; 
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3. die Grundeigenthümer mit Ausnahme des Leopold Hengl, 
Auguſt Gutmann und Anton Lier haben den nach der Aus— 
pflockung zur Straße entfallenden Grund unentgeltlich und laſtenfrei 
der Gemeinde zu übergeben, welch letztere die Grundtransaction auf 
ihre Koſten durchführen wird; 

4. die Grundeigenthümer Leopold Hengl, Auguſt Gutmann 
und Anton Lier überlaſſen den nach der Auspflockung zur Straße 
und Wegverlängerung entfallenden Grund der Gemeinde Wien laſten— 
frei gegen dem, dafs ſelben die Wegparcellentheile, bezeichnet im vor. 
gelegten Plane B mit rother Schraffierung und mit den Buchſtaben 


Dar xp I, Jlekein op! und abe deih g fa unentgeltlich in 


das Eigenthum übergeben werden. Die Koſten dieſer Transaction hat 
die Gemeinde Wien zu bezahlen und ſelbe durchzuführen; 

5. die Arbeiten bezüglich der Reconſtruction der Brücke und der 
Straßenanlegung bachaufwärts vom Pflocke 42 iſt ſofort nach Ge— 
nehmigung dieſer Anträge durchzuführen und nachträglich die grund— 
bücherlichen Transactionen zu bewerkſtelligen; 

6. der Bau der Straße zwiſchen Pflock 1 und 42 iſt erſt in 
Angriff zu nehmen, wenn Karl Haller die intabulationsfähige Ab— 
tretungs⸗Erklärung ausgeſtellt haben wird. 

St.⸗R. Kreindl beantragt, dass die Arbeiten binnen 14 Tagen 
bis drei Wochen begonnen werden. 


St.⸗R. Dr. Klotzberg beantragt, dafs unter einem die Straße 
bis zum Heiligenſtädter Friedhofe in Reparatur genommen werde. 
Sämmtliche Anträge werden angenommen. 
(Punkt 4 an den Gemeinderath.) 
617.) Derſelbe referiert über die Zuſchrift der k. k. General— 
Direction der öſterreichiſchen Staatsbahnen vom 6. Jänner 1895, 
Z. 204102, wegen Tragung der Mehrkoſten für die Verſtärkung der 
Arbesbach-Einwölbung im Bereiche der Vorortelinie der Stadtbahn 
ſeitens der Commiſſion für Verkehrsanlagen und beantragt, dieſe Zu— 
ſchrift zur Kenntnis zu nehmen und dieſelbe im Sinne des Magiſtrats— 
Antrages zu beantworten. (Angenommen.) 
(513, 8117.) Derſelbe referiert über den Beſcheid des Landes: 
gerichtes vom 14. December 1894, Z. 103146/36, in Betreff des 
Anſuchens des Heinrich Eger um Grundabſchreibung, Einl.-Z. 480, 
V. Bezirk, und beantragt, zur Kenntnis zu nehmen, dafs dem Antrage 
wegen Grundabſchreibung nunmehr entſprochen erſcheint. 
(Angenommen.) 
(8091.) Derſelbe referiert über den Gemeinderathsbeſcheid vom 
18. Jänner 1895, betreffend die neuerliche Verhandlung mit Eliſe 
Schmutz auf käufliche Überlaſſung von Theilen der Linienwall— 
parcelle 1696/4, Ein! -Z. 431, und beantragt die Einſetzung eines 
Verhandlungs⸗Comités. (Angenommen.) 
(541.) Derſelbe ieferiert über das Anſuchen der Leopoldine 
Dautz um Conſens zum Umbau des Hauſes Nr. 29 Sieveringer— 
ſtraße, XIX. Bezirk, und beantragt, der vom magiſtratiſchen Bezirks— 
amte für den XIX. Bezirk beantragten geſchloſſenen Verbauungsart 
zuzuſtimmen. (Angenommen) 
(753.) Bürgermeiſter Dr. Grübl referiert über die Einberufung 
eines Städtetages und beantragt: 
J. Es ſei ein Städtetag einzuberufen mit folgendem Programm: 
1. Koſtenvergütung für die Beſorgung der Geſchäfte des übertragenen 
Wirkungskreiſes, ſpeciell jener als politiſche Bezirksbehörde 
I. Inſtanz; 
2. Reform des Heimatsgeſetzes; 
3, Reform der directen Perſonalſteuer. 
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II. Die Delegierten der Gemeinde haben nachſtehende Anträge Wiener Communal⸗Sparcaſſa im Bezirke Rudolfsheim. 
zu vertreten: 


Ad 1. Die Gemeinde Wien iſt der Anſchauung, dafs ihr eine 
Vergütung der Auslagen für die von ihr beſorgten Geſchäfte des 


Jänner 1895. 
Eingelegt 701.011 fl. 94 kr. von 4316 Parteien (auf 


übertragenen Wirkungskreiſes, ſoweit dieſelben die Competenz einer e en 
politiſchen Behörde I. Inſtanz, ſowie die Einhebung der directen Rückgezahlt 395.129 fl. 26 kr. an 2261 Parteien. 
Steuern betreffen, gebüre und ſpricht eine Vergütung dieſer Auslagen an. Stand vom 31. Jänner 1895: 

Ad 2. Die Theilnehmer des Städtetages werden erſucht, der von Geſammteinlagen auf 21.448 Conti 11,887.924 fl. 17 kr. 
der Gemeinde an die hohe Regierung und die beiden Häuſer des Hypothekar-Darl ehen 8,655.654 „ 13 „ 
Reichsrathes überreichten Petition, betreffend die Reform des Heimats⸗ A 1 
geſetzes, beizutreten. | N 

Ad 3. Der Städtetag empfiehlt den auf ihm vepräfentierten (Erbſchafts⸗Schwindel.) Über Anordnung der k. k. n.⸗ö. Statt- 


Gemeindevertretungen, ſich im Petitionswege an die beiden Häuſer des halterei ddto. 6. Jänner 1895, Z. 91160 (M.⸗Z. 5962/III), 
hohen Reichsrathes und an die hohe Regierung mit der Bitte zu wird nachſtehendes bekanntgegeben: 

wenden, es möge mit thunlichſter Beſchleunigung, wennmöglich gleich Laut Erlaſſes des hohen k. k. Miniſteriums des Innern vom 
zeitig mit dem Beginne der Wirkſamkeit der neuen Steuergeſetze, eine 7. November 1894, 3. 27756, ſind in jüngſter Zeit Verſuche 
Reform des communalen Steuerweſens der Landeshauptſtädte in der unternommen worden, vertrauensſeligen Perſonen unter der Vor⸗ 
Richtung in das Leben gerufen werden, dafs dieſen Gemeinden zu ſpiegelung, ein in Amerika verſtorbener Oſterreicher Namens 
ihren bisherigen Zufläffen eigene und ſelbſtändige Einnahmsquellen Benjamin Wellner oder Weller ſei in Cleveland verſtorben 
eröffnet werden, wobei in erſter Linie die wenigſtens ſucceſſtve Über- und habe fein Vermögen den in Oſterreich lebenden Erben hinter- 
laſſung des Ertrages der Verzehrungsſteuer für geſchloſſene Orte in laſſen, große Geldſummen durch Abnahme von Koſtenvorſchüſſen 
Ausſicht zu nehmen wäre. zu entlocken. 

Der Städtetag empfiehlt den auf ihm repräſentierten Gemeinde— Thatſache iſt es, daſs anfangs Auguſt d. J. in einigen 
vertretungen, ſich im Petitionswege an die beiden Häuſer des hohen Wiener Blättern eine diesbezügliche Notiz enthalten war, und daſs, 
Reichsrathes und an die hohe Regierung mit der Bitte zu wenden, der an die „öſterreichiſchen Verwandten“ ergangenen Aufforderung 
daſs ein der Bevölkerungszahl und Steuerleiſtung der Landeshaupt⸗ Folge leiſtend, zwei Erbſchaftswerber ſich an das öſterr.⸗ungar. 
ſtädte entſprechender Theil der den Landesfonden aus dem Mehr- Conſulat in Pitts burg mit der Bitte um Auskunft über eine 
erträgniſſe der directen Steuern zugedachten Überweiſungen, welche ſolche Erbſchaft gewendet haben. 
nach den Beſchlüſſen des verehrlichen Steuerausſchuſſes des hohen Die vom obgedachten Conſulate beim Gerichte in Cleveland 
Abgeordnetenhauſes mit rund 3,000. 000 fl. in Ausſicht genommen gepflogenen Erhebungen ergaben, dafs wohl ein alter Einwohner 
ſind, jedoch nach Anſicht des Städtetages als zu gering zu bezeichnen Clevelands Namens Benjamin S. Wheller, Engländer von 
ſind, im Wege der Reichsgeſetzgebung unmittelbar den Gemeinden der Geburt, dort geſtorben ſei und dafs deſſen bedeutender, ſeinen Ver⸗ 
Landeshauptſtädte zugewendet werde. (Angenommen) wandten teſtamentariſch zugedachter Nachlaſs bei jenem Gerichte 

(716, 717.) Derſelbe referiert über die Zufchriften der Nieder- verwaltet werde, dafs aber von dieſen Verwandten keiner in 
öſterreichiſchen Escompte⸗Geſellſchaft und der Bodeneredit⸗Anſtalt vom | Öfterreich leben dürfte und dass eine andere Verlaſſenſchaft nach 


18. Jänner 1895, betreffend die Weiterverzinſung des Guthabens einem Benjamin Weller oder Wellner dort nicht bekannt ſei. 
der Stadt Wien per 1,800.000 fl. Anlehensgelder vom 27. Jänner 


bis 27. April 1895, beziehungsweiſe per 922.228 fl. Anlehensgelder, 


reſpective Flüſſigmachung von 500.000 fl. pro 30. Jänner 1895 mit . 31 
3 Percent und beantragt die Kenntnisnahme. (Angenommen) | Schul Angelegenheiten. 
(Schluſs der Sitzung.) Bezirksſchulrath der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt 
— | Wien. 


Allgemeine Nachrichten. (Situng vom 30. Jänner 1895.) 


Der Redaction des „Neuen Wiener Journal“ wurde für die 
Spende der 521 fl. zur Beiſtellung eines Frühſtückes für arme 


Wiener Communal⸗Sparcaſſa im Bezirke Döbling. Schulkinder während dreier Monate der Dank des Bezirksſchul⸗ 
Jänner 1895. rathes ausgeſprochen. 

Eingelegt wurden von 930 Parteien. 98.420 fl. 65 kr. Ein Antrag auf Schaffung eigener, den eigenartigen Verhält⸗ 

Behoben wurden von 376 Parteien . 53.374 „ 46, niſſen Wiens entſprechender Landesgeſetze, betreffend die Regelung 

Es ergibt ſich daher ein Plus von. . 45.046 fl. 19 kr. der Errichtung, Erhaltung und des Beſuches der öffentlichen Schulen, 

Dieſes zugerechnet zum Stande mit die Regelung der Rechtsverhältniſſe der Lehrperſonen und die 


Ende December per. 1434.52 91 Schulaufſicht, ſowie auf Einſetzung einer fünfzehngliedrigen Com⸗ 
gibt mit Ende Jänner 1895 bei 3761 miſſion zur Berathung dieſer Frage wird der geſchäftsordnungs⸗ 


> „ — mäßigen Behandlung zugewieſen. 
offenen Conti einen Einlageſtand .. von 1,479.568 fl. 10 kr. Neun Bürgerſchullehrern wird über Erſuchen des k. k. u.. 
Stand der Hypothekar⸗Darlehen .. 847.473 fl. 30 kr. 


Landesſchulrathes behufs Theilnahme an dem fünfmonatlichen Fort- 
* * 


1 bildungscurſe für Zeichenlehrer an gewerblichen Fortbildungsſchulen 
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in Niederöſterreich für die Zeit vom 18. Februar bis 15. Juli 1895 
ein Urlaub bewilligt und zugleich beſchloſſen, beim Wiener Stadt⸗ 
rathe zu beantragen, dafs, wie in den früheren Jahren, die Sub- 
ſtitutionskoſten, welche durch die Beurlaubung der erwähnten Curs⸗ 
theilnehmer entſtehen, vom Wiener Bezirksſchulfonde getragen werden. 

Bezüglich der Beſtimmung derjenigen Religionslehrer, welche 
in die neu zu wählenden Ortsſchulräthe einzutreten haben, wird 
beſchloſſen, es habe im Sinne des Geſetzes bei der bisherigen Ge⸗ 
pflogenheit zu bleiben. 

Über eine Eingabe des Ortsſchulrathes für den XIII. Gemeinde⸗ 
bezirk wird beſchloſſen, die Zahl der Mitglieder desſelben von 
ſieben auf neun zu erhöhen. 

Das Anſuchen eines Bürgerſchullehrers um Remunerierung 
der von ihm im Jänner 1892 ertheilten Turn⸗ Unterrichtsſtunden 
nach den Beſtimmungen des Geſetzes vom 27. December 1891 wird 
mit Rückſicht auf die ſeinerzeitige Verfügung des k. k. n.⸗ö. Landes⸗ 
ſchulrathes, wonach die Entlohnung für den im Monate Jänner 
1892 ertheilten Turn⸗Unterricht in der früher üblichen Weiſe zu 
erfolgen hatte, abgelehnt. 

Es wird ferner beſchloſſen, für die Bürgerſchule für Knaben 
und Mädchen III., Hainburgerſtraße 40, die Syſtemiſierung der 
Stelle eines eigenen Religionslehrers zu beantragen. 

Weiters wird eine Diſciplinar-Angelegenheit erledigt und die 
Erwerbung der zu Schulbauzwecken offerierten Realität X., Quellen— 
gaſſe 52, unter gleichzeitiger Genehmigung der bauämtlichen Project⸗ 
ſkizze empfohlen. 


Approvifionierung. 


Borſtenviehmarkt vom 5. und 7. Februar 1895. 


1. Auftrieb 
auf dem freien Markte 


Jungſchweie 2937 Stück 
Fettſchweine 5617 
Summa 8554 Stück 
Angekauft wurden: 
für Wien 7487 Stück 
für das Land. 1026 „ 
unverkauft blieben 41 


2. Preisbewegung: 
Jungſchweine . von 36 bis 41 (—) Fr 
Fettſchweine . „ 35 „ 40 (—) . 
Der Geſchäftsverkehr war an beiden Markttagen lebhaft und 
wurden Jung⸗ und Fettſchweine gegen die Vorwoche um 3 kr. 
per Kilogramm theuerer gehandelt. 


per Kg. Lebendgewicht. 


* * 
* 


Pferdemarkt vom 5. Februar 1895. 
Zum Verkaufe wurden gebracht: 358 Pferde. 


Preis: für Gebrauchs pferde 40—270 fl. per Stück. 
„ Schlachtpferde . 21— 50 % „ „ 
Der Markt war flau. 
. * 
* 


Amtsblatt der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien. — Nr. 12, 8. Februar 1895. 


—— 
Kn 


Stechviehmarkt vom 7. Februar 1895. 


1. Auftrieb: 
Kälber Waidner 3001, Kälber lebend 26, Lämmer 
Waidner 2335, Lämmer lebend —, Schafe Waidner 209, 
Schafe lebend 6094, Schweine Waidner 1591. 


2. Preisbewegung: 


Kälber Waidner per Kg. von 44 (—) bis 66 (—) kr. 
Kälber lebendZ?e’ W 38 (—) " 42 (—) " 
Schweine Waidner . . „ „ „ 40 (—) „ 56 (—) , 
Schweine lebend junge. u „ „ — E 5 „ 
Schweine lebend fette. „ „ „ — Zu n 
Lämmer Waidner. . . . „ Paar von 5 bis 11 fl. 


Lämmer lebend . Pa „ — a 
Schafe Waidner „Kg. von 34 (—) bis 48 (—) kr 
Schafe lebend „ „ „ 21 (—) u 33 (-) 
Schafe lebend „Baar von 9 bis 26 ½ fl. 


Auf dem Jungviehmarkte wurden um 40 Stück Kälber weniger 
zugeführt. Bei lebhafter Kaufluſt ſind die Preiſe um 2 bis 4 kr. 
per Kilogramm geſtiegen. 

Auf dem Schafmarkte wurden um 1345 Stück Schafe weniger 
aufgetrieben. Die Kaufluſt war infolge des ſtärkeren Auftriebes und 
ungünſtiger Pariſer Berichte zurückhaltend und ſind die Preiſe 
um 1 bis 1½ fl. per Paar gefallen. 

Auf dem Schlachtviehmarkte wurden am 7. Februar 1895 


194 Stück Maſt⸗ und 322 Stück Beinlvieh aufgetrieben und zu 


den Preiſen des Hauptmarktes verkauft. 


Approviſtonierungs- Angelegenheiten. 


Behebung der wegen Maul- und Klanenſeuche angeordneten 
Beſchränkungen der Einfuhr von Klauenthieren aus den Comitaten 
Gömör —Kis⸗Hont und Trentſchin nach Niederöſterreich. 

Die k. k. n.⸗ö. Statthalterei hat unterm 6. Jänner 1895, 
Z. 1597, nachſtehendes kundgemacht: 

Amtlichen Mittheilungen zufolge iſt die Maul⸗ und Klauen⸗ 
ſeuche im Comitate Gömör—Kis-Hont erloſchen und beſteht dieſe 
Seuche im Comitate Trentſchin nur mehr in zwei Gemeinden. 

Die k. k. Statthalterei findet daher die mit der Kundmachung 
vom 9. November 1894, Z. 86763, getroffene Anordnung, 
wonach bis auf weiteres die Zufuhr von Schafen, Ziegen und 
Schweinen aus den Comitaten Arva, Trentſchin, Neutra, Gömör — 
Kis⸗Hont, Jasz⸗Nagy,⸗Kun⸗Szolnok, Heves und Sohl nach 
Nieder⸗Oſterreich verboten, die Zufuhr von Rindern aus den 
erwähnten Comitaten aber auf die Einbringung ſolcher Thiere 


- ausschließlich nur nach Wien auf den Contumazplatz des Central⸗ 


Viehmarktes zu St. Marx behufs Verwertung und Schlachtung 
in den Schlachthäuſern des Wiener Stadtgebietes beſchränkt wurde, 
ſowie die den Viehverkehr mit dieſen Comitaten betreffenden h. o. 
Nachtrags⸗Verordnungen ihrem ganzen Inhalte nach zu 
beheben. 

Es können demnach aus den Comitaten Gömör—Kis-Hont, 
Heves und Jasz⸗Nagy⸗Kun Szolnok Klauenthiere jeder Gattung, 
nämlich Rinder, Schafe, Ziegen und Schweine, aus den zum 


zuſammenhängenden Lungenſeuche⸗Sperrgebiete gehörigen Comitaten 
Arva, Trentſchin, Neutra und Sohl aber nur Schafe, Ziegen und 
Schweine unter Beobachtung der vorgeſchriebenen veterinärpolizei⸗ 
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lichen Maßregeln und der Beſtimmungen über den Vieh verkehr 
wieder nach Niederöſterreich eingeführt und hier frei verwertet 
werden, während hinſichtlich der Zufuhr von Rindern aus den 
letzterwähnten Comitaten, nämlich Arva, Trentſchin, Neutra und 
Sohl ausſchließlich nur nach Wien auf den Contumaz⸗ 
platz des Central⸗Viehmarktes zu St. Marx die mit der Kund⸗ 
machung vom 1. Juli 1893, 3. 45081, angeordneten beſonderen 
veterinärpolizeilichen Maßregeln nach wie vor in Wirkſamkeit bleiben. 
* * 
* 
Verbot der Vieheinfuhr aus einigen verſeuchten Gegenden 
Deutſchlands. 


Die k. k. n.⸗ö. Statthalterei hat unterm 14. Jänner 1895 
nachſtehende Kundmachung erlaſſen: 

Auf Grund des Artikels 5 des Viehſeuchen⸗Übereinkommens 
mit dem Deutſchen Reiche vom 6. December 1891 und des 
Punktes 5 des zugehörigen Schluſsprotokolles (R.⸗G.⸗Bl. Nr. 16 
ex 1892) hat das h. k. k. Miniſterium des Innern die Einfuhr 
von Rindvieh in die im Reichsrathe vertretenen Königreiche und 
Länder aus den von der Lungenſeuche betroffenen nachſtehenden 
Sperrgebieten des Deutſchen Reiches bis auf weiteres unbedingt 
verboten, und zwar: 

1. Aus den Regierungsbezirken Poſen, Magdeburg, Hildes— 
heim und Köln im Königreiche Preußen; 

2. aus dem Regierungsbezirke Oberfranken im Königreiche 
Baiern; 


3. aus den Kreishauptmannſchaften Leipzig und Zwickau im 
vom 28. Jänner d. 


Königreiche Sachſen; 
4. aus dem Herzogthume Anhalt. 


Dieſes wird in Gemäßheit des Erlaſſes des h. k. k. Minifte- 


riums des Innern vom 11. Jänner 1895, Z. 985, unter Be⸗ 
hebung der gleichfalls die Einfuhr von Rindvieh aus den wegen 
Lungenſeuche geſperrten Gebieten des Deutſchen Reiches betreffenden 
h. ä. Kundmachung vom 22. December 1894, Z. 101932, mit 
dem Beifügen verlautbart, dais Übertretungen dieſer auch für das 
h. o. Verwaltungsgebiet giltigen Anordnung, welche am Tage 
ihrer Verlautbarung in der „Wiener Zeitung“ in Wirkſamkeit 
tritt, nach dem Geſetze vom 24. Mai 1882, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 51, 
wobei auch die Vorſchriften des § 46 des allgemeinen Thierſeuchen⸗ 
geſetzes und der dazu erlaſſenen Durchführungsvorſchriften (R.⸗G.⸗ 
Bl. Nr. 35 und 36 ex 1880) in Anwendung kommen, beſtraft 
werden. 


* * 
* 


Croatien⸗Slavonien — ſenchenfrei. 


Die k. k. n.⸗ö. Statthalterei hat unterm 21. Jänner 1895, 
Z. 573 (M.⸗Z. 15840/ XV), dem Magiſtrate nachſtehendes zur 
Kenntnis gebracht: 

Die königl. croatiſch⸗flavoniſche Landesregierung hat dem hohen 
k. k. Miniſterium des Innern die Wahrnehmung mitgetheilt, dafs 
Viehzüchter und Viehhändler der diesſeitigen Reichshälfte ſich 
ſcheuen, in Croatien⸗Slavonien Rinder zu kaufen, weil ſie an⸗ 
nehmen, dass in dieſem Ländergebiete bezüglich der Lungenſeuche 
dieſelben bedenklichen Verhältniſſe herrſchen, wie in einem Theile 
des Königreiches Ungarn. 
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Einem Wunſche der gedachten königlichen Landesregierung ent⸗ 
ſprechend, hat das hohe k. k. Miniſterium des Innern mit dem 
Erlaſſe vom 25. December 1894, Z. 32979, anher eröffnet, daßs 
bisher thatſächlich kein Fall der Lungenſeuche in 
den von dem ungariſchen Lungenſeuchengebiete weit 
entfernten Königreichen Croatien und Slavonien be— 
kannt geworden ſei, und dafs das Miniſterium des Innern 
allen Grund zu der Annahme hat, dass in dieſen Gebieten über- 
haupt die Lungenſeuche bisher nie vorgekommen ſei. 


Der Magiſtrat wird in Gemäßheit des bezogenen hohen 
Erlaſſes beauftragt, hievon den Viehpächtern und Viehhändlern 
in geeigneter Weiſe Kenntnis zu geben, wobei jedoch jedenfalls 
auf den Umſtand ausdrücklich hinzuweiſen iſt, dass hiedurch ſelbſt⸗ 
verſtändlich an den Beſtimmungen des $ 23 lit. e des Lungen⸗ 
ſeuchetilgungs⸗Geſetzes (R.⸗G.⸗Bl. Nr. 142 ex 1892) keine Anderung 
eintreten kann. 


* * 
* 


Aufrechthaltung der beſtehenden Beſchränkung der Zufuhr von 
Rindern aus Preſsburg ausſchließlich auf den Contumazplatz des 
Wiener Central⸗Viehmarktes. 


Die k. k. n.-d. Statthalterei hat unterm 26. Jänner 1895, 
3. 10074, nachſtehendes kundgemacht: 


Amtlichen Mittheilungen zufolge hat das kgl. ungar. Ader- 
bauminiſterium den Verkehr mit Rindvieh aus den Gebieten des 
Comitates Pozſony (Pressburg) und der kgl. Freiſtadt Pozſony 
freigegeben und hiedurch dieſe Jurisdictionen aus dem wegen des 
Beſtandes der Lungenſeuche ſeinerſeits feſtgeſtellten Sperrgebiete 
J. angefangen ausgeſchieden. 


Nachdem das Comitat Preſsburg durch längere Zeit von 
Lungenſeuche des Rindes heimgeſucht geweſen iſt und ſomit die neuer— 
liche Verbreitung dieſer Seuche daſelbſt nicht ausgeſchloſſen erſcheint, 
ſowie im Hinblicke darauf, daſs das gedachte Comitat an ſeinen 
nördlichen und öſtlichen Grenzen von Comitaten umgeben iſt, in 
welchen die Lungenſeuche des Rindes noch beſteht und ſonach von 
dort Einſchleppungen der fraglichen Seuche zu beſorgen ſind, findet 
die k. k. Statthalterei in Erinnerung zu bringen, daſs die h. o. Kund- 
machung vom 14. Mai 1894, Z. 35927, wonach aus den Comi⸗ 
taten Preſsburg, Neutra, Trentſchin, Arva, Liptau, Turocz, 
Sohl, Bars, Hont, Nögräd, Zips und Saros, ſowie aus den 
Gebieten der kgl. Freiſtädte Preſsburg und Selmecz-Belabanya 
die Zufuhr von Rindern nur nach Wien, und zwar ausſchließlich 
nur zum Zwecke der Aufſtellung und Vermarktung auf dem Con⸗ 
tumazplatze des Central⸗Viehmarktes zu St. Marx geſtattet und 
die Schlachtung der Rinder aus den Gehöften der Diöszegher 
Zuckerfabrik (Preſsburger Comitat) auf das Schlachthaus zu 
St. Marx beſchränkt iſt, ihrem vollen Inhalte nach auch weiterhin 
in Wirkſamkeit bleibt, und dass Übertretungen dieſer 5 
nach dem Geſetze vom 24. Mai 1882 (R.⸗G.⸗Bl. Nr. 51), w 
bei auch die Vorſchriften des § 46 Th-⸗S.⸗G. und der 915 
erlaſſenen Durchführungsvorſchrift (R.⸗G.⸗Bl. Nr. 35 und 36 ex 
1880) in Anwendung kommen, beſtraft werden. 
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Hate. 7 XVII. Bezirk: Hernals, Haslingergaſſe 66, von dem Niederöſterreichiſchen 
Hanitäts Angelegenheiten. | 9 1 Bauführer Fer 31 1 5 
2 el : 8 5 1 ernals, Hauptſtraße 73, von Franz Ungar, Rötzergaſſe 10, 
Beſuch der ſtädt. Volksbäder im Jänner 1895. Vaufühter Adolf Brudner 44631 g N 
männliche weibliche 
Perſonen Für diverſe (geringere) Bauten: 
II. Bez., Treuſtraße 60 — 1813, davon 1603 210 I. Bezirk: ig 99 17, vom „Fremden— 
N 0 Blatt“, Bauführer j 
(Eröffnet Auguſt 1892.) i | 3 II. Bezirk: Schupfe, Handelsquai, Grundb.⸗Einl. 3849, von Joſef 
III. Bez., Apoſtelgaſſe 18 — 3554, „ 3189 365 | Drexler, Obere Weißgärberſtraße 11, für Thereſe und 
(Eröffnet Auguſt 1891.) | (059. Gerbert v. Hornau, Bauführer Al. Schumacher 
IV. Bez., Klagbaumgaſſe 4 — 2034, „ 1820 214 III. Bezirk: ul 11, von Joſef 9626 Mariahilfer⸗ 
; ; . traße 107, Bauführer Adolf Langer i 
(Eröffnet Juni 1893.) 5 „ Rohraanal, Trubelgaſſe 9, von Josef Halla, Mariahilfer⸗ 
V. Bez., Einſiedlerplatz — 4024, „ 3623 401 RE 1 5 19 5 1 Adolf u 
Bezirk: Rohrcanal, Starhemberggaſſe 31, von Gebrüder Andre ae, 
(Eröffnet Auguſt 1890.) f Bauführer 1 Berghof (609). 
VI. Bez., Eßter häzyg aſſe 2 — 3176, „ 2679 497 V. Bezirk: 1 Lainzerſtraße, von Ludwig Letz, Baus 
N ührer 30). 
(Eröffnet Auguſt 1892. XIX. Bezirk: Steinzeugrohr-Canalifierung, Döbling, Hohe Warte 34, von 
VII. Bez., Mondſcheingaſſe9 — 3173, W 2 449 6 115 Bayer, a Bauführer Franz Mayer 15 
: s 1 zinfriedungsgitter, Döbling, Armbruſtergaſſe Or.⸗Nr. 3, 
(Eröffnet December 1887.) | von Emanuel Fürſt Collalte et San Salvatore, 
VIII. Bez., Florianigaſſe 30 — 3748, „ 3232 516 Bauführer Friedr. Notthaft (2755). 
(Eröffnet Auguſt 1892) 
a ür Stockwerks⸗Aufſetzungen: 
IX. Bez., Wie 17 — A 
5 rengajle g 2351, 2051 W III. Bezirk: Beatrixgaſſe 25, von der Central-Güterdireetion des 


(Eröffnet Auguſt 1892.) 
X. Bez., Erlachplatz — 3615, „ 3351 264 
(Eröffnet Auguſt 1890.) | überreicht 
XIV. Bez, Heinickegaſſe 3 — 1922 | . gi zuun * — en 
1 Bezirk: Seilergaſſe 7, von Karl Grienauer v. g, dur 
(Eröffnet 1. December 1894.) f Moriz und Joſef Sturany (588). = 
IV. Bezirk: Hofmühlgaffe, Grundb.⸗Einl. 419, von Joſef Obriſt, XVIII., 
Schulgaſſe 36 (632). 
N 5 Alleegaſſe 13, von Ferd. Seif, Baumeiſter, für Joſef Hugo 


Baube we Jung. XVII. Bezirk: a. Jötgerfraße 54, von Lorenz Twaroch (4632). 


XIX. Bezirk: Einl.⸗Z. 983, Parcelle 870/72, 870/75, Döbling, Dittes⸗ 


Erzherzog Franz Ferdinand v. Oſterreich-Eſte, 
Bauführer Heinz Gerl (599). 


(Die in Klammern eingeſtellten Zahlen ſind die Geſchäftsnummern der gaſſe, von Dr. Sigismund Wolf-Eppinger (2815). 
Acteuſtücke im Baudepartement des Magiſtrates für den I. bis IX. Bezirk. | ; N 53 
Für den X. bis XIX. Bezirk bedeuten die eingeklammerten Zahlen die Geſchäfts⸗ Demolierungsanzeigen wurden üb erreicht: 
nummern der betreffen den magiſtratiſchen Bezirksämter.) | II. Bezirk: Große Schiffgaſſe 16, von Joſef Kalas, Salmgaſſe 13, 
R | Demolierender ? (602). 
Helude um Sandewilligungen wurden überreicht V. Bezirk: Schönbrunnerlinien⸗Objecte der Dampftramway, von Wenzel 
| Voit, Demolierender derſelbe (617). 
vom 4. Februar bis 7. Februar 1895: VII. Bezirk: Kaiſerſtraße 81, von Eliſabeth Schmutz, Demolierender? 
. | (671). 
Für Neubauten: IX. Bezirk: Pfluggaſſe, Grundb.⸗Einl. 688 und 690, von Johann 
III. Bezirk: Haus, Landstraße 31, von Ferd. und Marie Puſch, Bau⸗ Mayer, XVII., Pezzlgaſſe 49, Demolierender ? (598). 
führer Liſchka (668). 
IV. Bezirk: Haus, Wiedner Hauptſtraße 46, von Gebrüder Bergmann, 


Akademieſtraße 3, Bauführer Al. Schumacher (667). 


V. Bezirk: Haus, Kohlgaſſe, Grundb.⸗Einl. 2065, von S. Steiner, Gewerbeanmeldungen vom 1. Februar 1895. 
Kohlgaſſe 19, Bauführer C. Kirchem 615). | 
„ n Haus, Seele und Siebenbrunnengaſſe, Grundb.⸗Einl. 2053, (Fortſetzung.) 
von S. Stei ihrer f 
ee einer, Kohlgaſſe 19, Bauführer C. Kirchem Ott Paul — wi — v. birne 3 
„ „ Haus, Fendigaſſe und Obere Amtshausga e, v Trinz Hirſch — Proviſionsagent — V., Arbeitergaſſe 14. 
ee Maurermeiſter 651). A Mokry Johann — Schuhmacher — II., Blumauergaffe 15. 
VII. Bezirk: Haus, Siebenſterngaſſe 23, von Joſef Nick, ebenda Bauführer Privoznik Johann — Schuhmacher — XV., Victoriagaſſe 14 a. 
C. Stigler (642). | Wieſinger Karl — Schuhmacher — XVII., Mariengaſſe 35. 
fi „ Laus, Kaiſerſtraße 47/49, von Ferd. und Leopoldine Kalb, Zbonzik Gottfried — Schuhmacher, — V., Siebenbrunnengaſſe 23. 
ebenda, Bauführer G. Berger (653). Bochnig Heinrich — Tiſchler — XV., Friesgaſſe 9. 
Riecher Chriſtian — Tiſchler — XIV., Wehrgaſſe 9. 
Für Zubauten Forter Marie — Übernahme von Wäſche zum Putzen — II., Wallen— 
. ſteinſtraße 11. 
XIX. Bezirk: Maleratelier, Döbling, Hardtgaſſe 9, von Joſefine Sinek, Färber Natalie — Verabreichung von Speiſen — II., Glockengaſſe 18. 
Hardtgaſſe 11, Bauführer Adolf Mich eroli (2757). | Kettmann Balthaſar — Verſchleiß von Papier, Schreib- und Zeichen— 
requiſiten und Kurzwaren — XVI., Lorenz Mandlgaſſe 45. 
Für Adaptierungen: | Beer Johanna — Verſchleiß von rohem Thee und Gebäck — XV., Sechs⸗ 
J. irk: J f ed hauſerſtraße 34. 
Bezirk: Franz Joſefsquai 29, von Rudolf Rirſch, Bauführer Joh. Löwy Joſef — Verſchleiß von rohem Thee und Gebäck — XV., Mürz 


II. Bezirk Schobesberger (657). ſraße 38 
Bezirk: e 5, v X; 0.4, | es NE 
b a Matth. e 1 9, J e 4, | nn 1 ** I: Desgafle . re 
iy. NARA! g Nr g . . erlein Eliſabeth — Wäſcheputzergewerbe — „ Hauptſtraße 86. 
XI. Bezirk: ee von Dr. Eduard Pokorny, Bauführer Titze Seher Weide au. Wr ge 6 
R „ Moſenggaſſe 8, von Julius Halla, Baumeiſter (665). Juklin Thereſia — üſcheputzerei — V., Diehlgaſſe 9. n 
XIII. Bezirk: Hading, Auhofſtraße 258, von Jakob Huber, G J. Maher Joſefine — Zeitungs-Verſchleiß — V., Pügramgaſſe 24. 
Schaufler, Maurermeiſter (3734). 10 5 
XVI. Bezirk: Neulerchenfeld, Fröbelgaſſe, von Franz Moſſer, ebenda, * 
Bauführer Engelbert Schramm! (6002). 
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Gewerbeaumeldungen vom 4. Februar 1895. 


Kurka Joſef — Anſtreicher — X., Landgutgaſſe 23. 
Tuſchek Albert — Bräuhauscaſſier — V., Griesgaſſe 45. 
Hein! Francisca — Brot- und Gebäck-Verſchleiß — XVIII., Stand am 
Markt in der Kutſchkergaſſe. 
Demer Marie — Canditen-Verſchleiß — IV., Preſsgaſſe 22. 
Jarabek Eva — Feilbieten von Obſt und Grünwaren im Umherziehen — 
XVII., Weidmanngaſſe 29. 
Frank Johann — Feinputzerei — IV., Wohllebengaſſe 18. 
Schwarz Marie — Feinputzerei — IV., Leibenfroſtgaſſe 5. 
Hefermann Ludwig — Fleiſchhauer — XVIII., Kreutzgaſſe, Markt. 
Junghans Franz Paul — Fleiſchhauer — XV., Neubaugürtel, Markt. 
Seiter Leopoldine — Fleiſchhauergewerbe — IV., Schäffergaſſe 15. 
Steindl Johann — Gaſtwirt — XVII., Hauptſtraße 49. 
Wolf Regine — Gaft- und Schankgewerbe — XVIII., Weinhauſerſtr. 17. 
Fantel Joſef — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVIII., Martinsſtr. 37. 
Höfinger Ignaz — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — IV., Hauptſtraße 49. 
Liemer Antonie — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — XVII., Weidmanng. 44. 
Kunz Anna — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVIII., Luſtkandlgaſſe 45. 
Prokop Joſef — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — X., Landgutgaſſe 6. 
Schmid Joſef — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — III., Klimſchgaſſe 2. 
f Ban Chriſtian — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XIII., Kuefſtein⸗ 
gaſſe 46. 
ſraß de Raimund — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — IV., Favoriten⸗ 
raße 21. 
Wendl Georg — Glaſer — V., Schwarzhorngaſſe 13. 
Fortin Franz — Kaffeeſieder — XVII., Hauptſtraße 30. 
Mandl Leopoldine — Damenkleidermacherin — IV., Mayerhofgaſſe 7. 
Jelinek Michael — Kleinfuhrgewerbe — I., Judengaſſe 12. 
Kittler Rudolf — Kleinfuhrwerk — XIV., Reindorfgaſſe 40. 


Spacek Johann — Kleinhandel mit Brennmaterialien — V., Rein» 


prechtsdorferſtraße 52. 
Sekules Bela, Sekules Ludwig — Kunſtblumen-Erzeuger — VI., 
Mariahilferſtraße 61. 


Biowsky Leopoldine — Milch- und Gebäck-Verſchleis — IV., Große 


Neugaſſe 19. 
Knayer Aloiſia — Milch⸗Verſchleiß — XV., Dingelſtedtgaſſe 81. 

6 1 Anna — Milch⸗ und Gebäck-Verſchleiß — XIV., Neindorf- 
gaſſe 10. 
Ruziéka Johann — Muſikergewerbe — X., Quellengaſſe 81. 

Dehler Marie — Nürnberger Spielwaren-Erzeugung — VI., Blaug. 1. 

Miloſtny Alois — Schuhmacher — IV., Schaumburgergaſſe 3. 

Wendi Karoline — Schuhmachergewerbe — III., Kegelgaſſe 6 a. 

Schweiger Francisca — Spirituoſenhandel — X., Van der Nüllgaſſe 38. 

Schedifka Wilhelm, Schedifka Paul — Tiſchler — XII., Arndtſtr. 39. 

Adametz Peter — Uhrmacher — J., Herrengaſſe 12. 

Scholz Amalia — Verſchleiß von Fleiſchſelchwaren — I., Graben 7. 

Janſe Marie — Verſchleiß von Milch, Milchprodueten und Gebäck — 
XIII., Siebeneichengaſſe 16. 

Pavlik Marie — Verſchleiß von Zuckerwaren und Canditen — III., 
Hauptſtraße 114. 

Ober Joſef — Victualienhandel — XIV., Märzſtraße 63. 

Weber Marie — Victualienhandel — VI., Bürgerſpitalgaſſe 12. 

Wieſer Thereſe — Victualienhandel — XIV., Am Markte. 

Majer Paul — Viehhandel — III., Centralviehmarkt. 

Morgenſtern Anna — Wäſcherin — XVIII., Gerſthoferſtraße 144. 


* * 
* 


Gewerbeanmeldungen vom 5. Februar 1895. 


Bettelheim Hermann — Agentie in Weißwaren — J., Fleiſchmarkt 14. 

Heidenreich Marie — Bäckerin — V., Reinprechtsdorferſtraße 51. 

Goldſcheider Julius — Betrieb von Börſegeſchäften — I, Wiener 
Effectenbörſe. | 

Zeiſel Helene — Brantweinſchank — XII., Storchengaſſe 8. 

Waſchmann Oskar — Commiſſionshandel mit Börſeeffecten — I., Wiener 
Effectenbörſe. 

Menkes Richard Bernhard — Commiſſionshandel mit Schuhwaren — 
III., Adamsgaſſe 15. 

Werner Franz — Commiſſionswaren⸗Verſchleiß — I., Schmerlingplatz 2. 

Fiſcha Anton — Commiſſionsweiſer Verſchleiß von Gemiſchtwaren — 
VIII., Joſefſtädterſtraße 4. 


Grünwald Julie — Drechslergewerbe — XVI., Richard Wagnerplatz 13. 


Hauſer Rudolf — Fleiſch⸗Verſchleißer — I., Markt Freyung. 


Helis Karl Leopold — Fleiſch⸗ und Selcherwaren⸗Verſchleih — X, 


Dampfgaſſe 16. 
Thunzhorny Franz — Fleiſchhauergewerbe — XVII., Kloppſtockgaſſe 28. 
Boſchniak Marie — Friſeur⸗ und Raſeurgewerbe — I., Giſelaſtraße 1. 
Gruber Martin — Futterhandel — XVII., Gſchwandnergaſſe 3. 
Baron Johanna — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — I., Wipplingerſtr. 27. 
Bauer Pauline — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — III., Radetzkyplatz 1. 
Blazek Joſef — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — XVI., Neulerchenfelderſtr. 60. 
Eſterle Franz — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XII., Eichen ſtraße 40. 
Frankl Joſef — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — I., Hohenſtaufengaſſe 14. 
Endera Karl — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — I., Fichtegaſſe 7. 
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Heichlinger Joſef — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — XVIII., Weitlofg. 38. 

Hobſt Matthias — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — V., Margarethenſtr. 8. 

Kunz Marie — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XII., Schönbrunnerſtr. 133. 

Plaſchka Anna — Gemiſchtwaren-Verſchleis — XII., Schönbrunner— 
ſtraße 133. 2 

Ruzicka Georg — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVI., Grundſteing. 46. 

Semler Joſef — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — XIV., Huglgaſſe 23. 

Gaſparik Marie — Grünwaren-Verſchleis — XVI., Markt in der 
Brunnengaſſe. 

Nelik Anna — Grünwarenhandel — X., Puchsbaumgaſſe 40. 

Graziani Dominico — Gipsfiguren-Erzeuger — V., Matzleinsdorferſtr. 5. 

Schwoizer Thereſia — Hadernhandel — XVII., Dornbacher Hauptſtr. 274. 

Schäfer Karl — Handelsagentie — VIII., Lerchenfelderſtraße 46. 

Hauner Barbara — Handelsgärtnerei — XVII., Scheibenberggaſſe 60. 

Pleban Franz — Handelsgärtnerei — XVIII., Salmannsdorf. 

Krajeſovies Johann — Handel mit Obſt und Grünwaren im Umher— 
ziehen — XVIII., Schumanngaſſe 33. 

Zimmermann Barbara — Handel mit Obſt, Blumen und Grünzeug — 
V., Siebertgaſſe 16. 

Zſakovics Martin — Handel mit Obſt und Grünwaren im Umherziehen 
— XVIII., Schumanngaſſe 33. 

Volle Heinrich — Holzbildhauer — XVI., Wattgaſſe 43. 

Tiefenbacher Rupert — Kaffee- und Feigenkaffee-Verſchleiß — X., Wie— 
landgaſſe 16. 

Wojas Andreas — Kaffeeſchank — III., Rochusgaſſe 15. 

Bortoluzzi Joſefine — Damenkleidermacherin — V., Kohlgaſſe 31. 

Zadorska Theophile — Damenkleidermacherin — J., Ledererhof 2. 

Bellak Erneſtine — Cravatten-Erzeugung — VIII., Alſerſtraße 59. 

Stein Adolf — Kurzwarenhandel — J., Renngaſſe 6. 

Enzenſömmer Marie — Marktvictualien-Verſchleiß — XVI., Markt am 
Pppenplatze. 

Till Marie — Miedermacherin — J., Tuchlauben 14 und 16. 

Ebner Pauline — Milchmeiergewerbe — XVII., Vollbadgaſſe 5. 

Frühbeck Franz — Milch⸗-Verſchleiß — XIX., Sikaringerſtraße 83. 

Krug Francisca — Milch, Gebäck, Kuchenbäckerei, Feigenkaffee, Canditen 
— XVI., Hafnerſtraße 32. 

Rath Johanna — Milch-Verſchleiß — XVII., Leitermayergaſſe 24. 

Schranz Leopoldine — Milch-Verſchleiß — V., Einſiedlergaſſe 46. 

Wanker Joſef — Milchmeiergewerbe — XVII., Kaſtnergaſſe 3. 

Hornik Andreas — Perlmutterknopfdrechsler — XII., Mandlgaſſe 4. 

Fürſt Leopold — Perſonentransport mit dem Stadtlohnwagen — X., 
Himbergerſtraße 149. 

Heinrici Marie Magdalena — Pfaidlerei — V., Steinbauergaſſe 23. 

Volkmar Auguſt — Proviſionsagent — J., Kohlmarkt 5. 

Hammerl Ernſt — Schankgewerbe — XVI., Neulerchenfelderſtraße 43. 

Bachner Karl — Tiſchler — XVI., Römergaſſe 11. 

Mondſchein Joſef — Tiſchler — XVI., Ganglbauergaſſe 29. 

Sewera Marie — Verſchleiß von Obſt, Zuckerbäckerwaren, Canditen und 
Verabreichung von Sodawaſſer — XVI., Friedrich Kaiſergaſſe 42. 

Sidler Antonia — Verſchleiß von Pferdefleiſch und Pferdefleiſch⸗Selch— 
waren — XVII., Geblergaſſe 69. 

Schritter Barbara — Victualien-Verſchleiß — III., Adamsgaſſe 12. 

Weiß Karl Walther — Verſchleiß von kosmetiſchen Mitteln en gros aus 
der Fabrik chemiſcher, pharmaceutiſcher, kosmetiſcher Präparate Apotheker 
Weiß & Co. in Gießen — J., Kärnthnerring 6. 

Grobauer Alois — Zimmermaler — XII., Schönbrunnerſtraße 87. 


* * 
* 


Gewerbeaumeldungen vom 6. Februar 1895. 


Solnitzky Joſef — Agentie in Hülſenfrüchten — II., Große Mohreng. 3. 
Singer Otto — Annoncenvermittlung mittels Eiſenbahnkarten in Täſchchen⸗ 
form — VII., Zollergaſſe 20. 
Haar Thereſe — Auskocherei — XIV., Arnſteingaſſe 29. 
Cabek Johann — Ausſchank von warmem Thee — XL, Hirſchengaſſe 9. 
Roderer Joſef — Berechtigung zum Ausladeu von Flofshrettern, Pfoſten ꝛc. 
aus Zillen am Wiener Donaucanal — IX., Alſerbachſtraße 22. 
Sobek Siegmund — Betrieb einer Gewürzmühle — II., Glockengaſſe 4. 
Honzik Marie — Canditen-Verſchleiß — VII., Weſtbahnſtraße 23. 
Wojakek Bruno — Chocolatemacher — III., Dietrichgaſſe 3. 
Rauchlatner Rudolf — Etuimacher — VII., Myrthengaſſe 18. 
Fröſch Joſef — Fleiſchhauergewerbe — VII., Burggaſſe 30. 
Straub Eliſabeth — Fleiſch⸗Verſchleiß — XV., Markt am Neubaugürtel. 
Nakladal Ignaz — Friſeur⸗ und Raſeurgewerbe — VII., Stiftgaſſe 11. 
Appeltauer Juliana — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — VI., Engelgaſſe 2. 
Karlik Joſefa — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — VI., Eßterhäzygaſſe 1. 
Rabinowitz Helene — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VII., Kandlgaſſe 14. 
ſraß Schwabl Johann — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XIII., Penzinger⸗ 
traße 54. 
Steininger Auna — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VI., Garbergaſſe 12. 
Waſtl Franz — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — III., Wälliſchgaſſe 50. 
Dunkler Michael — Glaſer — VII., Kaiſerſtraße 4. 
Schwarz Karl — Gold- und Silberarbeiter — VII., Kaiſerſtraße 86. 
Pehm Leopold — Hafner — IX., Berggaſſe 11. 
ei Kliwar Adele — Halleutrödlergewerbe — IX., Wiener Trödlerhalle. 
elle 65. 
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get u Albine — Hallentrödlergewerbe — IX., Wiener Trödlerhalle, 
elle 77. 

0 5 Julius Georg — Handelsagentie in Kurzwaren — IX., Hörl- 
gaſſe IV. f 

Singer Iſidor, Dr., Kanner Heinrich, Dr., Bahr Hermann — Heraus⸗ 
gabe der periodiſchen Druckſchrift „Die Zeit“ — IX., Güuthergaſſe 1. 

Balleſtrin Giovanni — Cantine — XI., Central-Friedhof. 

Engländer Clara — Damenkleidermacherin — VI., Hofmühlgaſſe 7. 

Goſtl Bernhard — Herren- und Damenkleidermacher — XV., Schön⸗ 
brunnerſtraße 42. 

Handrejch Joſef — Herrenkleidermacher — II., Bäuerlegaſſe 14. 

Nemelka Aloiſia — Kleidermachergewerbe — VII., Neubaugaſſe 47. 

Skoda Johann — Herrenkleidermacher — II., Neſtroygaſſe 3. 

Wagner Ignaz — Herrenkleidermacher — VIII., Stolzenthalergaſſe 24. 

Walcher Hermine — Damenkleidermacherin — IX., Mariannengaſſe 25 a. 

Frimmel Cyrill — Kleinhandel mit Brennholz, Kohlen und Coaks — 
II., Czerningaſſe 13. 

Kann Emanuel — Kunſthandel mit auf mechaniſchem oder chemiſchem 
Wege vervielfältigten artiſtiſchen Erzeugniſſen — VI., Canalgaſſe 6. 

Spandl Anna — Marktvictualienhandel — XIV., Reichsapfelgaſſe 35. 

Schumann Marie — Maskenleihgeſchäft — VII., Mariahilferſtraße 52. 

Bacher Barbara — Milch- und Gebäck-Verſchleiß — XVIII., Gertrud— 
platz 7. 

Plaſil Serafine — Milch- und Gebäck-Verſchleiß — XVIII., Gürtelſtr. 66. 

Rauſcher Andreas — Milchmeier — V., Untere Bräuhausgaſſe 65. 

Oſtrihansky Juliane — Modiſtin — VII., Burggaſſe 45. 

Vetter Aloiſia — Modiſtin — XV., Schönbrunnerſtraße 23. 

Eichler Rudolf — Muſiker — XVIII., Kreutzgaſſe 36. 

Stepanovies Johann — Obſt⸗ und Grünwarenhandel im Umherziehen — 
XVIII., Gürtel 7. 

Friedmann Eva — Oſterbrot⸗Erzeugung — II., Dammſtraße 22. 

Feuer Herz — Pachtweiſer Betrieb des Trödlergewerbes — VII., 
Burggaſſe 32. 

Lunzer Julie — Pacht der Brantweinſchank der Wilhelmine Katona — 
XI., Hauptſtraße 93. 

Stohr Franz, Dr. — Perſonalapotheker — II., Raimundsgaſſe 6. 

Wöß Guſtav — Pferdehandel — XII., Breitenfurterſtraße 1 b. 

Wirtz Ludwig — Poſamentierer — VII., Neubaugaſſe 41. 

Krulik Franz — Schuhmacher — IX., Grünethorgaſſe 9. 

Suchomel Karl — Schuhmacher — II., Schreigaſſe 12. 

Formanek Alois — Schwertfeger — VII., Neuſtiftgaſſe 56. 

Mikſchitz Joſefa — Selch⸗ und Fleiſchwaren⸗Verſchleiß — XVIII., 
Martinsſtraße 97. 

Speyer Oskar — Turfagentie — VI., Mariahilferſtraße 61. 

Pfeifer Magdalena — Verabreichung von Speiſen, Ausſchank von Bier, 
Wein und Obſtwein, Haltung von erlaubten Spielen mit Ausnahme des 
Billardſpieles und Beherbergung von Fremden — IX., d'Orſaygaſſe 12. 

Steyrer Andreas — Verabreichung von Speiſen und Ausſchank von 
Wein und Obſtwein — IX., Altmüttergaſſe 5. 

Schmidl Anton — Verſchleiß von chirurgiſchen Verbandſtoffen — VII., 
Schottenfeldgaſſe 52. 

Kettinger Thereſia — Verſchleiß von Kerzen, Seifen, Waſchſoda, 
Petroleum und Tafelöl — III., Obere Viaduetgaſſe, Verbindungsbahn⸗ 
Viaduct 26. | 

Föhr O. — Verſchleiß von neuen Einrichtungsgegenſtänden — IV., 


echtengaſſe 13. 
Hechteng (Das Weitere folgt.) 
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